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quartal. Die Konjunktur hat damit seit der Stagnation im IV. Quartal 2023 (+0,1%) kaum angezogen. Im Vor-
jahresvergleich sank das BIP um 1,1%. Die Rezession im produzierenden Bereich und dem Bauwesen hielt 
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Konjunktur kommt nur langsam in Schwung 
Christian Glocker 

 Die österreichische Wirtschaft wuchs im I. Quartal 2024 um 0,2% gegenüber dem Vorquartal 
(laut Statistik Austria). 

 Auf der Nachfrageseite prägte eine Ausweitung des privaten Konsums sowie der Exporte 
die Entwicklung. 

 Auf der Angebotsseite stand eine Rezession in der Industrie einer Expansion in den 
Marktdienstleistungen gegenüber.  

 Einkommensseitig schrumpften die Kapitaleinkommen, während die Lohneinkommen zulegten. 

 Im privaten Sektor stagnierte die Beschäftigung im I. Quartal (laut VGR). 

 Gemäß Vorlaufindikatoren dürfte die heimische Industrie auch im II. Quartal in der Rezession verharren. 

 

 
Wettbewerbsposition und Industrieproduktion 

Die Verschlechterung der internationalen Wettbewerbsposition österreichischer 
Sachgütererzeuger erschwert den Absatz auf dem wichtigen europäischen 
Binnenmarkt. Die daraus resultierende Nachfrageschwäche belastet die Indus-
trieproduktion (Q: WIFO-Konjunkturtest; Statistik Austria; WDS – WIFO-Datensystem, 
Macrobond). 

 

"Gemäß Unternehmensumfragen 
hat sich die internationale Wett-
bewerbsposition österreichischer 
Industrieunternehmen zuletzt 
verschlechtert. Dies dämpft die 
Nachfrage und somit die 
Produktion." 
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Konjunktur kommt nur langsam in Schwung 
Christian Glocker 

 
Konjunktur kommt nur langsam in Schwung 
Laut Statistik Austria wuchs die österreichische Wirtschaft im 
I. Quartal 2024 um 0,2% gegenüber dem Vorquartal. Die 
Konjunktur hat damit seit der Stagnation im IV. Quartal 
2023 (+0,1%) kaum angezogen. Im Vorjahresvergleich sank 
das BIP um 1,1%. Die Rezession im produzierenden Bereich 
und dem Bauwesen hielt an, nur die Marktdienstleistungen 
expandierten. Für das II. Quartal deuten Vorlaufindikatoren 
auf eine Fortsetzung der zaghaften Konjunkturbelebung 
hin. 

 Economic Activity Slow to Gain Momentum 
According to Statistics Austria, the Austrian economy grew 
by 0.2 percent in the first quarter of 2024 compared to the 
previous quarter. Economic activity has thus barely picked 
up since stagnating in the fourth quarter of 2023 (+0.1 per-
cent). GDP fell by 1.1 percent compared to the previous 
year. The recession in manufacturing and construction 
continued, with only market-related services expanding. 
Leading indicators for the second quarter point to a con-
tinuation of the tentative economic recovery. 

 

 
JEL-Codes: E32, E66 • Keywords: Konjunkturbericht 
Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter:innen des WIFO. Zu den Definitionen siehe 
"Methodische Hinweise und Kurzglossar", in diesem Heft und https://www.wifo.ac.at/wp-content/uploads/2024/01/WIFO-
Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf. 
Wissenschaftliche Assistenz: Astrid Czaloun (astrid.czaloun@wifo.ac.at), Christine Kaufmann (christine.kaufmann@wifo.ac.at), 
Martha Steiner (martha.steiner@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 6. 6. 2024 

 

 Kontakt: Christian Glocker (christian.glocker@wifo.ac.at)   

1. Einleitung  

Die Weltwirtschaft behielt im I. Quartal ihren 
moderaten Expansionskurs bei. Die regiona-
len Unterschiede zwischen den Industrielän-
dern verringerten sich. Im Euro-Raum nahm 
die Wirtschaftsleistung nach einem Rück-
gang im Vorquartal wieder spürbar zu. In 
den USA verlor das Wachstum hingegen 
deutlich an Schwung. 

In Österreich stieg das reale BIP im I. Quartal 
2024 um 0,2% gegenüber dem Vorquartal 
(laut Statistik Austria). Ein Wachstum von 
0,2% unterscheidet sich zwar kaum von einer 
Stagnation, ist aber dennoch das höchste 
seit 1½ Jahren. Auf der Angebotsseite wurde 
die Konjunktur weiterhin durch die Rezession 
in der Industrie gebremst, aber durch hohe 
Wertschöpfungszuwächse in zahlreichen 
Marktdienstleistungen stabilisiert. Nachfrage-
seitig sticht ein konsumgetriebener Wachs-
tumsimpuls hervor. Seine Wirkung wurde je-
doch durch den kräftigen Anstieg der Im-
porte gedämpft. Auf der Einkommensseite 
zeigte sich im I. Quartal ein lebhaftes Wachs-
tum der Lohneinkommen bei rückläufigen 
Kapitaleinkommen. 

Vorlaufindikatoren deuten nach wie vor auf 
ein schwieriges Konjunkturumfeld hin. In der 
Sachgütererzeugung und im Bauwesen fal-
len die Konjunktureinschätzungen weiterhin 
sehr pessimistisch aus. Dies betrifft sowohl die 

aktuelle Lage als auch den Ausblick. Opti-
mistischer ist hingegen die Stimmung der 
Dienstleister, wenngleich sich ihre Erwartun-
gen zuletzt wieder eingetrübt haben. Das 
Verbrauchervertrauen ist nach wie vor sehr 
gering. Vor allem das subjektiv wahrgenom-
mene Arbeitsplatzverlustrisiko ist überdurch-
schnittlich und stieg zuletzt weiter an. 

Der Verbraucherpreisindex notierte im April 
2024 um 3,5% über dem Vorjahresniveau. 
Dies markierte den schwächsten Anstieg seit 
September 2021. Dennoch blieb der Ver-
braucherpreisauftrieb höher als im Durch-
schnitt des Euro-Raumes. Im Mai dürfte sich 
die Teuerung in Österreich leicht auf +3,3% 
abgeschwächt haben (laut Schnellschät-
zung von Statistik Austria). Die Erzeugerpreise 
lagen im April um 4,8% unter dem Vorjahres-
niveau, nachdem sie bereits in den Vormo-
naten spürbar gesunken waren. Die Ver-
langsamung der Verbraucherpreisinflation 
dürfte sich damit – wenn auch verzögert – 
fortsetzen. 

Die Konjunkturflaute belastet auch den Ar-
beitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit stieg zuletzt 
weiter an, während die Zahl der offenen 
Stellen abnahm. Im Mai 2024 lag die unselb-
ständig aktive Beschäftigung nach vorläufi-
ger Schätzung um 14.000 über dem Vorjah-
resniveau (+0,4%), nach knapp +17.000 im 
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April. Ende Mai waren um rund 25.000 Perso-
nen mehr arbeitslos gemeldet als vor einem 
Jahr (+10,1%). Die Arbeitslosenquote (natio-

nale Definition) betrug voraussichtlich 6,4% 
(+0,5 Prozentpunkte über dem Vorjahr). 

2. Erholung der Weltwirtschaft setzt sich fort 

Die Weltwirtschaft behielt im I. Quartal 2024 
ihren moderaten Expansionskurs bei. Die re-
gionalen Unterschiede zwischen den Indust-
rieländern verringerten sich. Im Euro-Raum 
nahm die Wirtschaftsleistung nach dem 
Rückgang im Vorquartal wieder spürbar zu. 
In den USA schwächte sich das Wirtschafts-
wachstum hingegen deutlich ab.  

Umfrageergebnissen zufolge dürfte die Welt-
wirtschaft im II. Quartal weiter Fahrt aufneh-
men. Laut Einkaufsmanagerindizes (Stan-
dard & Poors Global PMI) hat sich die Ge-
schäftslage in den letzten Monaten weltweit 
spürbar verbessert. Vor allem der Dienstleis-
tungssektor trug zur Stimmungsaufhellung 
bei. 

2.1 Robuste Konjunktur in China 

Die chinesische Wirtschaft expandierte auch 
im I. Quartal 2024 robust. Das BIP wuchs um 
1,6% gegenüber dem Vorquartal und um 
rund 5,3% gegenüber dem Vorjahr. Getra-
gen wurde die Expansion von einer kräftigen 
Erholung im verarbeitenden Gewerbe und in 
weiten Teilen des Dienstleistungssektors, 
während der Wachstumsbeitrag des Immo-
biliensektors abermals negativ ausfiel. Die 
hohe Dynamik geht mit einem nach wie vor 
geringen Preisdruck einher, was auf unge-
nutzte Kapazitäten hinweist. Im April 2024 
stieg der Verbraucherpreisindex im Jahres-
vergleich um 0,3%. Die Preise für Nahrungs-
mittel sanken um 2,7%, während jene für an-
dere Güter und Dienstleistungen um 0,9% 
anzogen. Die Erzeugerpreise für Industriepro-
dukte waren sogar rückläufig (2,5% gegen-
über dem Vorjahr).  

Der Einkaufsmanagerindex für das verarbei-
tende Gewerbe in China deutet auf eine 
anhaltende, wenn auch moderate Expan-
sion hin. Von den fünf Subindizes notierten 
der Produktionsindex, der Auftragseingangs-
index und der Index für die Lieferzeiten der 
Zulieferer über der Expansionsschwelle, wäh-
rend der Index für die Rohstofflagerbe-
stände und der Beschäftigungsindex darun-
ter lagen. 

2.2 USA: Privater Konsum stützt Konjunktur 

In den USA verlor die Wirtschaft zu Jahresbe-
ginn spürbar an Fahrt. Das reale BIP stieg im 
I. Quartal nur mehr um 0,3% gegenüber dem 
Vorquartal (saisonbereinigt), was nach dem 
kräftigen Wachstum in der zweiten Jahres-
hälfte 2023 einer deutlichen Abschwächung 
gleichkommt. Dämpfend wirkten die hohen 
Importe und ein negativer Beitrag der Lager-

haltung. Zudem expandierte die öffentliche 
Konsumnachfrage, die im Vorjahr eine we-
sentliche Stütze der Konjunktur gewesen 
war, nur mehr geringfügig. Der private Kon-
sum blieb dagegen weiterhin robust und 
eine zentrale Säule der Gesamtwirtschaft. Er-
möglicht wurde dies durch den hohen Be-
schäftigungszuwachs und steigende Real-
einkommen. Auch die gewerblichen Investi-
tionen nahmen trotz der restriktiven Finanzie-
rungsbedingungen spürbar zu. Die Wohn-
bauinvestitionen wurden deutlich ausgewei-
tet. 

Vor dem Hintergrund der anhaltend robus-
ten Binnenkonjunktur ist die Abschwächung 
der Teuerung weitgehend zum Stillstand ge-
kommen. Der Verbraucherpreisindex no-
tierte im April um 3,4% über dem Vorjahresni-
veau, womit die Inflation um 0,3 Prozent-
punkte höher war als im Jänner. Die Kernin-
flationsrate ging zwar zurück, blieb aber mit 
3,6% auf hohem Niveau. Die Notenbank der 
USA ließ den Leitzins zuletzt unverändert. 

2.3 Erste Anzeichen einer Konjunktur-
erholung in der EU und im Vereinigten 
Königreich 

In der EU und im Vereinigten Königreich stieg 
die Wirtschaftsleistung im I. Quartal 2024 wie-
der spürbar an, nachdem sie im 2. Halbjahr 
2023 gesunken war. Im Vereinigten König-
reich war das BIP im I. Quartal um 0,6% hö-
her als im Vorquartal. Neben dem verarbei-
tenden Gewerbe legte auch der Dienstleis-
tungssektor, der lange Zeit geschwächelt 
hatte, deutlich zu. Die Konjunkturaufhellung 
spiegelt sich bislang noch nicht auf dem Ar-
beitsmarkt, die Arbeitslosenquote stieg zu-
letzt weiter an. Die Inflationsrate gemäß VPI 
lag im März mit 3,2% nach wie vor über der 
geldpolitischen Zielmarke. Vor diesem Hinter-
grund beließ die britische Notenbank die 
Leitzinsen unverändert. 

In der EU stieg das BIP im I. Quartal 2024 um 
voraussichtlich 0,3% gegenüber dem Vor-
quartal und damit so stark wie zuletzt vor 
1½ Jahren. Nach Ländern verläuft die Ent-
wicklung nach wie vor sehr heterogen: Die 
höchsten Wachstumsraten verzeichneten 
mit etwa 1% Malta, Zypern, Irland und Kroa-
tien, aber auch in Ungarn, Litauen, Lettland, 
Spanien und Portugal expandierte die Wirt-
schaftsleistung robust. In Italien legte das BIP 
um 0,3% zu, in Deutschland und Frankreich 
um jeweils 0,2%. Rückgänge verzeichneten 
lediglich Dänemark, die Niederlande, Est-
land und Schweden.  

Umfrageergebnissen zu-
folge dürfte die welt-
weite Konjunktur im 
II. Quartal weiter an 
Schwung gewinnen. 

In der EU und im Verei-
nigten Königreich legte 

die Wirtschaftsleistung 
im I. Quartal 2024 erst-
mals wieder zu, nach-
dem sie im 2. Halbjahr 
2023 geschrumpft war. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 
Saisonbereinigt, 2015 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 

 Entwicklung in den 
Einkaufsmanagerindex, Gesamtwirtschaft letzten 12 Monaten 
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Q: Europäische Kommission, Deutsche Bundesbank, ISM (Institute for Supply ManagementTM), ifo (Institut für 
Wirtschaftsforschung), OECD, S&P Global.  1) ÖNACE 2008, Abschnitte B, C und D. – 2) Verarbeitendes Ge-
werbe. 
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Der S&P Global Einkaufsmanagerindex für 
den Euro-Raum stieg im Mai auf 52,2 Punkte 
(April: 51,7 Punkte) und signalisierte damit 
den dritten Monat in Folge eine Verbesse-
rung der Geschäftslage im privaten Sektor 
(verarbeitendes Gewerbe und Marktdienst-
leistungen). Der Anstieg des Index wurde er-
neut vom Dienstleistungssektor getragen. 
Auch die Auftragseingänge legten zu.  

Die Inflation im Euro-Raum schwächte sich 
im April nicht mehr weiter ab (2,4%, gemäß 
HVPI). Die moderatere Verteuerung von Wa-
ren bzw. die Verbilligung von Energie wur-
den durch höhere Preissteigerungen bei 
Nahrungsmitteln und Dienstleistungen auf-
gewogen. Eurostat rechnet für Mai mit ei-
nem Anstieg der Teuerung auf 2,6%, der vor 
allem auf die Kerninflationsrate zurückgeht 
(April: 2,7%, Mai: 2,9%). 

Deutschlands Wirtschaftsleistung stieg im 
I. Quartal 2024 um 0,2% gegenüber dem 

Vorquartal, nachdem sie im IV. Quartal 2023 
geschrumpft war. Insbesondere das Bauwe-
sen, aber auch die Industrie und die Dienst-
leistungsbranchen verzeichneten im I. Quar-
tal 2024 Wertschöpfungszuwächse. Im Falle 
des Bauwesens ist dies auf die günstige Wit-
terung zurückzuführen. Die Industrie konnte 
zwar den negativen Trend durchbrechen 
und die Produktion wieder steigern, die Neu-
aufträge gingen jedoch sowohl aus dem 
Ausland als auch aus dem Inland deutlich 
zurück, was den Ausblick trübt. Die Auftrags-
rückgänge sind dem noch schwachen Welt-
handel und der erhöhten wirtschafts- und 
geopolitischen Unsicherheit geschuldet. Im 
deutschen Baugewerbe sanken die Auf-
tragseingänge ebenfalls. Die hohe Unsicher-
heit belastet die Konsumnachfrage, obwohl 
sich die Einkommenssituation der privaten 
Haushalte infolge eines robusten Arbeits-
marktes und steigender Reallöhne verbes-
sert hat. 

3. Österreich: Leichte Expansion der Wirtschaftsleistung im I. Quartal 

In Österreich wuchs das reale BIP im I. Quar-
tal 2024 um 0,2% gegenüber dem Vorquar-
tal (laut Statistik Austria). Angesichts der Re-
visionsanfälligkeit der zugrundeliegenden 
Daten unterscheidet sich ein Wachstum von 
0,2% zwar nicht wesentlich von einer Stagna-
tion, ist aber dennoch das kräftigste seit 
1½ Jahren. Im Vorjahresvergleich sank das 
BIP um 1,1%. Darin spiegelt sich die deutlich 
negative Jahresverlaufsrate des Vorjahres.  

Angebotsseitig wurde der Konjunkturverlauf 
weiterhin von der Rezession in der Industrie 
bestimmt. Die Wertschöpfung der Sachgü-
tererzeugung schrumpfte im I. Quartal um 
1,3%, womit der Abschwung der Industrie-
konjunktur auch zu Jahresbeginn unvermin-
dert anhielt. Stabilisiert wurde das BIP durch 
deutliche Wertschöpfungszuwächse in zahl-
reichen Marktdienstleistungen, insbesondere 
im Handel, in der Information und Kommuni-
kation, in den Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen sowie in den sonstigen wirt-
schaftlichen Dienstleistungen. 

Nachfrageseitig expandierte der Konsum 
der privaten Haushalte erstmals seit dem 
Frühjahr 2022 wieder deutlich. Der Nachfra-
geimpuls wurde jedoch wegen des hohen 
Importgehalts des privaten Konsums durch 
einen kräftigen Anstieg der Importe ge-
dämpft. Sowohl der öffentliche Konsum als 
auch die Investitionen trugen im I. Quartal 
negativ zum BIP-Wachstum bei. Die Exporte 
nahmen vor allem dank einer Belebung der 
Warenausfuhren deutlich zu. Dennoch 
dämpfte der Außenhandel rein rechnerisch 
das BIP-Wachstum.  

Einkommensseitig war im I. Quartal ein kräfti-
ger Anstieg der Lohneinkommen um 2,2% zu 
verzeichnen. Er ging auf alle Wirtschaftsbe-
reiche zurück, war jedoch in den sonstigen 

Dienstleistungen mit 3,3% besonders ausge-
prägt. Im Gegensatz zu den Lohneinkom-
men sanken die Kapitaleinkommen (Brutto-
betriebsüberschüsse und Selbständigenein-
kommen) um 1,4% gegenüber dem Vor-
quartal und setzten damit die Abwärtsdyna-
mik des Vorjahres fort. Eine Bodenbildung ist 
noch nicht erkennbar.  

3.1 Vorlaufindikatoren zeichnen weiterhin 
trübes Bild 

Die Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests vom 
Mai zeigen eine Verschlechterung der Kon-
junktureinschätzungen der Unternehmen. 
Der WIFO-Konjunkturklimaindex verharrte 
trotz einer leichten Verbesserung der Lage-
beurteilungen im negativen Bereich. Der 
Teilindex zur aktuellen Lage legte in allen 
Sektoren zu, blieb aber in der Sachgüterer-
zeugung weit unter null. In der Bauwirtschaft 
blieb er ebenfalls negativ. In den Dienstleis-
tungen und im Einzelhandel lag der Lagein-
dex zuletzt im positiven Bereich. 

Der Rückgang des WIFO-Konjunkturklima-
index folgt aus der Eintrübung der unterneh-
merischen Erwartungen. Der entsprechende 
Teilindex gab im Mai deutlich nach und no-
tierte damit wieder tiefer im pessimistischen 
Bereich. Besonders ausgeprägt war der Ab-
wärtstrend in der Sachgütererzeugung. Dies 
dämpft die Aussichten auf eine rasche Erho-
lung der Industriekonjunktur. 

Die befragten Sachgütererzeuger meldeten 
im Mai per Saldo eine anhaltend schwache 
Produktionstätigkeit. Die Auftragsbestände 
blieben trotz einer leichten Verbesserung auf 
niedrigem Niveau: Nur rund 52% der Unter-
nehmen meldeten zumindest ausreichende 
Auftragsbestände (Vormonat: 51%, Mai 
2023: 69%). Ein ähnliches Bild zeigt sich bei 

Deutschland verzeich-
nete im I. Quartal wieder 

einen Anstieg des BIP. 
Zuvor war die Wirt-

schaftsleistung deutlich 
gesunken. 

Vorlaufindikatoren deu-
ten auf eine Fortsetzung 
der Rezession in der In-

dustrie hin. Der Nachfra-
gemangel ist dabei wei-

terhin das wichtigste 
Produktionshemmnis.  
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den Auslandsaufträgen. Die Einschätzungen 
zur aktuellen Geschäftslage blieben unter-
durchschnittlich und per Saldo so negativ 
wie zuletzt während der COVID-19-Pande-
mie (Mai 2024 44 Punkte).  

Der saisonbereinigte UniCredit Bank Austria 
EinkaufsManagerIndex für das verarbei-
tende Gewerbe bestätigt weitgehend die 

Einschätzung auf Basis des WIFO-Konjunk-
turtests. Der Einkaufsmanagerindex, der auf 
Messwerten zu Auftragseingängen, Produk-
tion, Beschäftigung, Lieferzeiten der Zuliefe-
rer und Lagerbeständen basiert, stieg im Mai 
zwar an, liegt jedoch weiterhin auf einem Ni-
veau, das auf anhaltende Produktionsrück-
gänge hinweist. Überdies trüben die rückläu-
figen Auftragseingänge weiter den Ausblick.  

 

Abbildung 2: Lagebeurteilung und Erwartungen der Unternehmen 

Gesamtwirtschaft Sachgütererzeugung 

  

Bauwirtschaft Dienstleistungen 

  

Q: WIFO-Konjunkturtest. Angaben in Indexpunkten (Prozentpunkten) zwischen +100 und 100. Werte über null zeigen insgesamt optimistische, Werte 
unter null pessimistische Einschätzungen an. Saisonbereinigt. 

 

Die Kredithürde – definiert als Saldo des An-
teils der Unternehmen, die die Kredit-
vergabe der Banken als entgegenkommend 
bezeichnen, und des Anteils der Unterneh-
men, welche sie als restriktiv beurteilen – ver-
besserte sich im Mai gegenüber dem Vor-
quartal, blieb aber tief im negativen Be-
reich. Für kleinere Unternehmen (unter 50 Be-
schäftigte) ist die Kredithürde höher als für 
mittlere (50 bis 250 Beschäftigte) und große 
Unternehmen (mehr als 250 Beschäftigte).  

Das Verbrauchervertrauen ist zuletzt tenden-
ziell gestiegen, aber immer noch unter-
durchschnittlich. Auf eine geringe Ausga-
benbereitschaft deutet der Teilindex zur er-
warteten Arbeitslosigkeit hin, der weiter zu-
legte und auf überdurchschnittlichem Ni-
veau notiert. In diesem Indikator spiegelt 
sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt: Eine 
stagnierende Beschäftigung im privaten Sek-
tor bei gleichzeitig steigender Arbeitslosigkeit 
schürt Unsicherheit und trübt damit die Aus-
sichten auf eine nachhaltige Erholung des 
privaten Konsums.  
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Obwohl sich die Kre-
dithürde zuletzt etwas 
verringert hat, beurteilen 
die Unternehmen die 
Kreditvergabe der Ban-
ken nach wie vor als 
tendenziell restriktiv. 
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Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 

 
 Mai 

Arbeitslosenquote, in % der unselbständigen Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

 

 
 Mai 

Inflationsrate, in % 

 

 
 Mai2) 

Effektiver Wechselkurs, real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

 
  Apr 

Sekundärmarktrendite für 10-jährige Bundesanleihen, in % 

 

 
 Mai 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Dachverband der Sozialversicherungsträger, OeNB, Statistik Austria, WIFO-
Berechnungen.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, und ohne 
in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung. – 2) Schnellschätzung von Statistik Austria. – 3) Ge-
samtindex ohne Energie, Lebensmittel, Alkohol und Tabak. 
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3.2 Teuerung verlangsamt sich vorerst nicht 
weiter 

Im April 2024 lag der Verbraucherpreisindex 
laut Statistik Austria um 3,5% über dem Vor-
jahresniveau und um 0,1% über dem Niveau 
des Vormonats, womit er so schwach zu-
legte wie zuletzt im September 2021. Vergli-
chen mit dem Euro-Raum blieb die Teuerung 
jedoch lebhaft. Im April verzeichneten ledig-
lich Belgien (4,9%) und Kroatien (4,7%) hö-
here Inflationsraten als Österreich (3,4% ge-
mäß HVPI). Für Mai 2024 erwartet Statistik 
Austria einen Anstieg des VPI von 3,3%, wo-
mit der Preisauftrieb kaum schwächer aus-
fallen dürfte als im Vormonat. 

Im April wirkten die Erdgaspreise erstmals seit 
Einsetzen der kräftigen Verbraucherpreisin-
flation im Jahr 2021 deutlich dämpfend auf 
den VPI ein. Auch Pauschalreisen dämpften 
die Teuerung, statt wie in den zwölf Mona-
ten zuvor stark preistreibend zu wirken. Aller-
dings liegen die Preisanstiege in der Gastro-
nomie weiterhin über dem Durchschnitt, und 
der Preisauftrieb bei Treibstoffen hat sich so-
gar verstärkt. Die Mieten (einschließlich Neu-
vermietungen) stiegen mit 7,9% weniger 
kräftig als noch im März (+8,4%).  

Der Erzeugerpreisindex für den produzieren-
den Bereich (ÖNACE 2008, Abschnitte B bis 
E) lag im April 2024 um 4,8% unter dem Vor-
jahresniveau, nach 6,3% im März und 6,4% 
im Februar. Somit setzte sich die Erzeuger-
preisdeflation leicht abgeschwächt fort. Den 
größten Einfluss auf die Entwicklung des In-
dex hatten die Preisrückgänge im Bereich 
Energie (18,5% gegenüber April 2023), ins-
besondere die Verbilligung von Strom und 
Dienstleistungen der Elektrizitätsversorgung 

(23,5%) sowie industriell erzeugter Gase und 
Dienstleistungen der Gasversorgung 
(22,3%). Mineralölerzeugnisse verteuerten 
sich hingegen. 

Vorleistungsgüter waren im April 2024 im 
Durchschnitt um 1,2% billiger als im Vorjahr, 
Investitionsgüter hingegen um 3,1% teurer 
(März 2024 +2,9%, Februar 2024 +3,2%). Das 
Preisniveau für Konsumgüter lag im April 
2024 um 1,4% über dem Vorjahresniveau 
(März 2024 +1,5%, Februar 2024 +1,4%). 

3.3 Beschäftigung laut VGR steigt kaum 
mehr  

Die Konjunkturflaute schlägt mittlerweile 
deutlich auf den Arbeitsmarkt durch. Im pro-
duzierenden Gewerbe, im Bauwesen und ei-
nigen Dienstleistungsbereichen sank die Be-
schäftigung im I. Quartal 2024 gegenüber 
dem Vorquartal (Beschäftigungsverhältnisse 
laut VGR). In öffentlichkeitsnahen Dienstleis-
tungsbereichen wurde sie neuerlich ausge-
weitet.  

Die Zahl an offenen Stellen ist zwar weiterhin 
hoch, nimmt jedoch tendenziell ab, wäh-
rend die Arbeitslosigkeit steigt. Im Mai 2024 
lag die Zahl der unselbständig aktiven Be-
schäftigten nach vorläufiger Schätzung des 
Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft 
um 14.000 über dem Vorjahresniveau 
(+0,4%), nach knapp +17.000 im April. Ende 
Mai waren um rund 25.000 Personen mehr 
arbeitslos gemeldet als vor einem Jahr 
(+10,1%), zusätzlich befanden sich um rund 
5.600 Personen mehr in Schulung (+7,7%). 
Die Arbeitslosenquote (nationale Definition) 
betrug voraussichtlich 6,4% (+0,5 Prozent-
punkte über dem Vorjahr). 

 

Die Erzeugerpreise sin-
ken weiter, werden je-
doch erst verzögert die 
Konsumentenpreise 
dämpfen. 

Die Konjunkturschwäche 
spiegelt sich verstärkt 
auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Arbeitslosigkeit 
steigt weiter an, wäh-
rend die Zahl an offenen 
Stellen sinkt. Im privaten 
Sektor stagnierte die Be-
schäftigung im I. Quartal 
2024.  
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
 

 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, werden 
ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglichkeit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vor-
liegenden Glossar zusammengefasst. 

 

 Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, christine.kaufmann@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   
 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). 

Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 

Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Konjunk-
turverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterlie-
gen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonbereinigung 
auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik im 
unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vorange-
gangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des Folgejah-

res  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate des Jah-

res 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des IV. Quartals 
des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 2006, 
als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist ein 
Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbrau-
cherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die vergleichbare 
Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preis-
stabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch https://www. 
statistik.at).  

Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 87% 
der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisin-
dex (VPI 2020) enthaltenen Güter und Dienstleistungen in die Be-
rechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionsbefragung 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 
1.700 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ihrer aktu-
ellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Die WIFO-Investitions-
befragung ist eine halbjährliche Befragung von Unternehmen zu 
ihrer Investitionstätigkeit im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
(https://www.konjunkturtest.at). Die Indikatoren sind Salden zwi-
schen dem Anteil der positiven und jenem der negativen Mel-
dungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen ge-
wichtet nach Beschäftigten. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbständi-
gen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosen-
bestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in Stan-
dardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen 
bei AMS und Dachverband der Sozialversicherungsträger. 

Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zivil-
diener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Daten-
basis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen 
Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-
Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der Ar-
beitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler 
berücksichtigt. 

Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leis-
ten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 

https://www.statistik.at
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WIFO  ■  STUDIEN   
 

Inflation und Budgets der Bundesländer in Österreich 
Simon Loretz, Hans Pitlik, Margit Schratzenstaller 

 

 

Die anhaltende hohe Inflation der letzten Jahre hat direkte 
und indirekte Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
auf allen Verwaltungsebenen. Aufgrund der oft zeitverzö-
gerten Effekte der Inflation auf Einnahmen und Ausgaben 
ist eine umfassende Bewertung der budgetären Inflations-
folgen über mehrere Jahre hinweg erforderlich. Die Studie 
analysiert mittels eines Vergleichs verschiedener Inflations-
szenarien die Auswirkungen der inflationären Entwicklung 
auf die Budgets der Länder und Gemeinden für den Zeit-
raum von 2022 bis 2025. Im Ergebnis verbleiben die Einnah-
menzuwächse hinter den induzierten Mehrausgaben der 
subnationalen Gebietskörperschaften. 

 

Im Auftrag der Verbindungsstelle der Österreichischen Bundesländer • Juni 2024 • 107 Seiten • Kostenloser Download: 
https://www.wifo.ac.at/publication/pid/51617391/  
  



WIFO  ■  Monatsberichte 6/2024, S. 313-332  313 
 

WIFO  ■  Monatsberichte 6/2024 Regionalwirtschaft 2023 
 

Große regionale Unterschiede in der 
Wirtschaftsentwicklung 
Die Wirtschaft in den Bundesländern 2023 
Philipp Piribauer, Sabine Ehn-Fragner, Oliver Fritz, Peter Huber, Michael Klien, Anja Sebbesen, 
Gerhard Streicher 

 Energiepreisschocks und eine Industrierezession beeinträchtigten im Jahr 2023 Österreichs Wirtschaft. 
Insbesondere die Bauwirtschaft litt unter hohen Leitzinsen. 

 Der Tourismus entwickelte sich dagegen positiv und stützte die Gesamtwirtschaft, besonders in Wien, 
Tirol und Salzburg. 

 Im Burgenland, in Salzburg und in Tirol wuchs die reale Bruttowertschöpfung laut aktueller WIFO-
Schnellschätzung, während die anderen Bundesländer Rückgänge verzeichneten.  

 Die regionalen Arbeitsmärkte zeigten sich weiterhin robust, wobei Bundesländer mit touristischem 
Schwerpunkt gegenüber Industrieregionen bevorzugt waren. 

 

 
Schnellschätzung der Bruttowertschöpfung 2023 
Ohne Land- und Forstwirtschaft, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen), 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Die Preisschocks führten 2023 zu einer deutlichen Eintrübung der Konjunktur und 
einer europaweiten Industrierezession. In einigen Bundesländern stützten noch 
Aufholeffekte die reale Bruttowertschöpfung, da sich dort der Tourismus von den 
durch die COVID-19-Pandemie ausgelösten Verwerfungen erholte (Q: WIFO, ESVG 
2010, vorläufige Werte Stand April 2024). 

 

"Die österreichische Wirtschaft litt 
2023 unter der deutlichen Eintrü-
bung der Industriekonjunktur. Der 
Tourismus entwickelte sich hin-
gegen antizyklisch und war damit 
eine wichtige Stütze der Gesamt-
wirtschaft." 
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Große regionale Unterschiede in der Wirtschaftsentwicklung 
Die Wirtschaft in den Bundesländern 2023 

Philipp Piribauer, Sabine Ehn-Fragner, Oliver Fritz, Peter Huber, Michael Klien, Anja Sebbesen, 
Gerhard Streicher 

 
Große regionale Unterschiede in der Wirtschafts-
entwicklung. Die Wirtschaft in den Bundesländern 2023 
Die wirtschaftliche Entwicklung der österreichischen Bun-
desländer war im Jahr 2023 von Energiepreisschocks und 
einer europaweiten Industrierezession geprägt. Während 
die Bauwirtschaft unter den hohen Zinsen litt, stützten 
Nachholeffekte im Tourismus die Gesamtwirtschaft, vor al-
lem in Wien, Tirol und Salzburg. Die reale Bruttowertschöp-
fung stieg laut der jüngsten WIFO-Schnellschätzung im Bur-
genland, in Salzburg und in Tirol, während die anderen 
Bundesländer Rückgänge verzeichneten. Der Arbeitsmarkt 
blieb trotz der schwachen Konjunktur robust; die aktive un-
selbständige Beschäftigung wurde um 1,2% ausgeweitet. 

 Major Regional Differences in Economic Development. 
Economic Development in the Austrian Federal Provinces 
in 2023 
Economic development in the Austrian federal provinces 
in 2023 was characterised by energy price shocks and a 
Europe-wide industrial recession. While the construction in-
dustry suffered from high interest rates, catch-up effects in 
tourism supported the overall economy, particularly in Vi-
enna, Tyrol and Salzburg. According to the latest WIFO 
Flash Estimate, real gross value added rose in Burgenland, 
Salzburg and Tyrol, while all other federal provinces rec-
orded declines. The labour market remained robust de-
spite the weak economy; active employment increased 
by 1.2 percent. 
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1. Regionale Unterschiede kennzeichneten 2023 Österreichs 
Wirtschaftsentwicklung  

Die Energiepreisschocks infolge der russi-
schen Invasion in die Ukraine führten neben 
einem erheblichen Preisauftrieb zu einer eu-
ropaweiten Industrierezession. Der Konjunk-
turabschwung erfasste in weiterer Folge 
auch andere Wirtschaftsbereiche. Das hohe 
Zinsniveau belastete insbesondere die Bau-
wirtschaft. Der österreichische Tourismus ent-
wickelte sich 2023 hingegen antizyklisch und 
war damit eine wichtige Stütze der Gesamt-
wirtschaft. In einigen Bundesländern wie 
Wien, Tirol oder Salzburg waren zudem deut-
liche Erholungseffekte von der COVID-19-
Pandemie zu beobachten.  

Im Jahresverlauf trübte sich die Konjunktur 
zunehmend ein. Nachdem die österreichi-
sche Wirtschaft im I. Quartal 2023 noch 
deutlich gewachsen war, schrumpfte das 
Bruttoinlandsprodukt bereits im II. Quartal um 
1,6% gegenüber dem Vorjahr. Im III. Quartal 
beschleunigte sich der Rückgang auf 2,0%. 
Obwohl sich die Lage im IV. Quartal (1,7%) 
etwas verbesserte, befand sich Österreichs 

Wirtschaft zu Beginn des Jahres 2024 in einer 
Rezession. 

Der Arbeitsmarkt erwies sich im Jahr 2023 
weiterhin als robust, wobei in der ersten Jah-
reshälfte wesentliche Beschäftigungsimpulse 
vom Tourismus ausgingen. Im 2. Halbjahr ver-
lor das Beschäftigungswachstum jedoch 
schrittweise an Schwung und verkehrte sich 
in einigen Sektoren bereits in einen Rück-
gang. Insgesamt ergab sich dennoch ein so-
lides Wachstum der (aktiven) unselbständi-
gen Beschäftigung von 1,2%, allerdings stieg 
auch die Zahl der Arbeitslosen wieder an 
(+2,9%). Nach Bundesländern verzeichneten 
Wien und Tirol mit jeweils +1,8% die höchsten 
Beschäftigungszuwächse. 

Die Entwicklung der Bruttowertschöpfung 
verlief regional sehr heterogen. Laut WIFO-
Schnellschätzung erzielten 2023 nur das Bur-
genland und Salzburg (jeweils +0,5%) sowie 
Tirol (+0,4%) Zuwächse in realer Rechnung, 
während die anderen Bundesländer Ein-
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bußen verzeichneten (Österreich insge-
samt 0,9%). Salzburg und insbesondere Tirol 
profitierten noch von Nachholeffekten im 
Tourismus nach den Verwerfungen durch die 
COVID-19-Pandemie. Das Burgenland und 
Salzburg erzielten zudem entgegen dem 
bundesweiten Trend weiterhin hohe Zu-
wächse in der Sachgütererzeugung.  

Der vorliegende Beitrag analysiert die regio-
nalen Unterschiede in der Wirtschaftsent-
wicklung im Jahr 2023 und beleuchtet den 
Konjunkturverlauf nach Sektoren. Ein weite-
rer Schwerpunkt liegt auf der Analyse der re-
gionalen Arbeitsmärkte. Der Beitrag schließt 
mit einer kurzen Zusammenfassung. 

2. Nachfragekrise folgt auf Energie- und Zulieferkrise – Industrieproduktion 
schwächelt nach Zwischenhoch erneut 

Nachdem sich die Industrieproduktion 2022 
weiter von der COVID-19-Pandemie erholt 
hatte, verlief das Jahr 2023 zweigeteilt: auf 
das Wachstum im 1. Halbjahr (+2,4%) folgte 
im 2. Halbjahr ein Rückgang um 5% (2023 
insgesamt 1,4%; nominell). Dieses Muster 
zeigte sich in den meisten Bundesländern, 
nur in Wien und Vorarlberg schrumpfte der 
Produktionswert in beiden Halbjahren; mit in 
Summe 5,2% und 4,0% verzeichneten 
diese beiden Bundesländer auch die stärks-
ten Einbrüche. Im Burgenland und in Salz-
burg konnte die Industrie 2023 trotz unterjäh-
rigen Rückgängen ihre Produktion um 4,3% 
bzw. 2,9% ausweiten (Abbildung 1).  

Aber nicht nur die (nominelle) Produktions-
dynamik, auch die Preissteigerungen blie-
ben deutlich hinter dem Vorjahr zurück: 2022 
waren der Erzeugerpreisindex für die Indust-
rie (EPI) um knapp 12% und die Energie-
preise um fast 50% angestiegen; 2023 legte 
der EPI zwar weiter zu, aber nur noch um 
1,8% (bzw. um 2,8% bei den Energieerzeu-
gern). Damit unterschieden sich die reale 
und die nominelle Produktionsentwicklung 
nur mehr moderat; entsprechend sank der 
reale (preisbereinigte) Produktionsindex 
mit 1,7% im Bundesdurchschnitt in ähnlicher 
Größenordnung wie die (nominelle) abge-
setzte Produktion (1,4%).  

 

Abbildung 1: Entwicklung der Sachgütererzeugung 2023 
Abgesetzter nomineller Produktionswert, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Herstellung von Waren ein-
schließlich Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden. 

 

Auf Branchenebene zeigten sich 2023 laut 
Erzeugerpreisindex die deutlichsten Preisstei-
gerungen bei Baustoffen (Herstellung von 
Glas und Glaswaren: ÖNACE 2008, Abtei-
lung C23) mit über 9% sowie im Maschinen-
bau (C28) mit über 7%; die Erzeugerpreise für 
Bekleidung (C14), die Installation von Ma-
schinen (C33) sowie Nahrungsmittel (C10) 
verteuerten sich im Durchschnitt um mehr als 
6%. Die chemische Industrie (C20) verzeich-
nete im Gegensatz dazu eine Preisreduktion 
von über 8% und auch die Metallerzeugung 
und -verarbeitung (C24) kompensierte die 
hohen Preissteigerungen des Vorjahres 
mit 5% zumindest teilweise.  

In einer außenhandelsorientierten Volkswirt-
schaft wie Österreich sind die Exporte die 
wesentliche Triebkraft der Industrieproduk-
tion: im Jahresvergleich nahmen die Ausfuh-
ren 2023 nur mehr um 3,4% zu, nach fast 16% 
im Vorjahr (nominell). Aber auch hier ist zu 
bedenken, dass der Preisauftrieb 2023 deut-
lich schwächer ausfiel und die Erzeuger-
preise auf dem Auslandsmarkt nur mehr um 
1% stiegen (nach +11% im Vorjahr). Die Aus-
fuhr pharmazeutischer Produkte wurde 2023 
nominell um 40% ausgeweitet und trug mit 
3 Prozentpunkten wesentlich zum Export-
wachstum bei. Maschinen und Kfz(-Teile) 
steuerten je rund 1 Prozentpunkt bei, wäh-
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rend die Exporte von Metallen, Holz und Pa-
pier dämpfend wirkten (jeweils ½ Prozent-
punkt). Ausschlaggebend für das schwache 
Exportwachstum war die Nachfrageschwä-
che in den Nachbarländern, wohl getrieben 
von der Konjunkturflaute in Deutschland: die 
Exporte in diese Länder gingen 2023 um 
1,1% zurück, wodurch das Exportwachstum 

um 0,6 Prozentpunkte gedämpft wurde. Er-
freulicher entwickelten sich die Exporte in 
die anderen EU-Länder – insgesamt stiegen 
die Ausfuhren in die EU 27 um 3% (Wachs-
tumsbeitrag 2,1 Prozentpunkte), jene in Dritt-
staaten um mehr als 4% (1,4 Prozentpunkte, 
davon 1,1 Prozentpunkte aus Amerika).  

 

Übersicht 1: Entwicklung von Sachgütererzeugung, Energie- und Wasserversorgung 2023 
 

Sachgütererzeugung Energie- und 
Wasserversorgung 

 Abgesetzter 
Produktionswert, 

nominell1) 

Technischer 
Produktionswert, 

nominell2) 

Produktionsindex 
2015 = 100, real 

Abgesetzter 
Produktionswert, 

nominell1)  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  – 1,4  – 0,9  – 1,7  – 19,7 
      
Wien  – 5,2  + 1,0  + 5,5  – 32,7 
Niederösterreich  – 2,1  – 3,4  – 4,7  + 8,9 
Burgenland  + 4,3  + 1,0  + 2,8  + 54,5 
Steiermark  – 2,0  – 2,5  – 4,5  + 11,5 
Kärnten  – 1,8  – 1,8  – 3,9  + 4,0 
Oberösterreich  – 0,5  + 1,0  – 0,2  – 0,6 
Salzburg  + 2,9  + 4,7  + 1,1  + 29,0 
Tirol  – 0,6  + 0,4  + 0,5  + 29,7 
Vorarlberg  – 4,0  – 5,7  – 5,2  – 14,3 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Sachgütererzeugung: Herstel-
lung von Waren einschließlich Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden. – 1) Wert der abgesetzten Güter 
und Leistungen aus Haupt- und Nebentätigkeiten der Unternehmen, ohne Umsatzsteuer. – 2) Wert der Eigenpro-
duktion der Unternehmen für Absatz und für interne Lieferungen, einschließlich Lohnarbeit.  

 

Das Branchenmuster in der Exportdynamik 
spiegelt sich in den Produktionswerten (Über-
sichten 2 und 3). Auffällig ist hierbei die Ent-
wicklung der "regionalen Champions"1): in 
Wien brach die Herstellung sonstiger Waren 
gemessen am abgesetzten Produktionswert 
um gut ein Drittel ein. Dies drückte den regi-
onalen Gesamtabsatz um mehr als 7 Pro-
zentpunkte und war damit der Hauptgrund 
für den Rückgang um insgesamt 5%. In Kärn-
ten schwächelte 2023 die Elektronikbranche, 
ein Umsatzrückgang von knapp 4% dämpfte 
den Gesamtabsatz um 1,5 Prozentpunkte. 
Die für Salzburg wichtige Getränkeherstel-
lung konnte dagegen auch dort ihren Ab-
satz ausdehnen, allerdings um nur 1% 
(Wachstumsbeitrag +0,4 Prozentpunkte). Ein 
weiterer "regionaler Champion" ist die Mine-
ralölverarbeitung in Niederösterreich, aller-
dings unterliegen ihre Kennzahlen der Ge-
heimhaltung2). Der Absatz aller der Ge-

 
1)  "Regionale Champions" sind in Kärnten die Elektro-
nikindustrie (ÖNACE 2008, Abteilung C26) und in Salz-
burg die Getränkeherstellung (C11); sie stellen in die-
sen Bundesländern fast 40% der Gesamtproduktion. In 
Wien ist es die Herstellung sonstiger Waren (C32), die 
die Münze Österreich beinhaltet – diese Branche 
zeichnet sich durch extrem volatile Umsätze bei stabi-
ler Beschäftigung (und Wertschöpfung) aus. Ihr Anteil 
an der Wiener Industrieproduktion betrug in der Ver-

heimhaltung unterliegenden Branchen 
schrumpfte in Niederösterreich, wo sie 2023 
knapp ein Viertel der Sachgüterproduktion 
stellten, um 3,5%. Ein Großteil des Rückgangs 
dürfte auf die Mineralölverarbeitung entfal-
len. Das stärkste Absatzwachstum von 4,3% 
verzeichnete 2023 das Burgenland; es wird 
vollständig durch die der Geheimhaltung 
unterliegenden Branchen erklärt. Diese 
Gruppe ist im Burgenland sehr groß: dazu 
gehören (absteigend nach ihrer Beschäftig-
tenzahl) u. a. die Kfz-Herstellung, die Herstel-
lung von chemischen Erzeugnissen, die Her-
stellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 
sowie die Herstellung von Leder, Lederwaren 
und Schuhen. Basierend auf der Entwicklung 
ihrer (nicht geheimen) Beschäftigtenzahlen 
geht das hohe Wachstum vor allem auf die 
Herstellung von pharmazeutischen Erzeug-
nissen, die Lederherstellung sowie die Kfz-
Herstellung zurück. 

gangenheit teils mehr als 20%; 2023 waren es unter 
14%. 
2)  Sind in einer Branche weniger als 3 Unternehmen 
vertreten, werden ihre Kennzahlen in den verschiede-
nen Statistiken nicht publiziert. Um Rückschlüsse auszu-
schließen, werden in einem solchen Fall weitere Bran-
chen geheim gehalten, also sogenannte "Gegenlö-
schungen" durchgeführt. 
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Übersicht 2: Entwicklung des nominellen Produktionswertes der Sachgütererzeugung nach Branchen 2023 
 Wien Nieder-

österreich 
Burgen-

land 
Steier-
mark 

Kärnten Ober-
österreich 

Salzburg Tirol Vorarl-
berg 

Österreich 

  Veränderung gegen das Vorjahr in % 
C10 Herstellung von Nahrungs- und 

Futtermitteln  + 8,4  + 10,6  – 2,2  + 3,1  + 18,4  + 6,6  + 10,0  + 4,4  + 6,3  + 7,5 
C11 Getränkeherstellung  + 4,5  + 10,0  + 9,9  + 7,9  – 11,2  + 3,9  + 1,0  + 8,2  + 1,3  + 2,7 
C12 Tabakverarbeitung   –   –   –   –   –   –   –   –   –   – 
C13 Herstellung von Textilien  + 16,8  – 7,5   .  – 8,3   .  – 9,2  – 0,4  – 28,2  – 1,4  – 3,8 
C14 Herstellung von Bekleidung  + 14,2   .   .  + 14,2   .  + 7,8  + 3,5   .   .  + 0,9 
C15 Herstellung von Leder, -waren und 

Schuhen    .   .  + 59,4   .   .  – 4,9   .   .   .  – 2,8 
C16 Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, 

Korkwaren  + 1,1  – 15,2  – 27,6  – 18,0  – 17,4  – 18,7  – 16,7  – 15,9  – 5,2  – 16,6 
C17 Herstellung von Papier, Pappe und 

Waren daraus  + 2,5  – 37,4   .  – 21,6  – 16,5  – 24,1   .   .  – 13,5  – 20,2 
C18 Herstellung von Druckerzeugnissen, 

Vervielfältigung von Ton-, Bild- und 
Datenträgern  – 1,3  – 8,0  – 0,0  + 3,4  – 2,2  – 4,2  – 1,0  + 4,4  + 3,3  – 2,0 

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung   .   .   –   –   –   .   –   –   .   . 
C20 Herstellung von chemischen 

Erzeugnissen  – 20,4  – 10,4   .  – 16,5  + 6,1  – 13,7  – 1,0  – 7,2   .  – 13,0 
C21 Herstellung von pharmazeutischen 

Erzeugnissen  + 21,9  + 46,7   .  + 18,6  + 20,6  – 10,4   .  + 16,8  + 24,4  + 13,6 
C22 Herstellung von Gummi- und Kunst-

stoffwaren  + 3,1  – 9,7  – 7,0  – 5,2  – 20,6  + 0,3  + 0,8  – 14,3  + 0,6  – 4,0 
C23 Herstellung von Glas und -waren, 

Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden  + 14,3  – 7,0  + 3,3  – 7,7  – 15,2  – 10,8  – 5,5  + 2,8  – 5,1  – 6,2 

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung   .  – 11,4   –  – 0,8  – 6,1  – 8,6   .  – 12,3  – 43,6  – 8,6 
C25 Herstellung von Metallerzeugnissen  + 0,2  – 9,3  – 8,8  + 0,4  – 2,7  – 12,1  – 11,2  – 0,5  – 15,4  – 9,0 
C26 Herstellung von Datenverarbeitungs-

geräten, elektronischen und optischen 
Erzeugnissen  + 3,4  + 7,2   .  + 15,2  – 3,8  + 0,1  + 2,9   .  + 6,9  + 1,9 

C27 Herstellung von elektrischen 
Ausrüstungen  + 2,0  + 7,8  + 5,4  + 1,4  – 9,8  + 12,6  + 3,0  + 1,6  + 0,9  + 6,0 

C28 Maschinenbau  + 1,4  + 12,9  + 4,4  – 1,5  + 18,6  + 7,6  + 19,1  + 7,2  + 11,0  + 8,4 
C29 Herstellung von Kraftwagen und -teilen   .  + 8,6   .  + 0,8   .  + 16,3  + 18,2  – 24,1  + 18,8  + 8,6 
C30 Sonstiger Fahrzeugbau  + 26,0  + 12,8  – 6,4  + 6,2  + 103,7  + 10,9   .   .   .  + 14,3 
C31 Herstellung von Möbeln  + 12,9  + 1,9  + 3,2  – 4,2  + 1,1  – 4,5  – 1,8  + 2,6  – 2,2  – 1,3 
C32 Herstellung von sonstigen Waren  – 35,2  – 12,7  – 6,5  + 3,8  + 3,2  – 0,4  + 1,9  – 11,9  – 3,2  – 22,3 
C33 Reparatur und Installation von 

Maschinen und Ausrüstungen  + 15,2  + 20,1  + 23,2  – 6,2  + 20,8  + 8,1  + 40,4  + 2,4  – 12,1  + 12,4 
            
B bis C Herstellung von Waren und Bergbau  – 5,2  – 2,1  + 4,3  – 2,0  – 1,8  – 0,5  + 2,9  – 0,6  – 4,0  – 1,4 
B bis C Unbekannt bzw. geheim  – 10,4  – 3,5  + 13,3  – 8,0  + 14,4  + 48,8  – 5,8  + 1,0  – 10,3  – 3,8 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Abgesetzte Produktion. 

 

Laut Dachverband der Sozialversicherungs-
träger lag 2023 die unselbständige Beschäf-
tigung in der Sachgütererzeugung insge-
samt um 1,4% über dem Niveau des Vorjah-
res3). Damit wuchs sie nach 2022 angesichts 
der schwachen Absatzentwicklung aber-
mals robust und sogar stärker als in der Ge-
samtwirtschaft (+1,2%). Regional schwankte 
die Entwicklung zwischen 0,6% in Vorarl-
berg (wozu die Herstellung von Metaller-
zeugnissen 1,9 Prozentpunkte beitrug) und 
+2,7% in Kärnten (Hauptbeiträge aus den 
Bereichen Elektronik und Maschinenbau mit 
jeweils +1,3 Prozentpunkten). Während die 
Nahrungsmittelherstellung, die Elektronikin-
dustrie, die Herstellung von elektrischen Aus-

 
3)  Die Konjunkturerhebung der Statistik Austria weist 
mit +1,1% einen etwas geringeren Wert aus. 

rüstungen und der Maschinenbau in bei-
nahe allen Bundesländern zu den Wachs-
tumsträgern zählten, dämpften die Holz- und 
die Baustoffindustrie den Bestand. Der Struk-
turwandel setzte sich weitgehend fort: Bran-
chen mit niedriger Technologieintensität ver-
loren 2023 mehr als 1% ihrer Beschäftigten, 
während Hochtechnologiebranchen mehr 
als 5½% dazugewannen. Dabei ist die Sach-
gütererzeugung regional von unterschiedli-
cher Bedeutung: in Wien beträgt ihr Anteil 
an der Gesamtbeschäftigung nur 5,9%, in 
Vorarlberg und Oberösterreich dagegen 
über 26%; der Österreich-Durchschnitt be-
trug 2023 16,6%, das entsprach rund 646.000 
Beschäftigungsverhältnissen.  
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Übersicht 3: Gewichtete Veränderungsraten des nominellen Produktionswertes der Sachgütererzeugung nach Branchen 2023 
 Wien Nieder-

österreich 
Burgen-

land 
Steier-
mark 

Kärnten Ober-
österreich 

Salzburg Tirol Vorarl-
berg 

Österreich 

  Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten 
C10 Herstellung von Nahrungs- und 

Futtermitteln  + 0,60  + 1,16  – 0,22  + 0,23  + 0,99  + 0,63  + 0,99  + 0,34  + 0,65  + 0,67 
C11 Getränkeherstellung  + 0,08  + 0,16  + 0,90  + 0,09  – 0,05  + 0,03  + 0,38  + 0,04  + 0,02  + 0,11 
C12 Tabakverarbeitung   –   –   –   –   –   –   –   –   –   – 
C13 Herstellung von Textilien  + 0,02  – 0,02   .  – 0,06   .  – 0,03  – 0,00  – 0,09  – 0,06  – 0,03 
C14 Herstellung von Bekleidung  + 0,02   .   .  + 0,01   .  + 0,02  + 0,03   .   .  + 0,00 
C15 Herstellung von Leder, -waren und 

Schuhen    .   .  + 0,00   .   .  – 0,01   .   .   .  – 0,01 
C16 Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-, 

Korkwaren  + 0,00  – 0,78  – 0,64  – 0,84  – 2,02  – 0,65  – 1,42  – 1,74  – 0,12  – 0,84 
C17 Herstellung von Papier, Pappe und 

Waren daraus  + 0,09  – 1,06   .  – 1,50  – 0,54  – 0,66   .   .  – 0,47  – 0,72 
C18 Herstellung von Druckerzeugnissen, 

Vervielfältigung von Ton-, Bild- und 
Datenträgern  – 0,02  – 0,07  – 0,00  + 0,01  – 0,02  – 0,01  – 0,01  + 0,02  + 0,03  – 0,02 

C19 Kokerei und Mineralölverarbeitung   .   .   –   –   –   .   –   –   .   . 
C20 Herstellung von chemischen 

Erzeugnissen  – 1,86  – 0,78   .  – 0,44  + 0,21  – 0,80  – 0,01  – 0,12   .  – 0,62 
C21 Herstellung von pharmazeutischen 

Erzeugnissen  + 0,63  + 0,11   .  + 0,35  + 0,33  – 0,11   .  + 1,78  + 0,01  + 0,25 
C22 Herstellung von Gummi- und Kunst-

stoffwaren  + 0,05  – 0,34  – 0,51  – 0,06  – 0,43  + 0,02  + 0,02  – 0,44  + 0,03  – 0,13 
C23 Herstellung von Glas und -waren, 

Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden  + 0,16  – 0,27  + 0,10  – 0,29  – 0,82  – 0,25  – 0,17  + 0,21  – 0,08  – 0,21 

C24 Metallerzeugung und -bearbeitung   .  – 0,88   –  – 0,13  – 0,25  – 1,46   .  – 1,59  – 1,93  – 0,90 
C25 Herstellung von Metallerzeugnissen  + 0,01  – 0,75  – 0,85  + 0,03  – 0,13  – 1,21  – 0,59  – 0,03  – 3,88  – 0,77 
C26 Herstellung von Datenverarbeitungs-

geräten, elektronischen und optischen 
Erzeugnissen  + 0,10  + 0,07   .  + 0,76  – 1,45  + 0,00  + 0,07   .  + 0,20  + 0,09 

C27 Herstellung von elektrischen 
Ausrüstungen  + 0,14  + 0,40  + 0,65  + 0,07  – 0,16  + 0,85  + 0,05  + 0,17  + 0,07  + 0,35 

C28 Maschinenbau  + 0,06  + 1,21  + 0,08  – 0,19  + 1,89  + 1,15  + 2,46  + 1,08  + 1,55  + 1,00 
C29 Herstellung von Kraftwagen und -teilen   .  + 0,19   .  + 0,13   .  + 1,41  + 0,30  – 0,35  + 0,77  + 0,60 
C30 Sonstiger Fahrzeugbau  + 1,55  + 0,17  – 0,00  + 0,08  + 0,08  + 0,39   .   .   .  + 0,28 
C31 Herstellung von Möbeln  + 0,08  + 0,03  + 0,08  – 0,05  + 0,01  – 0,09  – 0,03  + 0,05  – 0,02  – 0,02 
C32 Herstellung von sonstigen Waren  – 7,14  – 0,16  – 0,19  + 0,02  + 0,02  – 0,00  + 0,04  – 0,09  – 0,15  – 0,62 
C33 Reparatur und Installation von 

Maschinen und Ausrüstungen  + 1,77  + 0,34  + 0,45  – 0,13  + 0,47  + 0,17  + 1,02  + 0,04  – 0,19  + 0,34 
            
B bis C Herstellung von Waren und Bergbau  – 5,22  – 2,12  + 4,30  – 1,97  – 1,78  – 0,52  + 2,87  – 0,63  – 3,97  – 1,37 
B bis C Unbekannt bzw. geheim  – 1,57  – 0,83  + 4,44  – 0,08  + 0,17  + 0,08  – 0,27  + 0,07  – 0,37  – 0,19 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Abgesetzte Produktion. Gewichtung der Veränderungsraten mit dem 
Anteil an der gesamten Sachgütererzeugung ("Wachstumsbeitrag" der Branchen zur Entwicklung der gesamten Sachgütererzeugung). 

 

Beschäftigungszuwächse bei sinkendem Ab-
satz implizieren einen Rückgang der Produk-
tivität: sie sank 2023 österreichweit um 2%, 
bei merklichen regionalen Unterschieden. In 
Vorarlberg schrumpfte sie um mehr als 5%, 
während sie in Salzburg um fast 4% anstieg. 
Die Lohnsätze stiegen hingegen infolge der 
österreichweiten Lohnsetzung relativ einheit-
lich um 7% bis 8%. Nur Vorarlberg weist mit 
+5,3% einen niedrigeren Wert auf, der durch 
eine überdurchschnittliche Zunahme von 
Teilzeitarbeit bedingt sein könnte. 

Die Beschäftigung in der Sachgütererzeu-
gung ist männlich dominiert: Der Frauenan-
teil betrug 2023 im Durchschnitt über alle 
Branchen und Regionen nur 25,7%. Aller-
dings war der Beschäftigungszuwachs ge-

genüber 2022 bei den Frauen (+2,2%) genau 
doppelt so hoch wie bei den Männern 
(+1,1%). In den Bundesländern schwankt der 
Frauenanteil – nicht zuletzt aufgrund der un-
terschiedlichen Branchenstruktur – zwischen 
24,4% in der Steiermark und 29,6% in Wien. 
Am höchsten war er 2023 in der Bekleidungs-
industrie (78%), am geringsten in der Metall-
erzeugung (13%) – wie er allgemein in den 
"Metallberufen" sehr niedrig ist: auch im Ma-
schinenbau, in der Kfz-Herstellung sowie in 
der Reparatur und Installation von Maschi-
nen und Ausrüstungen liegt er nur bei höchs-
tens 18%. Hohe Frauenanteile finden sich 
hingegen in der Bekleidungs- und Textilher-
stellung, in der Herstellung von Lederwaren, 
von pharmazeutischen Erzeugnissen sowie 
von Nahrungsmitteln (2023: 46% bis 54%). 
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Übersicht 4: Entwicklung der Arbeitskräftenachfrage in der Sachgütererzeugung nach 
Sektoren 2023 

  Produk-
tivität1) 

Lohnsatz2) Unselb-
ständig 

Beschäf-
tigte3) 

Unselbständig Beschäftigte4) 
  Insgesamt Technologieintensität5) 
    Niedrig Mäßig Erheblich Hoch 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  – 2,0  + 7,2  + 1,1  + 1,4  – 1,1  + 0,8  + 3,1  + 5,6 
          
Wien  – 0,4  + 8,0  + 1,5  + 2,1  – 0,1  + 0,3  + 4,6  + 2,9 
Niederösterreich  – 3,3  + 7,9  – 0,0  + 0,5  – 1,0  + 0,8  + 1,7  + 2,1 
Burgenland  + 0,1  + 8,2  + 0,8  – 0,2  – 2,3  – 0,1  + 3,0  + 7,1 
Steiermark  – 4,1  + 7,2  + 1,7  + 1,8  – 1,1  + 2,0  + 2,6  + 5,0 
Kärnten  – 3,7  + 7,4  + 2,0  + 2,7  + 0,2  – 0,4  + 5,3  + 7,1 
Oberösterreich  – 0,7  + 6,8  + 1,7  + 2,1  – 0,8  + 2,9  + 3,0  + 6,4 
Salzburg  + 3,8  + 6,9  + 0,9  + 0,7  – 1,9  + 0,3  + 5,2  + 2,7 
Tirol  – 0,5  + 7,8  + 0,8  + 1,0  – 2,4  – 0,8  + 2,3  + 8,6 
Vorarlberg  – 5,2  + 5,3  – 0,6  – 0,6  – 1,0  – 4,8  + 5,2  + 7,7 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – 
WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Technischer Produktionswert pro Kopf (unselbständig Beschäftigte). – 
2) Bruttoverdienste und Sonderzahlungen pro Kopf (unselbständig Beschäftigte), laut Konjunkturerhebung von 
Statistik Austria. – 3) Laut Konjunkturerhebung von Statistik Austria. – 4) Laut Dachverband der Sozialversicherungs-
träger. – 5) ÖNACE-2008-Abteilungen. Niedrig . . . Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln (C10), Geträn-
keherstellung (C11), Tabakverarbeitung (C12), Herstellung von Textilien (C13), Herstellung von Bekleidung (C14), 
Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen (C15), Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren (ohne 
Möbel) (C16), Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus (C17), Herstellung von Druckerzeugnissen, Ver-
vielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern (C18), Herstellung von Möbeln (C31), Herstellung von 
sonstigen Waren (C32). Mäßig . . . Kokerei und Mineralölverarbeitung (C19), Herstellung von Gummi- und Kunst-
stoffwaren (C22), Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden (C23), Me-
tallerzeugung und -bearbeitung (C24), Herstellung von Metallerzeugnissen (C25), Reparatur und Installation von 
Maschinen und Ausrüstungen (C33). Erheblich . . . Herstellung von chemischen Erzeugnissen (C20), Herstellung 
von elektrischen Ausrüstungen (C27), Maschinenbau (C28), Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 
(C29), sonstiger Fahrzeugbau (C30). Hoch . . . Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen (C21), Herstellung 
von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen (C26). 

3. Krise in der Bauwirtschaft verschärft sich 

Nachdem sich die makroökonomischen 
Rahmenbedingungen bereits 2022 drastisch 
verschlechtert hatten (Zinswende, Rekordin-
flation, empfindliche Baukostensteigerungen 
sowie strengere Kreditvergaberegeln), 
trübte sich die Baukonjunktur im Jahr 2023 
weiter ein: Die realen Bauinvestitionen entwi-
ckelten sich in allen vier Quartalen deutlich 
negativ (3,6% bis 7,2%), sodass sich insge-
samt ein Rückgang von 5,9% ergab. Beson-
ders die Wohnbauinvestitionen waren 
mit 9,4% stark rückläufig, aber auch im 
Nichtwohnbau (Tiefbau und sonstiger Hoch-
bau) ging die Investitionstätigkeit spürbar zu-
rück (2,7%). 

Anders als im Vorjahr schrumpfte 2023 be-
reits der nominelle Produktionswert der Bau-
wirtschaft (0,3% gegenüber 2022); unter Be-
rücksichtigung der weiterhin steigenden 
Baupreise ergab sich real somit ein deutli-
cher Produktionsrückgang. Die nominellen 
Einbußen fielen in Oberösterreich (2,2%) 
und Vorarlberg (2,1%) kräftiger und in Wien 
(0,7%), Niederösterreich (0,5%) und Tirol 
(0,4%) milder aus. Eine Stagnation war in 
Kärnten zu beobachten, wogegen in Salz-
burg (+1,7%), der Steiermark (+2,0%) und 
dem Burgenland (+4,0%) sogar noch eine 
Ausweitung der Bauproduktion gelang. Trotz 
dieser Unterschiede verlor das Bauwesen im 
Jahresverlauf 2023 in allen Bundesländern 
an Schwung.  

Nach Sparten zeigt sich der Rückgang der 
Bauproduktion am deutlichsten im Hoch-
bau, wenngleich auch das Baunebenge-
werbe (sonstige Bautätigkeiten) merklich an 
Dynamik einbüßte. Der Hochbau, worunter 
wesentliche Teile des Wohnbaus fallen, 
schrumpfte 2023 österreichweit um 8,9%, wo-
bei die Spannweite zwischen 12,4% 
(Oberösterreich) und 5,0% (Steiermark) lag. 
Der Tiefbau verzeichnete im abgelaufenen 
Jahr ebenfalls Einbußen und konnte nur im 
Burgenland (+14,2%) und in Salzburg (+5,7%) 
noch zulegen. Einbrüche erlitten dagegen 
Kärnten (23,1%) und Tirol (10,7%). Das Bau-
nebengewerbe erwies sich 2023 noch als 
weit robuster, verlor aber im Jahresverlauf 
kontinuierlich an Fahrt. Im Gesamtjahr 
konnte diese Sparte dennoch in allen Bun-
desländern zulegen, was die Einbußen aus 
dem Hochbau dämpfte. 

Während die Beschäftigung im Bauwesen im 
Jahr 2022 noch gewachsen war, spiegelten 
sich die Produktionsrückgänge 2023 in ei-
nem Personalabbau um 0,2%. Auch hinsicht-
lich der Beschäftigung war im Jahresverlauf 
2023 eine zunehmend negative Dynamik zu 
beobachten, die sich von einer Stagnation 
im I. Quartal bis zum IV. Quartal auf 0,9% 
verstärkte. Mit einer Bandbreite von +0,9% in 
Wien bis 1,1% in Oberösterreich unterschie-
den sich die jahresdurchschnittlichen Verän-
derungsraten dennoch deutlich. 

Die Baukonjunktur trübte 
sich 2023 weiter ein, die 
realen Bauinvestitionen 

sanken um 5,9%. 
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Die Entwicklung der Auftragseingänge – ein 
wichtiger Vorlaufindikator – war im Jahr 2023 
ebenfalls von Rückgängen gekennzeichnet. 
Im bundesweiten Durchschnitt schrumpften 
die Auftragseingänge im Bauwesen um 1,9% 
(nominell). Einbrüche verzeichneten vor al-
lem Salzburg (9,1%) und Vorarlberg (8,9%), 

vor Niederösterreich und dem Burgenland 
(jeweils 4,7%). Wien (+4,7%), Kärnten 
(+7,2%) und Tirol (+17,3%) erzielten demge-
genüber Zuwächse. Die großen Unter-
schiede zwischen den Bundesländern unter-
streichen aber, dass noch keine Anzeichen 
für eine breitflächige Erholung vorliegen. 

  

Übersicht 5: Nomineller Produktionswert und Auftragseingänge der Bauwirtschaft 2023 
 Insgesamt Hochbau Tiefbau Sonstige 

Bautätigkeiten 
Auftrags-
eingänge 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  – 0,3  – 8,9  – 3,5  + 6,2  – 1,9 
       
Wien  – 0,7  – 9,3  – 3,9  + 8,2  + 4,7 
Niederösterreich  – 0,5  – 11,7  – 1,7  + 5,6  – 4,7 
Burgenland  + 4,0  – 11,4  + 14,2  + 8,4  – 4,7 
Steiermark  + 2,0  – 5,0  – 1,4  + 7,5  + 0,1 
Kärnten  + 0,0  – 6,1  – 23,1  + 8,2  + 7,2 
Oberösterreich  – 2,2  – 12,4  – 4,8  + 5,0  – 1,1 
Salzburg  + 1,7  – 8,7  + 5,7  + 6,7  – 9,1 
Tirol  – 0,4  – 6,1  – 10,7  + 5,1  + 17,3 
Vorarlberg  – 2,1  – 5,1  – 5,0  + 1,2  – 8,9 

Q: Statistik Austria, Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit); WIFO-Berechnungen. Abgesetzte Produktion 
(ÖNACE). Fortschreibung der endgültigen Werte 2022 mit den Veränderungsraten der vorläufigen Datenstände 
2022 und 2023. 

4. Dienstleistungen: Empfindliche Rückgänge in Südösterreich, leichte 
Zuwächse im Osten 

4.1 Preisauftrieb beeinträchtigte Handel 
stark  

2023 war für den Handel ein schwieriges 
Jahr. Während die Beschäftigung 2022 noch 
um 1,8% gewachsen war, stagnierte sie im 
Folgejahr (+0,0%). Für die Teilsektoren des 
Handels zeichnen Beschäftigungs- und Um-
satzentwicklung ein unterschiedliches Bild: 
Der Großhandel trug 2023 wie auch im Vor-
jahr in fast allen Bundesländern positiv zum 
Beschäftigungswachstum bei. Jedoch war 
seine Umsatzentwicklung sogar nominell ne-
gativ (5,5%), was preisbereinigt (real) einen 
Rückgang von 5,6% bedeutete. Der Einzel-
handel hingegen büßte mit der anhalten-
den Teuerung im Jahr 2023 an Beschäfti-
gung ein (0,9%), konnte seinen Umsatz aller-
dings um nominell 2,9% steigern, wodurch 
sich real mit 3,5% ein schwächerer Rück-
gang ergab als im Großhandel. Letzterer 
dürfte im Vergleich zum Einzelhandel ver-
stärkt Arbeitskräfte horten, was durch unter-
schiedliche Qualifikationsniveaus und Teil-
zeitquoten in den beiden Bereichen erklär-
bar sein könnte. Innerhalb des Einzelhandels 
verzeichnete der Möbelhandel im Zeitraum 
Jänner bis November 2023 laut Schätzungen 
des Instituts für Österreichs Wirtschaft (Voit-
hofer et al., 2023) sowohl nominell (8,5%) als 

auch real die herbsten Einbußen, während 
sich der Lebensmittel- (nominell +8,3%) und 
der Bekleidungshandel (nominell +6,1%) am 
günstigsten entwickelten. Im Kfz-Handel er-
holten sich die Umsatzzahlen (nominell 
+11,8%, real +4,4%), die Beschäftigung stieg 
mit +0,3% weiterhin leicht an. 

Regional weist die Beschäftigungsentwick-
lung im Handel zwar Unterschiede auf, die 
Dynamik war 2023 aber über alle Bundeslän-
der hinweg geringer als im Vorjahr. Das regi-
onale Konjunkturmuster im Handel insgesamt 
war von den Entwicklungen im Groß- und im 
Einzelhandel geprägt: In Südösterreich nahm 
die Handelsbeschäftigung am stärksten ab 
(0,6%), wobei Kärnten mit 1,6% den nega-
tivsten Beitrag lieferte. Sowohl im Einzel- als 
auch im Großhandel blieb Südösterreich hin-
ter dem österreichischen Durchschnitt zu-
rück. In Westösterreich ähnelte die Beschäfti-
gungsdynamik im Einzel- wie im Großhandel 
mit 1,1% bzw. +1,1% dem nationalen Trend. 
In Ostösterreich legte die Handelsbeschäfti-
gung insgesamt um 0,4% zu, besonders 
starke Wachstumspole waren der Einzelhan-
del im Burgenland (+2,2%) und der Großhan-
del in Niederösterreich (+2,4%).  

Umsatzeinbrüchen im 
Einzel- und im Großhan-
del standen 2023 Zu-
wächse im Kfz-Handel 
gegenüber. Beschäfti-
gungsrückgänge in 
Südösterreich bei 
gleichzeitigen Auswei-
tungen in Ostösterreich 
führten auf Bundes-
ebene zu einer Stagna-
tion des Personalstan-
des.  
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Übersicht 6: Unselbständige Beschäftigung im Handel 2023 
Nach ÖNACE 

 Kfz-Handel; 
Instandhaltung 
und Reparatur 

von Kfz 

Großhandel  Einzelhandel Handel insgesamt 
 Unselbständig 

Beschäftigte 
Geringfügig 
Beschäftigte 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 0,3  + 1,3  – 0,9  + 0,0  + 0,5 
       
Wien  – 0,4  + 1,7  – 1,2  – 0,0  – 0,0 
Niederösterreich  + 0,4  + 2,4  – 0,5  + 0,7  – 0,0 
Burgenland  + 1,8  – 1,0  + 2,2  + 1,2  + 0,2 
Steiermark  – 0,5  + 1,3  – 0,9  – 0,2  – 0,2 
Kärnten  + 1,3  – 2,6  – 1,8  – 1,6  – 1,1 
Oberösterreich  – 0,5  + 1,2  – 0,2  + 0,3  + 2,1 
Salzburg  + 1,2  + 0,2  – 3,1  – 1,4  + 2,7 
Tirol  + 0,7  + 1,6  – 0,9  – 0,0  – 0,3 
Vorarlberg  + 2,1  + 1,6  – 0,8  + 0,3  + 0,7 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 

 

4.2 Beschäftigungsausweitung in den 
wissensintensiven Dienstleistungen 

Im Gegensatz zum Handel wurde die Be-
schäftigung in den sonstigen Marktdienstleis-
tungen 2023 leicht ausgeweitet (+1,1%), 
wozu maßgeblich die wissensintensiven 
Dienstleistungen beitrugen (+2,5%). In den 
übrigen marktorientierten Dienstleistungen 
stagnierte der Personalstand im Vergleich 
zum Vorjahr (+0,1%), was eine markante Ver-
ringerung der Dynamik um 3,3 Prozent-
punkte bedeutet. Bereiche mit hohem Be-
schäftigungswachstum waren ähnlich wie 
2022 die Unternehmensberatung (+9,0%), 
das Veterinärwesen (+8,4%), die Dienstleis-
tungen der Informationstechnologie (+7,1%), 
aber auch die Luftfahrt (+7,7%). Nach der 
kräftigen Zunahme im Vorjahr verringerte 
sich die Beschäftigung in der Arbeitskräfte-
überlassung mit 8,7% am deutlichsten. Der 
Rückgang dürfte der Schwäche der Sach-

güterproduktion zuzuschreiben sein. In den 
sonstigen freiberuflichen, wissenschaftlichen 
und technischen Tätigkeiten schrumpfte die 
Beschäftigung ebenfalls kräftig (8,1%). 

Nach Großregionen zeigt sich ein ähnliches 
Bild wie im Handel, und ein gleiches Muster 
für die wissensintensiven und die übrigen 
marktorientierten Dienstleistungen: Die ge-
ringste Zunahme bzw. der größte Beschäfti-
gungsrückgang wurden in Südösterreich mit 
+1,6% (wissensintensive Dienstleistungen) 
bzw. 1,9% (übrige marktorientierte Dienst-
leistungen) verzeichnet. In Westösterreich 
lag das Beschäftigungswachstum in den 
sonstigen marktorientierten Dienstleistungen 
insgesamt mit +1,0% nahe am bundesweiten 
Durchschnitt. In Ostösterreich legten nicht 
nur die wissensintensiven (+2,8%), sondern 
auch die übrigen markorientierten Dienstleis-
tungen (+0,9%) zu.  

  

Übersicht 7: Beschäftigungsentwicklung in den sonstigen marktorientierten Dienstleistungen 
2023 

 Wissensintensive 
Dienstleistungen1) 

Übrige marktorientierte 
Dienstleistungen2) 

Insgesamt 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 2,5  + 0,1  + 1,1 
     
Wien  + 2,7  + 1,5  + 2,1 
Niederösterreich  + 3,1  – 0,0  + 0,9 
Burgenland  + 2,6  + 0,3  + 1,1 
Steiermark  + 1,4  – 1,9  – 0,7 
Kärnten  + 2,2  – 1,7  – 0,4 
Oberösterreich  + 1,6  – 1,3  – 0,2 
Salzburg  + 5,9  + 1,5  + 3,2 
Tirol  + 2,1  + 1,8  + 1,9 
Vorarlberg  + 1,2  – 0,0  + 0,4 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) ÖNACE 2008: Ab-
schnitte K, M und Abteilungen J62, J63. – 2) ÖNACE 2008: Abschnitte H, L, N, R, T und Abteilungen J58 bis J61, S95, 
S96. 

 

Das zuvor kräftige Be-
schäftigungswachstum 
in den sonstigen Markt-

dienstleistungen 
bremste sich 2023 

schrittweise ein. Nur die 
wissensintensiven 

Dienstleistungen konn-
ten ihren Personalstand 
in allen Bundesländern 

weiter steigern. 
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Unterjährig war 2023 eine kontinuierliche 
Verringerung der Beschäftigungsdynamik in 
den sonstigen Marktdienstleistungen zu er-
kennen – ein Trend, der bereits zu Jahresbe-
ginn 2022 eingesetzt hatte. Der Saldo aus 
positiven und negativen Meldungen zur 
jüngsten Entwicklung der Geschäftslage, die 

im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests erho-
ben wird, deutete im 1. Halbjahr 2023 zwar 
auf eine leichte Erholung hin, rutsche aber 
im 2. Halbjahr abermals in den negativen 
Bereich. Auch im Jänner 2024 lag der Saldo 
mit 12,4 Punkten unter der Nulllinie. 

 

Abbildung 2: Konjunktureinschätzung in den sonstigen marktorientierten Dienstleistungen 
Entwicklung der Geschäftslage in den letzten 3 Monaten, saisonbereinigte Salden 
zwischen positiven und negativen Meldungen, in % der meldenden Betriebe 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest.  

5. Tourismus: Rasche Rückkehr der Gäste, Nachfrage ähnlich hoch wie vor 
der COVID-19-Pandemie 

5.1 Abschwächung der Wachstumsdynamik 
im Jahresverlauf 

2023 gab es zwar keine pandemiebeding-
ten Einschränkungen mehr, wie es zu Jahres-
beginn 2022 noch der Fall gewesen war, je-
doch blieben die Rahmenbedingungen für 
die österreichische Tourismuswirtschaft in-
folge der zunehmenden geopolitischen 
Spannungen sowie der lebhaften Teuerung 
im Inland herausfordernd. Da die Gäste ihr 
Reisebudget vermehrt einschränkten, u. a. 
indem sie günstigere Unterkunftsarten wähl-
ten, seltener Restaurants besuchten und 
auch sonst am Urlaubsort weniger konsu-
mierten, fielen die Tourismuseinnahmen real 
um 14,2% geringer aus als im Vorkrisenjahr 
2019 (+5,3% gegenüber 2022; bezogen auf 
Nächtigungs- und Tagesgäste; einschließlich 
internationaler Personentransport). Dennoch 
erreichte die mengenmäßige Nächtigungs-
nachfrage beinahe wieder das Vorkrisenni-
veau (1,0%, +10,4% gegenüber 2022). Bei 
den Gästeankünften fehlten 2023 noch 2,1% 
auf das Volumen von 2019 (+13,6% gegen-
über 2022). Mit 3,34 Übernachtungen lag die 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer in dersel-
ben Unterkunft nur noch marginal über dem 
Vorkrisenwert (2019: 3,31 Nächte). 

Unterjährig fiel das Nächtigungswachstum 
im ersten Jahresviertel 2023 mit +27,0% zum 
Vorjahr deutlich stärker aus als im weiteren 

Jahresverlauf (II. Quartal +8,4%, III. Quartal 
+2,3%, IV. Quartal +5,1%, Gesamtjahr 
2023 +4,5%). Die Wachstumsabschwächung 
ist jedoch vorwiegend einem Basiseffekt ge-
schuldet und beruht auf der verhaltenen 
Tourismusnachfrage im Vergleichszeitraum 
2022. Gegenüber 2019 bestand im I. bzw. 
IV. Quartal 2023 noch ein Aufholbedarf von 
5,4% bzw. 2,8% des Nächtigungsvolumens, 
im zweiten und dritten Jahresviertel lag die 
Nachfrage darüber (+2,4% bzw. +2,2%). 
Dementsprechend positiv bilanzierten die 
heimischen Unterkunftsbetriebe im Sommer 
2023 (Mai bis Oktober): Mit gut 80,9 Mio. 
Nächtigungen wurde erstmals die 80-Mio.-
Marke überschritten und damit nicht nur das 
Vorjahresergebnis übertroffen (+3,9%), son-
dern auch der bisherige Höchstwert der Sai-
son 2019 von 79,0 Mio. (+2,5%). Anders als in 
den Pandemiesommern wurde die Gesamt-
entwicklung vor allem vom internationalen 
Gästesegment bestimmt (57,1 Mio. Nächti-
gungen, +6,5% gegenüber 2022), während 
der Binnentourismus mit knapp 23,9 Mio. 
Nächtigungen um 1,9% unter der Höchst-
marke des Vorjahres blieb. Im Vergleich zur 
Saison 2019 entwickelte sich die Nachfrage 
von in- und ausländischen Gästen aber sehr 
ähnlich (+2,4% bzw. +2,5%). 

Während die Nächtigungen Binnenreisender 
2023 in etwa wieder das Vorkrisenniveau 
von 2019 erreichten (0,1%), blieb die inter-
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Die Nächtigungen er-
reichten 2023 bereits an-
nähernd wieder das Ni-
veau von 2019 (1,0%). 
Vor allem internationale 
Gäste kehrten verstärkt 
zurück (+13,5% gegen-
über 2022), während die 
Dynamik im Binnentou-
rismus schwächer ausfiel 
(+2,6%; insgesamt 
+10,4%). 
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nationale Nachfrage noch um rund 1,5 Mio. 
Nächtigungen bzw. 1,3% dahinter zurück. 
Die einzelnen Auslandsmärkte entwickelten 
sich allerdings sehr unterschiedlich: Aus den 
anderen EU-Ländern wurden bereits um fast 
2 Mio. Nächtigungen mehr verzeichnet als 
2019 (+2,2%), bei Gästen aus der Schweiz 
und dem Vereinigten Königreich fehlten hin-
gegen in Summe noch knapp 1 Mio. Nächti-
gungen (10,9% bzw. 11,6%). Stark ins Ge-
wicht fiel die nach wie vor schleppende 
Nachfrage aus Fernmärkten, wobei auch 
hier die Gesamtbilanz differenziert beurteilt 
werden muss: Zum einen zeigten sich bei 
Reisenden aus arabischen Ländern im Ver-
gleich zum Vorkrisenniveau zweistellige Zu-
wachsraten (Vereinigte Arabische Emirate 
+28,6%, Saudi-Arabien +26,2%) sowie leichte 
Zugewinne auf dem amerikanischen Markt 
(+1,9%). Zum anderen bestand weiterhin 
eine große Nachfragelücke aus den wich-
tigsten asiatischen Ländern (Japan 65,1%, 
China 76,2%, Indien 18,9%). 

Der seit vielen Jahren beobachtbare Trend 
in Richtung einer höheren Zahl an Reisen bei 
verminderter Aufenthaltsdauer wurde durch 
die Pandemie nur kurzzeitig unterbrochen: 
Binnenreisende verbrachten 2023 im Durch-
schnitt nur 2,79 Nächte an einer Destination 
bzw. in derselben Unterkunft, das entspricht 
genau dem Wert des Jahres 2019; ausländi-
sche Gäste verweilten für durchschnittlich 
3,60 Nächte und damit nicht nennenswert 
länger als vor der COVID-19-Krise (3,54 
Nächte). Im langfristigen Vergleich hat sich 
die Aufenthaltsdauer der Gäste jedoch 
deutlich verkürzt, seit 2000 um knapp eine 
Nacht (Binnenreisende 0,92 Nächte, Aus-
landsgäste 0,99 Nächte), seit 1990 um 1,55 
Nächte (1,83 Nächte bzw. 1,39 Nächte) 
und seit 1980 sogar um 2,86 Nächte (Binnen-
gäste 2,62 Nächte, Ausländer:innen 2,90 
Nächte) – also fast um die Hälfte. 

  

Übersicht 8: Tourismus im Kalenderjahr 2023 
Übernachtungen 

 Insgesamt Inländische 
Reisende 

Ausländische Reisende Hotels und 
ähnliche 
Betriebe 

Gewerb-
liche Ferien-
wohnungen 

Private 
Unter-

künfte1) 

Andere 
Unterkünfte    Insgesamt Deutsche Andere 

 2023 
in 1.000 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich 151.169  + 10,4  + 2,6  + 13,5  + 7,6  + 20,6  + 9,6  + 19,4  + 7,1  + 10,3 
            
Wien 17.261  + 30,7  + 15,1  + 34,8  + 27,0  + 37,4  + 28,4  + 61,6  + 35,6  + 16,1 
Niederösterreich 7.340  + 11,2  + 6,6  + 21,1  + 12,4  + 25,4  + 11,4  + 36,4  + 7,2  + 10,3 
Burgenland 3.146  + 7,2  + 4,8  + 15,9  + 13,4  + 19,1  + 0,6  + 16,2  – 6,2  + 29,2 
Steiermark 13.727  + 5,5  – 0,5  + 14,2  + 8,2  + 19,9  + 3,9  + 13,1  + 3,2  + 7,9 
Kärnten 13.180  + 2,6  – 4,0  + 7,8  + 0,6  + 18,3  + 1,5  + 14,6  + 5,4  – 1,8 
Oberösterreich 8.689  + 9,1  + 5,0  + 14,7  + 8,9  + 21,1  + 9,3  + 9,6  + 4,1  + 10,9 
Salzburg 30.133  + 11,6  + 1,9  + 14,6  + 9,3  + 21,0  + 9,4  + 18,8  + 8,5  + 17,4 
Tirol 48.407  + 8,1  + 1,8  + 8,6  + 5,9  + 12,9  + 6,1  + 15,9  + 7,2  + 12,7 
Vorarlberg 9.285  + 8,8  + 5,0  + 9,2  + 5,8  + 16,4  + 8,6  + 17,3  + 3,1  + 10,3 
           
 2019 

in 1.000 
Veränderung 2023 gegen das Vorkrisenniveau von 2019 in % 

Österreich 152.709  – 1,0  – 0,1  – 1,3  + 1,3  – 4,0  – 5,2  + 35,3  – 5,7  – 0,2 
            
Wien 17.605  – 2,0  + 3,4  – 3,1  – 1,2  – 3,6  – 6,5  + 99,2  + 0,1  – 20,3 
Niederösterreich 7.678  – 4,4  – 3,1  – 6,8  – 9,9  – 5,3  – 7,6  +100,8  + 1,4  – 2,9 
Burgenland 3.144  + 0,1  – 1,0  + 3,8  – 1,4  + 11,0  – 2,9  + 58,7  – 9,7  + 7,2 
Steiermark 13.289  + 3,3  – 1,2  + 9,6  + 9,6  + 9,7  – 2,6  + 34,7  + 3,1  + 7,4 
Kärnten 13.360  – 1,3  + 2,8  – 4,1  – 2,8  – 5,6  – 7,1  + 17,8  – 0,2  + 1,6 
Oberösterreich 8.544  + 1,7  + 1,9  + 1,5  + 3,8  – 0,8  – 0,0  + 97,0  – 6,2  – 0,2 
Salzburg 29.971  + 0,5  + 0,1  + 0,7  + 4,1  – 2,7  – 3,2  + 31,0  – 2,6  – 8,7 
Tirol 49.897  – 3,0  – 3,9  – 2,9  + 0,6  – 7,5  – 7,2  + 26,6  – 9,6  + 10,7 
Vorarlberg 9.222  + 0,7  + 5,2  + 0,2  + 1,2  – 1,8  – 1,6  + 51,6  – 9,6  – 7,8 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Privatquartiere und private Ferienwohnungen (jeweils auf und nicht auf Bauernhof). 

 

Die Spargesinnung der Gäste angesichts ho-
her Inflationsraten hinterließ auch bei der 
Wahl der Unterkunftsart ihre Spuren, wobei 
die COVID-19-Pandemie einen schon beste-
henden Trend verstärkt haben könnte: Feri-
enwohnungen und Campingplätze gewan-
nen 2023 im Vergleich zu 2019 erheblich an 

Nachfrage (Nächtigungen +13,8% bzw. 
+16,6%), während jene nach Hotels aller Ka-
tegorien noch deutlich unter dem Vorkrisen-
niveau lag (5,2%). Vor allem das gewerbli-
che Segment der Ferienwohnungen 
und -häuser boomte im Vierjahresvergleich: 
Die Zahl der Nächtigungen in diesem Beher-
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bergungstyp nahm österreichweit um über 
ein Drittel zu (+35,3%), in Wien, Nieder- und 
Oberösterreich verdoppelte sich die Nach-
frage sogar. In privaten Ferienunterkünften 
wurde 2023 hingegen etwas seltener ge-
nächtigt als 2019 (1,7%), nennenswerte Aus-
nahmen von diesem nationalen Trend bilde-
ten die Steiermark (+17,1%) und Niederöster-
reich (+14,8%). 

Der schon 2022 beobachtete Aufwärtstrend 
im heimischen Tourismus nach dem Ende 
der Pandemie setzte sich 2023 in allen Bun-
desländern fort. Den größten Nächtigungs-
zuwachs im Jahresabstand verzeichneten 
mit 30,7% die Wiener Unterkunftsbetriebe 
(Österreich insgesamt +10,4%). Sie konnten 
die schwächere Nachfrage aus den wich-
tigsten asiatischen Quellmärkten (Japan, 
China und Indien), die nach wie vor weit 
hinter dem Vorkrisenniveau von 2019 zurück-
lag, fast vollständig durch Gäste aus der 
EU 27 kompensieren. Besonders ins Gewicht 
fielen dabei die Zuwächse aus den 
MOEL 54). In fünf Bundesländern überstiegen 
die Nächtigungen 2023 bereits das Vorkri-
senniveau von 2019, allen voran in der Stei-
ermark (+3,3%) und in Oberösterreich 
(+1,7%). Während in steirischen Unterkünften 
ausschließlich die internationale Nachfrage 
höher war (+9,6%, Binnenreisende 1,2%), 
zählte man in Oberösterreich bei in- wie aus-
ländischen Gästen mehr Nächtigungen als 
2019. 

Den größten Aufholbedarf auf das Nächti-
gungsvolumen von 2019 wiesen im abgelau-
fenen Kalenderjahr Niederösterreich (4,4%) 
und Tirol (3,0%) auf. Als Österreichs wich-
tigste Tourismusregion konnte Tirol nicht von 
der zusätzlichen Nachfrage aus Osteuropa 
profitieren (MOEL 5 2019/2023: Tirol 3,0%, 
Österreich insgesamt +9,7%). Zudem be-
stand in beiden Bundesländern noch eine 
deutliche Lücke im Binnentourismus (Ti-
rol 3,9%, Niederösterreich 3,1%). 

Wie schon davor waren auf NUTS-3-Ebene 
auch 2023 erhebliche Unterschiede in der 
Tourismusentwicklung beobachtbar, die in 
den Abbildungen 3 und 4 sowie Übersicht 9 
für das Winterhalbjahr 2022/23 und das Som-
merhalbjahr 2023 verdeutlicht werden. Im 
Südburgenland etwa blieb die Nachfrage-
entwicklung sowohl im Winter als auch im 
Sommer hinter jener der Nordregion zurück – 
die Nächtigungszahlen der letzten Vorkrisen-
saisonen konnten demnach noch nicht wie-
der erreicht werden. Dabei ist allerdings ein 
statistischer Sondereffekt zu berücksichtigen: 
Im Jahr 2023 wurden erstmals die Nächti-

 
4)  Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn. 

gungen im Rahmen des Nova-Rock-Festivals 
in Nickelsdorf in der offiziellen Statistik erfasst, 
was die Bilanz des Nordburgenlands für die 
Sommersaison 2023 nach oben verzerrte. Für 
Niederösterreich zeigt die kleinräumige Ana-
lyse wiederum, dass sich die saisonale Nach-
frage im Wiener Umland im Vierjahresab-
stand ungünstiger entwickelte als in anderen 
Regionen. Somit lässt sich ein Teil des nach 
wie vor bestehenden Aufholbedarfs in Nie-
derösterreich auf fehlende Wien-Gäste zu-
rückführen.  

Zwölf der insgesamt 35 NUTS-3-Regionen 
übertrafen sowohl im Winter 2022/23 als 
auch im Sommer 2023 das vor der Pande-
mie registrierte Nächtigungsvolumen. Diese 
Regionen finden sich unter allen vier in die-
sem Beitrag differenzierten Regionstypen, 
zählen jedoch vermehrt zu den städtischen 
Gebieten sowie zu den "Wellness- und Kuli-
narikregionen". Die Nächtigungen entwickel-
ten sich je nach Regionstyp vor allem im 
Sommer 2023 unterschiedlich: Der Trend zum 
Sommerurlaub in den Bergen, der sich auf-
grund des Klimawandels in den kommenden 
Jahren erheblich beschleunigen könnte, be-
scherte den alpinen Regionen Österreichs 
einen überdurchschnittlichen Nächtigungs-
zuwachs von 4,8% im Vergleich zur Saison 
2019. In der Wintersaison 2022/23 verzeich-
neten die Beherbergungsbetriebe in alpinen 
Gebieten hingegen noch eine um 4,5% ge-
ringere Nachfrage als von November 2018 
bis April 2019. Ausnahmen waren die Region 
Liezen und der Lungau, die nicht nur im 
Sommer 2023 die höchsten Zuwachsraten 
der alpinen Regionen aufwiesen, sondern 
bereits im Winter 2022/23 leicht über der 
Marke von 2018/19 bilanziert hatten. Im 
Sommer 2023 konnte unter den Alpinregio-
nen lediglich das Tiroler Oberland noch 
nicht ganz an die Saison 2019 anschließen. 

Auch in sechs von zehn Wellness- und Kulina-
rikregionen – allesamt im Burgenland, Nie-
der- und Oberösterreich sowie in der Steier-
mark gelegen – wurde das Nächtigungsni-
veau von 2019 im Sommer 2023 übertroffen, 
allen voran im Mittelburgenland (+9,8%), im 
Mühlviertel (+9,6%) sowie im Weinviertel 
(+8,2%; Nordburgenland (ohne Landes-
hauptstadt), Innviertel, West- und Südsteier-
mark +5,1% bis +6,7%). Im Südburgenland 
fehlten hingegen noch 5,4% der Sommer-
nächtigungen von 2019. Unter den insge-
samt 13 Städten bzw. städtischen Gebieten 
übertraf die Nächtigungsbilanz in den Lan-
deshauptstädten Linz, Graz und Klagenfurt 
sowie im Umland Linz–Wels in beiden Saiso-
nen das Vorkrisenniveau. 
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Abbildung 3: Übernachtungen in den NUTS-3-Regionen im Winterhalbjahr 2022/23 
Veränderung gegen das Vorkrisenniveau der Wintersaison 2018/19 in % 

 

Q: Statistik Austria. Wintersaison: November bis April. – 1) Landeshauptstadt und umgebende Region wurden getrennt ausgewiesen. 

 
 

Abbildung 4: Übernachtungen in den NUTS-3-Regionen im Sommerhalbjahr 2023 
Veränderung gegen das Vorkrisenniveau der Sommersaison 2019 in % 

 

Q: Statistik Austria. Sommersaison: Mai bis Oktober. – 1) Landeshauptstadt und umgebende Region wurden getrennt ausgewiesen. 
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Übersicht 9: Übernachtungen nach Tourismusregionstypen und NUTS-3-Regionen 
im Tourismusjahr 2022/23 

 
Winterhalbjahr 2022/23 Sommerhalbjahr 2023  

Veränderung gegen das Vorkrisenniveau von 
2018/19 (Winterhalbjahr) bzw. 2019 (Sommerhalbjahr) in % 

Alpine Regionen insgesamt  – 4,5  + 4,8 
Oberkärnten  – 4,1  + 0,1 
Liezen  + 0,1  + 15,2 
Lungau  + 0,9  + 16,6 
Pinzgau–Pongau  – 1,5  + 8,2 
Außerfern  – 4,8  + 10,2 
Innsbruck (ohne Innsbruck–Stadt)  – 9,0  + 0,4 
Osttirol  – 2,4  + 5,2 
Tiroler Oberland  – 5,1  – 0,1 
Tiroler Unterland  – 8,1  + 1,8 
Bludenz–Bregenzer Wald  – 4,3  + 8,9 

    
Städte insgesamt  – 5,9  – 0,8 

Wiener Umland Nordteil  – 4,2  – 0,2 
Wiener Umland Südteil  – 14,4  – 9,5 
Wien  – 8,0  – 0,9 
Graz (ohne Graz–Stadt)  – 4,3  + 1,4 
Linz–Wels (ohne Linz–Stadt)  + 3,3  + 6,4 
Eisenstadt  – 30,1  – 4,8 
Klagenfurt  + 22,5  + 12,7 
Sankt Pölten  + 2,9  – 1,0 
Linz  + 12,0  + 5,2 
Salzburg  – 2,2  – 3,9 
Graz  + 0,6  + 6,9 
Innsbruck  – 3,9  + 2,4 
Bregenz  – 7,0  – 9,9 

    
Mischregionen insgesamt  – 7,3  – 0,2 

Mostviertel–Eisenwurzen  – 8,6  – 0,4 
Sankt Pölten (ohne Sankt Pölten–Stadt)  + 5,9  + 14,0 
Klagenfurt–Villach (ohne Klagenfurt–Stadt)  – 1,6  – 3,3 
Unterkärnten  – 6,1  – 0,5 
Östliche Obersteiermark  + 6,8  + 2,4 
Westliche Obersteiermark  – 7,3  + 5,7 
Steyr–Kirchdorf  – 7,5  + 6,5 
Traunviertel  – 11,3  + 0,7 
Salzburg und Umgebung (ohne Salzburg–Stadt)  – 12,9  – 3,5 
Rheintal-Bodenseegebiet (ohne Bregenz)  – 5,4  + 5,5 

    
Wellness- und Kulinarikregionen insgesamt  – 3,5  + 2,0 

Mittelburgenland  – 1,0  + 9,8 
Nordburgenland (ohne Eisenstadt)  + 2,6  + 5,1 
Südburgenland  – 14,5  – 5,4 
Niederösterreich Süd  – 4,7  – 1,0 
Waldviertel  – 6,2  – 2,4 
Weinviertel  + 3,0  + 8,2 
Oststeiermark  – 4,4  – 0,7 
West- und Südsteiermark  – 3,2  + 6,1 
Innviertel  + 0,2  + 6,7 
Mühlviertel  + 4,9  + 9,6 

    
Österreich insgesamt  – 4,9  + 2,5 

Q: Statistik Austria; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. 

6. Arbeitsmarkt: Beschäftigung wächst trotz geringen 
Wirtschaftswachstums robust 

Trotz zaghaften Wirtschaftswachstums legte 
die aktive unselbständige Beschäftigung im 
Jahr 2023 um 1,2% zu. Ursachen dieses für 
Zeiten schwacher Konjunktur sehr hohen 

Zuwachses waren vor allem die Zurückhal-
tung der Unternehmen bei Personalanpas-
sungen und die Erwartung einer nur kurzen 
Rezession. Die Erfahrung ausgeprägter 
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Personalknappheit während des Auf-
schwungs nach der COVID-19-Pandemie 
dürfte dazu geführt haben, dass die Unter-
nehmen im Abschwung Arbeitskräfte horten, 
um sich bei einem neuerlichen Aufschwung 
die Suchkosten zu ersparen.  

Die Beschäftigungszuwächse waren 2023 
unter Frauen (+1,4%) ausgeprägter als unter 
Männern (+0,8%). Dies ist vor allem auf die 
anhaltende, wenngleich langfristig rückläu-
fige Branchensegregation der Beschäfti-
gung nach Geschlecht zurückzuführen. In 
Jahren wie 2023, in welchen Branchen mit 
einem hohen Frauenanteil – wie etwa die öf-
fentliche Verwaltung, das Gesundheitswe-
sen, aber auch die Beherbergung und Gast-
ronomie – ihre Beschäftigung stärker auswei-
ten als männerdominierte Sektoren, etwa 
das Bauwesen oder die Herstellung von Wa-
ren, profitieren Frauen demnach überpro-
portional vom Beschäftigungswachstum. Im 
Jahr 2023 stieg die Beschäftigung in der 

Beherbergung und Gastronomie um 3,3%, 
während sie im Bauwesen um 0,2% zurück-
ging. 

Noch ausgeprägter als nach Geschlecht 
waren die Unterschiede im Beschäftigungs-
wachstum nach Altersgruppen und Her-
kunft. Dies ist zum Großteil der mittelfristigen 
demografischen Entwicklung geschuldet. In-
folge der demografischen Alterung der Be-
völkerung tritt ein immer größerer Anteil der 
unselbständig Beschäftigten in Österreich in 
die Altersgruppe der ab 55-Jährigen über, 
während vergleichsweise wenige Jugendli-
che neu in den Arbeitsmarkt eintreten. Dazu 
kommen Änderungen hinsichtlich des Regel-
pensionsantrittsalters der Frauen, die ab 
2023 wirksam wurden. Dementsprechend 
stieg 2023 die aktive unselbständige Be-
schäftigung der ab 55-Jährigen um 4,1%, 
jene der Jugendlichen (15 bis 24 Jahre) aber 
nur um 0,7% (Übersicht 10).  

  

Übersicht 10: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung 2023 
 Insgesamt1) Männer Frauen Ausländische 

Arbeitskräfte 
Inländische 

Arbeitskräfte 
Ältere2) Jugendliche3) 

 Absolut Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich 3.889.419  + 1,2  + 0,8  + 1,4  + 5,8  – 0,4  + 4,1  + 0,7 
          
Wien 903.791  + 1,8  + 1,7  + 2,0  + 5,6  + 0,2  + 4,6  + 2,3 
Niederösterreich 643.755  + 0,9  + 0,6  + 1,0  + 5,0  – 0,3  + 4,3  + 1,0 
Burgenland 110.829  + 1,1  + 0,5  + 1,5  + 4,6  – 0,4  + 3,7  – 0,1 
Steiermark 539.340  + 0,6  + 0,3  + 0,8  + 5,6  – 0,7  + 4,0  – 0,5 
Kärnten 219.073  + 0,7  + 0,4  + 0,8  + 6,8  – 0,7  + 3,6  + 0,4 
Oberösterreich 686.536  + 0,8  + 0,4  + 1,1  + 6,3  – 0,7  + 3,3  – 0,0 
Salzburg 266.648  + 1,4  + 1,1  + 1,5  + 7,1  – 0,7  + 4,2  + 1,2 
Tirol 349.938  + 1,8  + 1,3  + 2,1  + 7,3  – 0,2  + 4,6  + 1,4 
Vorarlberg 169.508  + 0,7  – 0,1  + 1,4  + 3,5  – 0,5  + 4,1  – 1,3 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Unselbständig aktiv Beschäftigte (ohne Personen in auf-
rechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten). – 2) 55 Jahre oder älter. – 3) 15 bis 24 Jahre. 

 

Weiters erhöht die anhaltende Zuwande-
rung nach Österreich auch langfristig den 
Anteil der Arbeitskräfte mit ausländischer 
Staatsbürgerschaft. 2023 nahm die Beschäf-
tigung von Ausländer:innen um 5,8% zu, 
während die aktive unselbständige Beschäf-
tigung österreichischer Staatsbürger:innen 
um 0,4% zurückging. Besonders deutlich 
legte die Beschäftigung von ukrainischen 
Staatsbürger:innen zu (+57,7% oder +5.923 
Beschäftigungsverhältnisse). Ukrainer:innen 
stellten aber trotzdem nur 0,4% der österrei-
chischen Gesamtbeschäftigung. Auch die 
Beschäftigung ungarischer Staatsbürger:in-
nen (+9,3% oder +10.340 Beschäftigungsver-
hältnisse), die vor allem als grenzüberschrei-
tende Pendler:innen in Österreich arbeiten, 
wuchs 2023 sehr dynamisch. Die größte 
Gruppe der ausländischen Beschäftigten 
blieben mit einem Anteil von 3,1% an der 
Gesamtbeschäftigung allerdings deutsche 
Staatsbürger:innen (+4,5% gegenüber dem 
Vorjahr). 

Diese langfristigen Trends wirkten sich 2023 in 
allen Bundesländern aus. So wuchs die Be-
schäftigung der Frauen durchgängig ra-
scher als jene der Männer und auch nach 
Herkunft und Alter überstiegen die Beschäfti-
gungsausweitungen unter Älteren und aus-
ländischen Staatsbürger:innen in allen Bun-
desländern jene unter Jugendlichen und In-
länder:innen. Die regionalen Unterschiede in 
den Wachstumsraten waren 2023 im Ver-
gleich zu den Jahren vor der COVID-19-
Pandemie dennoch groß. Das rascheste Be-
schäftigungswachstum verzeichneten mit je-
weils +1,8% Wien und Tirol, vor Salzburg 
(+1,4%). In diesen Bundesländern war es vor 
allem die günstige Entwicklung in der Beher-
bergung und Gastronomie sowie in den un-
ternehmensnahen Dienstleistungen, die die-
ses lebhafte Wachstum ermöglichte. In Wien 
trug auch das Bauwesen bei, das seinen 
Personalstand trotz schlechter Produktions-
entwicklung ausweitete, während er in allen 
anderen Bundesländern mit Ausnahme 

Die aktive unselbstän-
dige Beschäftigung 

wuchs im Jahr 2023 trotz 
des nur schwachen  

Wirtschaftswachstums 
um 1,2%. Wien und Tirol 

verzeichneten mit je-
weils +1,8% die höchs-

ten Zuwächse. In der 
Steiermark war der An-

stieg am geringsten. 

In den Bundesländern 
mit hohem Beschäfti-

gungswachstum gingen 
die Zuwächse vor allem 

auf die Beherbergung 
und Gastronomie sowie 

die unternehmensnahen 
Dienstleistungen zurück. 
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Kärntens und Niederösterreichs bereits rück-
läufig war.  

In den anderen sechs Bundesländern wuchs 
die Beschäftigung hingegen durchwegs un-
terdurchschnittlich. Die geringsten Zuwächse 
erzielten 2023 die Steiermark (+0,6%), Kärn-
ten und Vorarlberg (jeweils +0,7%). Dort 
legte die Beschäftigung im Tourismus deut-
lich schwächer zu als in Wien, Tirol und Salz-
burg. In der Steiermark ging die Beschäfti-
gung in der Beherbergung und Gastronomie 
sogar um 0,4% zurück. In den unternehmens-
nahen Dienstleistungen schrumpfte sie ne-
ben der Steiermark auch in Kärnten und Vor-
arlberg. Im westlichsten Bundesland stützte 
somit nur das überdurchschnittliche Beschäf-

tigungswachstum in den öffentlichen Dienst-
leistungen sowie im Handel die Gesamtent-
wicklung. In Kärnten und der Steiermark wei-
tete hingegen die Sachgütererzeugung (in 
Kärnten auch die Bauwirtschaft) ihren Perso-
nalstand stärker aus als im Bundesdurch-
schnitt. 

In Niederösterreich und im Burgenland 
wuchs die Beschäftigung im Sachgüterbe-
reich deutlich langsamer als im Bundes-
durchschnitt, dafür stützte der Handel die 
Entwicklung. In Oberösterreich war hinge-
gen die Sachgütererzeugung von einer ho-
hen Dynamik geprägt, während die Be-
schäftigung in den unternehmensnahen 
Dienstleistungen schrumpfte. 

 

Übersicht 11: Entwicklung der Beschäftigung nach Wirtschaftsbereichen 2023 
 Land- und 

Forstwirtschaft, 
Energie-

versorgung 

Sachgüter-
erzeugung und 

Bergbau 

Bauwesen Marktorientierte Dienstleistungen Öffentlicher 
Dienst   Insgesamt Handel Unternehmens-

nahe Dienst-
leistungen1) 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 2,5  + 1,3  – 0,2  + 1,0  + 0,0  + 1,0  + 1,6 
         
Wien  + 5,2  + 1,9  + 0,9  + 2,0  – 0,0  + 2,3  + 1,5 
Niederösterreich  + 1,9  + 0,5  + 0,1  + 0,8  + 0,7  + 1,0  + 1,5 
Burgenland  + 1,5  – 0,2  – 0,6  + 1,1  + 1,2  + 2,2  + 2,1 
Steiermark  + 1,9  + 1,7  – 0,3  – 0,5  – 0,2  – 1,8  + 1,6 
Kärnten  + 5,3  + 2,6  + 0,2  – 0,7  – 1,6  – 0,6  + 1,3 
Oberösterreich  + 1,0  + 2,0  – 1,1  + 0,1  + 0,3  – 1,1  + 1,3 
Salzburg  – 0,1  + 0,7  – 1,0  + 2,0  – 1,4  + 5,1  + 1,5 
Tirol  + 5,3  + 0,9  – 0,5  + 2,2  – 0,0  + 2,5  + 2,3 
Vorarlberg  + 1,4  – 0,7  – 0,5  + 0,8  + 0,3  – 0,1  + 2,5 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Grundstücks- und Wohnungswesen, freie Berufe, wissen-
schaftliche und technische Dienstleistungen, Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen, Dienstleistungen im Bereich der Informations-
technologie, Informationsdienstleistungen. 

 

Auch in einer kleinräumigeren Betrachtung 
auf Bezirksebene bzw. nach Regionstyp zeigt 
sich die hohe Bedeutung der Wirtschafts-
struktur für die regionale Beschäftigungsent-
wicklung (Abbildungen 5 und 6). So wuchs 
2023 die Beschäftigung in Wien, in den Groß-
städten und deren Umland sowie in intensi-
ven Tourismusregionen kräftiger als in indust-
riell geprägten Regionen und Mittelstädten. 
Darin spiegeln sich einerseits wissensintensive 
unternehmensnahe Branchen, die ihren Per-
sonalbestand 2023 besonders stark auswei-
teten und in Österreich verstärkt in Ballungs-
räumen angesiedelt sind, und andererseits 
das nach wie vor lebhafte Beschäftigungs-
wachstum im Tourismus.  

Weiterhin dynamisch entwickelte sich 2023 
auch das Arbeitskräfteangebot. Österreich-
weit wuchs es mit +1,3% sogar um 0,3 Pro-

zentpunkte kräftiger als im Vorjahr und in 
etwa gleich stark wie die Beschäftigung. Auf 
regionaler Ebene legte es aber zumeist ra-
scher zu als die Beschäftigung. Dies gilt für 
alle Bundesländer mit Ausnahme Niederös-
terreichs, Kärntens und Tirols und nach Regi-
onstyp (Abbildung 6) für sämtliche Regionen 
mit Ausnahme der Umlandregionen und der 
intensiven Tourismusregionen. 

Wie bereits im Vorjahr hing die Zunahme des 
Arbeitskräfteangebotes auch 2023 eng mit 
den erwähnten demografischen Trends zu-
sammen. Insbesondere war sie ausschließ-
lich auf ausländische Arbeitskräfte zurückzu-
führen (+6,3%), während das inländische Ar-
beitskräfteangebot weiter abnahm (0,5%). 
Zudem fiel der Zuwachs bei den ab 55-Jähri-
gen deutlich stärker aus als unter den Ju-
gendlichen.  

Auf Bezirksebene wuchs 
die Beschäftigung in ur-
banen und tourismusin-
tensiven Regionen am 
stärksten. 

Das Arbeitskräfteange-
bot wächst nach wie vor 
dynamisch. Insbeson-
dere in den tourismusin-
tensiven Bundesländern 
Tirol und Salzburg nahm 
2023 das Angebot an 
ausländischen Arbeits-
kräften deutlich zu. 
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Abbildung 5: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung nach Bezirken 2023 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Arbeitsmarktdatenbank des AMS und des Bundesministeriums für Arbeit (Wohnortprinzip); WIFO-Berechnungen. 

 
 

Abbildung 6: Entwicklung der unselbständigen Beschäftigung und des Arbeitskräfteangebotes nach Wirtschafts-
regionen 2023 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Arbeitsmarktdatenbank des AMS und des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft (Wohnortprinzip); WIFO-Berechnungen. 
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Übersicht 12: Arbeitskräfteangebot 2023 
 Insgesamt1) Männer Frauen Ausländische 

Arbeitskräfte 
Inländische 

Arbeitskräfte 
Ältere2) Jugendliche3) 

 Absolut Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich 4.160.191  + 1,3  + 1,1  + 1,3  + 6,3  – 0,5  + 3,5  + 1,3 
          
Wien 1.012.164  + 2,0  + 2,1  + 2,0  + 6,4  – 0,1  + 3,8  + 3,3 
Niederösterreich 684.752  + 0,8  + 0,6  + 0,9  + 5,3  – 0,5  + 3,3  + 1,4 
Burgenland 118.487  + 1,2  + 0,8  + 1,4  + 5,1  – 0,5  + 2,7  + 0,6 
Steiermark 571.082  + 0,9  + 0,7  + 0,9  + 6,3  – 0,6  + 3,7  + 0,2 
Kärnten 235.994  + 0,6  + 0,5  + 0,4  + 6,8  – 0,9  + 2,7  + 0,8 
Oberösterreich 716.848  + 1,0  + 0,7  + 1,2  + 7,0  – 0,6  + 3,0  + 0,5 
Salzburg 277.360  + 1,6  + 1,3  + 1,6  + 7,3  – 0,7  + 4,0  + 1,4 
Tirol 364.603  + 1,7  + 1,4  + 1,8  + 7,4  – 0,4  + 4,1  + 1,4 
Vorarlberg 178.901  + 0,9  + 0,3  + 1,4  + 4,2  – 0,5  + 3,6  – 1,0 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich; Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Unselbständig aktiv Be-
schäftigte (ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten). – 2) 55 Jahre oder älter. – 
3) 15 bis 24 Jahre. 

 

Die regionalen Unterschiede waren aber 
auch in diesen Gruppen erheblich. In Tirol 
und Salzburg stieg das Angebot an ausländi-
schen Arbeitskräften um jeweils mehr als 7%. 
Dies dürfte überwiegend der Expansion im 
Tourismus zuzuschreiben sein, der insbeson-
dere in der Hochsaison verstärkt auf auslän-
dische Saisonniers zurückgreift. Den 
schwächsten Anstieg des ausländischen Ar-
beitskräfteangebotes verzeichnete mit 4,2% 
Vorarlberg, wohl auch aufgrund des gerin-
gen Gesamtbeschäftigungswachstums, 

welches einen nur schwachen Nachfrage-
sog erzeugte. In Wien, wo nach wie vor der 
größte Teil der ausländischen Beschäftigten 
tätig ist, lag der Anstieg bei 6,4%. Auch hin-
sichtlich des Angebotswachstums bei den 
ab 55-Jährigen lagen Tirol und Salzburg mit 
Zuwächsen von 4,1% bzw. 4,0% voran. In 
Wien, dem demografisch jüngsten Bundes-
land Österreichs, wuchs hingegen das An-
gebot an jugendlichen Arbeitskräften am 
kräftigsten, während es in Vorarlberg rück-
läufig war. 

 

Übersicht 13: Arbeitslosigkeit 2023 
 Arbeitslose Arbeitslosenquote 
 Insgesamt Männer Frauen Auslän-

dische 
Arbeitskräfte 

Inländische 
Arbeitskräfte 

Jugend-
liche1) 

Ältere2) Langzeit-
arbeitslose3) 

Niveau Verände-
rung gegen 
das Vorjahr 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % In % Prozent-
punkte 

Österreich  + 2,9  + 4,7  + 0,7  + 11,7  – 1,9  + 11,0  – 3,3  – 26,7 6,4  + 0,1 
            
Wien  + 3,4  + 4,7  + 1,6  + 10,6  – 2,9  + 12,1  – 2,2  – 27,6 10,6  + 0,1 
Niederösterreich  + 0,0  + 1,3  – 1,5  + 10,4  – 3,1  + 9,4  – 6,8  – 33,0 5,9  – 0,0 
Burgenland  + 2,2  + 4,6  – 0,5  + 15,6  – 1,0  + 12,7  – 5,3  – 27,4 6,4  + 0,1 
Steiermark  + 5,4  + 7,1  + 3,1  + 14,3  + 1,7  + 13,6  + 0,1  – 15,8 5,5  + 0,2 
Kärnten  – 0,4  + 2,6  – 4,1  + 7,8  – 2,7  + 8,7  – 4,9  – 20,4 7,1  – 0,1 
Oberösterreich  + 5,5  + 7,6  + 2,8  + 17,3  + 0,0  + 15,0  – 2,9  – 27,0 4,2  + 0,2 
Salzburg  + 4,7  + 5,6  + 3,5  + 11,5  + 0,8  + 7,1  – 1,3  – 22,1 3,8  + 0,1 
Tirol  – 0,4  + 2,3  – 3,6  + 9,4  – 5,1  + 2,9  – 3,5  – 29,9 3,9  – 0,1 
Vorarlberg  + 4,7  + 9,1  – 0,2  + 14,9  – 1,2  + 4,7  – 4,1  – 28,7 5,2  + 0,2 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich; WDS – WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) 15 bis 24 Jahre. – 2) 55 Jahre oder älter. – 3) 1 Jahr oder länger arbeitslos. 

 

Aufgrund des dynamischen Angebots-
wachstums stiegen 2023 trotz der günstigen 
Beschäftigungsentwicklung auch die Zahl 
der Arbeitslosen und die Arbeitslosenquote 
leicht an. Letztere erhöhte sich von 6,3% im 
Vorjahr auf 6,4%; die Zahl der Arbeitslosen 
stieg um 2,9%, wobei der Anstieg unter Män-
nern (+4,7%), die wie erwähnt eine schwä-
chere Beschäftigungsentwicklung verzeich-
neten, deutlich höher war als unter Frauen 
(+0,7%). Von den Bundesländern gelang ein-
zig Kärnten und Tirol ein Abbau der Arbeits-

losigkeit, der allerdings ausschließlich auf 
Frauen zurückzuführen war (4,1% 
bzw. 3,6%). In Niederösterreich stagnierte 
die Arbeitslosigkeit aufgrund eines Rückgan-
ges bei den Frauen. Die höchsten Anstiege 
der Arbeitslosigkeit verzeichneten hingegen 
die Industriebundesländer Oberösterreich 
und Steiermark (+5,5% bzw. +5,4%) sowie 
Salzburg und Vorarlberg (jeweils +4,7%). 
Auch in diesen vier Bundesländern war der 
Zuwachs unter Männern deutlich ausge-
prägter als unter Frauen. In einer Betrach-

Die Arbeitslosigkeit stieg 
in den Industriebundes-
ländern Oberösterreich 
und Steiermark am 
stärksten an, einzig in 
Kärnten und Tirol war sie 
rückläufig. 
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tung nach Bezirken fielen die Zuwächse in 
einigen oberösterreichischen, steirischen 
und niederösterreichischen Regionen beson-
ders hoch aus. 

Ausgeprägter als nach Region waren auch 
bei der Arbeitslosigkeit die Unterschiede 
nach Herkunft und Alter. Unter Jugendlichen 
stieg die Arbeitslosigkeit um 11,0%, während 
sie unter den Älteren um 3,3% abnahm. Un-
ter den Ausländer:innen lag der Zuwachs 
bei 11,7%, während 2023 um 1,9% weniger 

Inländer:innen arbeitslos gemeldet waren. 
Da die Unternehmen versuchten, bestehen-
des Personal trotz des schwierigen Umfelds 
zu halten, kamen vor allem Gruppen wie Ju-
gendliche und Ausländer:innen unter Druck, 
die häufig erstmals in den Arbeitsmarkt ein-
traten. Die Langzeitarbeitslosigkeit ging 2023 
in allen Bundesländern zurück. Am deutlichs-
ten schrumpfte sie in Niederösterreich 
(33,0%) und Tirol (29,9%), am schwächsten 
in der Südregion (Kärnten 20,4%, Steier-
mark 15,8).  

  

Abbildung 7: Entwicklung der Arbeitslosigkeit nach Bezirken 2023 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

 

Q: Arbeitsmarktdatenbank des AMS und des Bundesministeriums für Arbeit (Wohnortprinzip); WIFO-Berechnungen. 

7. Zusammenfassung 

Die österreichische Wirtschaft war im Jahr 
2023 von Energiepreisschocks und einer eu-
ropaweiten Industrierezession betroffen. Vor 
allem die Bauwirtschaft litt unter den hohen 
Zinsen, während sich der Tourismus positiv 
entwickelte und insbesondere in Wien, Tirol 
und Salzburg den Abschwung abfederte. 
Die aktuelle Schnellschätzung des WIFO 
ergibt daher für 2023 eine regional hetero-
gene Konjunkturentwicklung: Im Burgenland, 
in Salzburg und in Tirol stieg die reale Brutto-
wertschöpfung, in den anderen Bundeslän-
dern sank sie (Österreich insgesamt 0,9%).  

Die Sachgütererzeugung litt besonders unter 
der Energiekrise und der schwachen interna-
tionalen Konjunktur. Dies schlug sich in der 
zweiten Jahreshälfte in einem Rückgang der 
Exporte und des Absatzes nieder. Der abge-

setzte (nominelle) Produktionswert legte im 
1. Halbjahr noch zu, schrumpfte jedoch im 
zweiten deutlich. Im Gesamtjahr 2023 ver-
zeichneten das Burgenland und Salzburg Zu-
wächse, während Wien und Vorarlberg die 
stärksten Rückgänge erlitten. 

Der Arbeitsmarkt blieb trotz der Konjunktur-
flaute mit einem Beschäftigungswachstum 
von +1,2% robust. Dies war vor allem der Zu-
rückhaltung der Unternehmen bei Personal-
anpassungen zuzuschreiben. Wien und Tirol 
erzielten die höchsten Beschäftigungszu-
wächse. Auf kleinräumiger Ebene wuchs die 
Beschäftigung in den urbanen und den tou-
rismusintensiven Regionen am stärksten. In 
den meisten Bundesländern wurde die ro-
buste Beschäftigungsdynamik allerdings von 
einer Zunahme der Arbeitslosigkeit begleitet. 
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Chancen und Herausforderungen der neuen EU-
Außenhandelspolitik am Beispiel ausgewählter 
Instrumente 
Yvonne Wolfmayr, Birgit Meyer, Elisabeth Christen 

 Die neuen handelspolitischen Instrumente markieren einen bedeutenden Wandel der handels-
politischen Strategie der EU als Antwort auf Veränderungen der geoökonomischen und geopolitischen 
Rahmenbedingungen. 

 Der Ausbau offensiver und defensiver Instrumente soll der Förderung ökologischer, humanitärer und 
sozialer Ziele und Werte dienen, gleiche Wettbewerbsbedingungen herstellen, die EU vor Bedrohungen 
und Opportunismus seitens der Handelspartner schützen und die Durchsetzung internationaler Handels-
regeln erleichtern. 

 Der koordinierte Einsatz der Instrumente, die Balance zwischen defensiver und offensiver Politik und die 
Vermeidung von Protektionismus stellen besondere Herausforderungen dar. 

 Die Attraktivität und Vollendung des EU-Binnenmarktes sowie effiziente Entscheidungsmechanismen 
sind die wichtigsten Voraussetzungen für die Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit der neuen handels-
politischen Instrumente. 

 

 
Nichthandelspolitische Ziele in EU-Handelsabkommen und geopolitisch motivierte 
Wirtschaftssanktionen weltweit 

 

Die Zahl der weltweiten Wirtschaftssanktionen ist von 136 im Jahr 1990 auf 411 im Jahr 2022 gestie-
gen (rote Linie, mehrere Ziele können gleichzeitig verfolgt werden). Sie umfassen weitreichende 
geopolitische Ziele. Seit 1990 wurde auch die Abdeckung sogenannter nichthandelspolitischer 
Ziele in ausgehandelten EU-Freihandelsabkommen immer umfangreicher. Die Anzahl von Maß-
nahmen zum Schutz von Menschenrechten, Sozial- und Umweltstandards erhöhte sich von rund 
23 im Jahr 1990 auf 70 im Jahr 2020 (Q: Global Sanctions Database (Syropoulos et al., 2023), 
Lechner (2022), WIFO-Berechnungen). 

 

"Nichthandelspoli-
tische Ziele wie 
Menschenrechte, 
Sozialstandards und 
Umweltschutz 
spielen neben 
geopolitisch moti-
vierten Sanktionen 
eine immer bedeu-
tendere Rolle in der 
Handelspolitik." 

 

 

0

50

100

150

200

19
90

19
92

19
94

19
96

19
98

20
00

20
02

20
04

20
06

20
08

20
10

20
12

20
14

20
16

20
18

20
20

A
nz

a
hl

Umweltschutz
Soziale und wirtschaftliche Standards
Menschenrechte
Insgesamt

0

100

200

300

400

500

600

19
90

19
92

19
94

19
96

19
98

20
00

20
02

20
04

20
06

20
08

20
10

20
12

20
14

20
16

20
18

20
20

20
22

A
nz

a
hl

Politikwechsel
Destabilisierung eines Regimes
Klärung eines territorialen Konflikts
Verhinderung eines Krieges
Bekämpfung von Terrorismus
Beendigung eines Krieges
Menschenrechte
Demokratie
Andere Ziele
Insgesamt



 334 Neue EU-Außenhandelspolitik WIFO  ■  Monatsberichte 6/2024, S. 333-344
 

 

Chancen und Herausforderungen der neuen EU-Außenhandelspolitik am 
Beispiel ausgewählter Instrumente 
Yvonne Wolfmayr, Birgit Meyer, Elisabeth Christen 

 
Chancen und Herausforderungen der neuen EU-Außen-
handelspolitik am Beispiel ausgewählter Instrumente 
Geoökonomische Überlegungen gewinnen in der Handels-
politik der EU zunehmend an Bedeutung. In diesem Kontext 
wurden neue handelspolitische Instrumente entwickelt, um 
den Binnenmarkt vor unfairen Handelspraktiken oder 
Zwangsmaßnahmen zu schützen, gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen zu schaffen und gleichzeitig nachhaltige Liefer-
ketten sowie den Schutz der Menschenrechte zu gewähr-
leisten. Anhand von sechs ausgewählten neuen Rechtsin-
strumenten der EU analysiert der vorliegende Beitrag die 
Chancen und Herausforderungen einer verstärkt geopoliti-
schen Ausrichtung der EU-Außenhandelspolitik. Behandelt 
werden das Anti-Zwangsmaßnahmen-Instrument (ACI), die 
aktualisierte Durchsetzungsverordnung (ER), das Instrument 
für das internationale Beschaffungswesen (IPI), die Richtli-
nie über die Sorgfaltspflicht von Unternehmen im Bereich 
der Nachhaltigkeit (CSDDD) sowie als umweltrelevante In-
strumente die Entwaldungsverordnung (EUDR) und der 
CO2-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM). 

 Opportunities and Challenges of the New EU External Trade 
Policy: Examples of Selected Instruments 
Geoeconomic reasoning gains importance in EU trade pol-
icy initiatives. In this context, new trade policy instruments 
have been designed to protect the common internal mar-
ket against unfair trade practices, coercive actions, to cre-
ate a level playing field and to ensure sustainable supply 
chains and the protection of human rights. This article anal-
yses the opportunities and challenges of a more geopoliti-
cal orientation of EU foreign trade policy based on six se-
lected new legal instruments: the Anti-Coercion-Instrument 
(ACI), the Enforcement Regulation (ER), the International 
Procurement Instrument (IPI), the Corporate Sustainability 
Due Diligence Directive (CSDDD), the Deforestation Regu-
lation (EUDR) and the Carbon Border Adjustment Mecha-
nism (CBAM). 
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1. Der Weg zur "offenen, nachhaltigen und entschlossenen" Handelspolitik 
der EU 

Die EU-Handelspolitik hat sich fortwährend 
mit dem Ziel weiterentwickelt, sich an ein 
ständig veränderndes Umfeld und neue Her-
ausforderungen anzupassen. Seit der Einfüh-
rung der "Global Europe"-Strategie von 2006 
(Europäische Kommission, 2006) hat sich ein 
Wandel hin zu umfassenden und tiefgreifen-
den Handelsabkommen vollzogen, die nicht 
nur den Handel mit Waren und Zollvereinba-
rungen, sondern auch Dienstleistungen, Di-
rektinvestitionen, E-Commerce und Perso-
nenverkehr regeln. Sie adressieren eine Viel-
zahl von Themen, darunter Regulierungsun-
terschiede, technische Barrieren, geistige Ei-
gentumsrechte, das öffentliche Beschaf-
fungswesen, den Investitionsschutz, die Wett-
bewerbspolitik, Arbeitsnormen und Umwelt-
schutz. Die Zunahme sogenannter nichthan-
delsbezogener Ziele in der Handelspolitik 

löste intensive öffentliche Debatten aus, die 
ihren Höhepunkt in der Ablehnung des ge-
planten Transatlantischen Freihandelsab-
kommens (TTIP) Mitte der 2010er-Jahre fan-
den. Ebenfalls an Bedeutung gewann die 
Besorgnis über Ungleichgewichte durch den 
internationalen Handel. Dies griff die EU in 
der "Trade for all"-Strategie von 2015 auf. 
Darin unterstrich sie die Notwendigkeit effek-
tiver Kommunikation und der Anbahnung 
von Freihandelsabkommen auf demokrati-
schem Weg. Zudem betonte sie die Rolle 
des Europäischen Parlaments und die Wich-
tigkeit evidenzbasierter Handelspolitik (Euro-
päische Kommission, 2015). 

In den letzten Jahren hat sich die Zieldefini-
tion der EU-Handelspolitik weiter verbreitert. 
Angesichts veränderter geopolitischer Rah-

Die EU-Handelspolitik 
rüstet sich, um den Her-
ausforderungen durch 
veränderte geoökono-
mische und geopoliti-
sche Rahmenbedingun-
gen, eine geschwächte 
WTO sowie die ökologi-
sche und digitale Trans-
formation zu begegnen. 
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menbedingungen, zunehmender Rivalität 
zwischen den Großmächten, des abneh-
menden Gewichts der WTO und wachsen-
der Herausforderungen in Bezug auf die 
ökologische und digitale Transformation 
wurde die bestehende Handelspolitik über-
prüft und angepasst. Dieser Prozess wurde 
im Februar 2021 abgeschlossen (Europäi-
sche Kommission, 2021). Die neue Strategie 
betont die "offene strategische Autonomie" 
und empfiehlt Maßnahmen für eine "offene, 
nachhaltige und entschlossene Handelspoli-
tik". 

Die EU-Handelspolitik wird damit noch viel-
schichtiger und zusätzlich als unterstützendes 
Instrument der Außen- und Sicherheitspolitik 
betrachtet. Sie bildet den neuen Rahmen für 
ein stärker machtpolitisches Handeln der EU. 
Die "offene strategische Autonomie" bedeu-
tet, dass die EU ihre eigenen politischen Prio-
ritäten und strategischen Ziele festlegt, um-
setzt und verteidigt, während sie europäi-

sche Unternehmen vor unfairen Handels-
praktiken schützt. Gleichzeitig strebt sie an, 
die Vorteile des Freihandels zu sichern und 
mit internationalen Partnern verflochten und 
in engem Austausch zu bleiben. Die neue 
Strategie zielt auch darauf ab, den ökologi-
schen und digitalen Wandel zu unterstützen 
und soziale Gerechtigkeit sowie ökologische 
Nachhaltigkeit unter gleichen Wettbewerbs-
bedingungen zu fördern. 

Der Bedeutungsgewinn von nichthandelspo-
litischen Zielen in der Handelspolitik spiegelt 
sich einerseits in der vermehrten Berücksichti-
gung von umwelt- und sozialpolitischen The-
men in den Freihandelsabkommen der EU 
(Felbermayr et al., 2022). Mit diesen Abkom-
men eröffnet die EU den Partnerländern ei-
nen verbesserten Marktzugang, knüpft dies 
jedoch an die Bedingung, Standards außer-
halb der klassischen Handelspolitik, wie z. B. 
Menschenrechte, Sozial- und Umweltschutz-
standards, einzuhalten.  

 

Abbildung 1: Geoökonomische Ziele von Wirtschaftssanktionen 

 

Q: Global Sanctions Database (Syropoulos et al., 2023), WIFO-Berechnungen. Sanktionsregime können mehrere Ziele verfolgen, daher entspricht die 
Summe der Wirtschaftssanktionen nach Zielen nicht der Summe der aufrechten Sanktionsregime in einem Jahr (rote Linie). 

 

Andererseits zeigt sich das wachsende Ge-
wicht nichthandelsbezogener Ziele an der 
rasanten Zunahme von Wirtschaftssanktio-
nen zur Bestrafung von Menschenrechtsver-
letzungen, Vermeidung von Kriegen oder zur 
Terrorismusbekämpfung (vgl. Syropoulos 
et al., 2023 und Abbildung auf S. 333). Dabei 
geht es auch um die wirksame Durchset-
zung internationaler Abkommen wie des Pa-
riser Klimaschutzabkommens, der Menschen-
rechtskonvention oder anderer Konven-

tionen der Vereinten Nationen. Auch die EU 
nutzt Sanktionen zunehmend als Mittel, um 
außenpolitische Ziele durchzusetzen, und 
hatte 2022 40 Sanktionsregime implementiert 
(Abbildung 1), sah sich aber auch selbst mit 
15 Sanktionsregimen anderer Länder kon-
frontiert, entweder als Reaktion auf die ei-
gene Sanktionspolitik oder aber als Mittel, 
um Entscheidungen der EU zu beeinflussen. 
Zusätzlich sieht sich die EU immer häufiger 
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Sanktionsdrohungen gegenüber (Wolfmayr 
et al., 2024). 

Die neue handelspolitische Strategie der EU 
definiert eine Vielzahl von Schlüsselmaßnah-
men zur Erreichung der gesteckten Ziele. Auf 
multilateraler Ebene umfassen diese die Mo-
dernisierung und Reform der WTO sowie die 
Wiederherstellung der vollen Funktionsfähig-
keit des WTO-Streitbeilegungsmechanismus. 
Auf bilateraler Ebene stehen Maßnahmen 
im Vordergrund, welche die Nutzung der 
zahlreichen EU-Freihandelsabkommen durch 
eine verstärkte Um- und Durchsetzung der 
darin eingegangenen bilateralen Vereinba-
rungen und Verpflichtungen verbessern sol-
len. Darüber hinaus hat die EU in Reaktion 
auf die neuen Strategievorgaben ihr han-
delspolitisches Instrumentarium um unilate-
rale, autonome Rechtsinstrumente erweitert. 
Viele der neu geschaffenen autonomen In-
strumente geben der EU Verteidigungs- und 
Vergeltungswerkzeuge an die Hand, um ge-
gen unfaire Handelspraktiken und Nötigung 
seitens der Handelspartner vorzugehen, 
oder um die EU bei der Um- und Durchset-
zung von Handelsabkommen zu unterstüt-
zen. Andere sind offensive Werkzeuge, um 
die Durchsetzungsfähigkeit der EU in der 
Handelspolitik zu erhöhen, um Nachhaltig-
keitsziele voranzutreiben, oder um die Einhal-
tung von EU-Vorschriften und -Standards zu 

erzwingen und "gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen" zu schaffen.  

Die neue Ausrichtung der Handelspolitik, vor 
allem aber die neuen autonomen Instru-
mente, bergen auch die Gefahr von Protek-
tionismus, einer Eskalation von Handelskon-
flikten sowie einer stärkeren Innenorientie-
rung der EU mit potenziell deutlich negativen 
Folgen für das Wirtschaftswachstum und die 
Beschäftigung. Gleichzeitig übernimmt die 
EU-Handelspolitik mehr und neue Aufgaben, 
wodurch Zielkonflikte vorprogrammiert sind. 
Ein Austarieren von Zielen wie Offenheit, 
Nachhaltigkeit und strategischer Autonomie 
wird auch mit den neuen handelspolitischen 
Instrumenten nicht einfach und nicht ohne 
Abstriche möglich sein. Das erfordert eine 
sorgfältige Abwägung ihres Einsatzes und 
die Entwicklung von Alternativen. Zusätzlich 
wird auch die Beschleunigung von außen-
wirtschaftspolitischen Entscheidungsprozes-
sen immer wichtiger.  

Der vorliegende Beitrag untersucht und be-
wertet die neue handelspolitische Strategie 
der EU anhand ausgewählter autonomer In-
strumente und geht der Frage nach, welche 
Voraussetzungen, Chancen und Herausfor-
derungen mit ihrer Umsetzung verbunden 
sind.  

2. Neue handelspolitische Rechtsinstrumente der EU: Funktionsweise, 
Chancen und Herausforderungen 

Übersicht 1 stellt die im Beitrag näher analy-
sierten Instrumente sowie deren Ziele und 
Funktionsweise zusammenfassend dar und 
benennt die potenziell betroffenen Sektoren 
bzw. Handelspartner. Die Auswahl umfasst 
Defensivinstrumente wie das Anti-Zwangs-
maßnahmen-Instrument ("Anti-Coercion"-In-
strument – ACI) zum Schutz vor wirtschaftli-
chem Zwang durch Drittländer oder die ak-
tualisierte Durchsetzungsverordnung (En-
forcement Regulation – ER) zur Stärkung der 
Handlungsfähigkeit der EU in Situationen, in 
denen (bilaterale oder WTO-)Streitbeile-
gungsmechanismen blockiert sind. Das In-
strument zum Internationalen Beschaffungs-
wesen (International Procurement Instru-
ment – IPI) hat eine Verbesserung des Markt-
zugangs und die Schaffung "gleicher Wett-
bewerbsbedingungen" bei öffentlichen Auf-
trägen zum Ziel. Die Richtlinie über die Sorg-
faltspflicht von Unternehmen im Bereich der 
Nachhaltigkeit (Corporate Sustainability Due 
Diligence Directive – CSDDD) ist ebenso wie 
die Entwaldungsverordnung (Regulation on 
Deforestation-Free Products – EUDR) ein Bei-
spiel für ein umweltrelevantes Instrument zur 
Durchsetzung von Nachhaltigkeitszielen. Ein 
weiteres umweltrelevantes Instrument ist der 

 
1)  China drohte den europäischen Exporteuren da-
mit, Ausfuhren nach China zu beschränken, wenn sie 
nicht auf Vor- und Zwischenprodukte aus Litauen ver-
zichten. Auch die USA drohten europäischen Ländern 

CO2-Grenzausgleichsmechanismus (Carbon 
Border Adjustment Mechanism – CBAM), der 
gleiche Wettbewerbsbedingungen auf dem 
EU-Binnenmarkt sowie die Wirksamkeit der 
EU-Klimapolitik sicherstellen soll, indem er ei-
ner Verlagerung von CO2-Emissionen ins Aus-
land vorbeugt. 

2.1 Das "Anti-Coercion"-Instrument: Neues 
Sanktionsinstrument der EU zur Abwehr 
von wirtschaftlichem Zwang durch 
Drittländer 

Das "Anti-Coercion"-Instrument (ACI) soll die 
EU vor Zwangsmaßnahmen durch Drittländer 
schützen, "die darauf abzielen, die EU und 
bzw. oder ihre Mitgliedsländer zu beeinflus-
sen, bestimmte politische Maßnahmen nicht 
zu ergreifen oder zurückzuziehen". So drohte 
z. B. China der EU mit handelspolitischen 
Sanktionen, da Litauen die Eröffnung einer 
Repräsentanz unter Nennung des Landesna-
mens Taiwan erlaubt hatte1). Das ACI soll 
hauptsächlich der Abschreckung dienen. Al-
lein die Drohung, im Ernstfall Gegensanktio-
nen zu setzen, soll Zwangsmaßnahmen 
durch Drittländer verhindern. Sollte dennoch 
ein Regelbruch festgestellt werden, zielt das 
ACI darauf ab, Spannungen durch Dialog 

mit handelspolitischen Sanktionen, um Frankreich von 
der geplanten Digitalsteuer abzubringen. Weitere Bei-
spiele sind die Gesetze der USA hinsichtlich der Sankti-
onen gegen den Iran. 

Die unter dem ACI mög-
lichen Drohungen und 
Maßnahmen sowie de-
ren Dimensionierung 
werden ebenso wie die 
Entschlossenheit und Ei-
nigkeit der EU entschei-
dend sein, um Drittlän-
der von Zwangsmaß-
nahmen gegen die EU 
abzuhalten. 
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beizulegen. Gegenmaßnahmen der EU sind 
nur als letztes Mittel vorgesehen. Gemäß 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit dür-
fen sie keinen größeren Schaden verursa-
chen, als die EU selbst erlitten hat. Zu den 
möglichen Gegenmaßnahmen zählen Be-
schränkungen des Handels mit Waren und 
von Dienstleistungen, aber auch Restriktio-
nen in Bezug auf Direktinvestitionen, han-
delsbezogene Aspekte von geistigen Eigen-
tumsrechten oder das öffentliche Beschaf-
fungswesen. Wesentliche Akteurin der Ver-
fahren ist die Europäische Kommission. Der 
Europäische Rat wird in den Entscheidungs-
prozess mit eingebunden und entscheidet 
mit qualifizierter Mehrheit2). Vor der Verhän-
gung von Gegenmaßnahmen konsultiert die 
Europäische Kommission auch Betroffene in 
der Wirtschaft, Unternehmens- und Verbrau-
cherverbände. Aus den Erfahrungen ver-
gangener Zwangsmaßnahmen könnte das 
ACI am ehesten gegen die USA oder China 
zum Einsatz kommen (Wolfmayr et al., 2024). 
Die Verordnung zum Schutz der EU und ihrer 
Mitgliedsländer vor wirtschaftlichem Zwang 
durch Drittländer (EU-Verordnung 2023/2675) 
trat am 27. Dezember 2023 in Kraft3). 

Der Erfolg des ACI wird hauptsächlich an 
dessen abschreckender Wirkung gemessen 
werden. Dafür werden die Stärke des 
EU-Binnenmarktes sowie die Entschlossenheit 
und Einigkeit der EU-Akteure bei der Umset-
zung des Instrumentes entscheidend sein. 
Das ACI bereitet den Weg zu schnelleren 
und transparenteren Entscheidungsprozes-
sen sowie besser strukturierten Abläufen in-
nerhalb der EU. Um Drittländer glaubwürdig 
davon abzuschrecken, Zwangsmaßnahmen 
gegen die EU zu ergreifen, bedarf es einer 
sorgfältigen Auswahl und Dimensionierung 
der angedrohten Reaktionsmaßnahmen. 
Dies setzt wiederum umfassende Informatio-
nen und (quantitative, modellbasierte) Ana-
lysen über die Schwachstellen des Drittlan-
des sowie die potenziellen Kosten und Aus-
wirkungen handelspolitischer Maßnahmen 
für alle Beteiligten voraus – eine der größten 
Herausforderungen in der praktischen Um-
setzung des ACI. Des Weiteren ist unklar, ob 
das Instrument tatsächlich die Entschei-
dungsfindungsprozesse beschleunigen kann, 
insbesondere vor dem Hintergrund der Kon-
trollwünsche der Mitgliedsländer und des 

 
2)  Für eine qualifizierte Mehrheit müssen 55% der 
EU-Länder (also mindestens 15 Mitgliedsländer) zustim-
men, die zusammen mindestens 65% der Bevölkerung 
der EU stellen müssen (Art. 5 (1) VO Nr. 182/2011 in 
Verbindung mit Art. 238 (3) AEUV). 
3)  https://ec.europa.eu/commission/presscorner/ 
detail/en/ip_23_6804. Die Verordnung kann unter 
folgendem Link heruntergeladen werden: https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=OJ:L_ 
202302675.  
4)  Die Verordnung ist unter folgendem Link abrufbar: 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri= 
CELEX%3A32021R0167.  

Europäischen Rates, auch wenn im Rahmen 
des ACI vom Einstimmigkeitsprinzip bei Rats-
entscheidungen abgewichen wird. Eine wei-
tere Herausforderung liegt darin, in der Um-
setzung eine Balance zwischen der Verteidi-
gung eigener Interessen, dem Risiko einer 
rein protektionistischen Nutzung sowie der 
Abkehr von multilateralen Regeln zu finden. 

2.2 Aktualisierte Durchsetzungsverordnung: 
Stärkung der Handlungsfähigkeit bei 
Blockierung von Streitbeilegungs-
verfahren 

Die aktualisierte EU-Durchsetzungsverord-
nung (Enforcement Regulation – ER) trat be-
reits am 13. Februar 2021 in Kraft 
(EU-Verordnung 2021/167)4). Sie erlaubt der 
EU, Vergeltungsmaßnahmen zu ergreifen, 
wenn ein Drittland ein internationales Streit-
beilegungsverfahren behindert, und soll die 
Handlungsfähigkeit der EU in Situationen 
stärken, in denen das Berufungsgremium der 
WTO nicht tätig werden kann. Die aktuali-
sierte ER kommt aber auch bei Verstößen 
von Drittländern gegen Handelsregeln von 
EU-Freihandelsabkommen zum Einsatz, wenn 
die vorgesehenen bilateralen Streitbeile-
gungsmechanismen nicht funktionieren.  

Hintergrund der Änderungen in der Durch-
setzungsverordnung war die Blockade des 
WTO-Streitbeilegungsverfahrens durch die 
USA5). Im Zuge der Aktualisierung erhielt die 
EU auch das Recht, den Anwendungsbe-
reich der Gegenmaßnahmen – vormals 
Zölle, mengenmäßige Beschränkungen im 
Warenhandel sowie Maßnahmen im Bereich 
des öffentlichen Beschaffungswesens – auf 
Dienstleistungen und harmonisierte Bereiche 
der geistigen Eigentumsrechte auszuweiten. 
Die überarbeitete ER baut auf denselben 
Grundsätzen auf wie das ACI. Sie ist als 
mehrstufiges Verfahren strukturiert, das dem 
diplomatischen Dialog und der Deeskalation 
Vorrang einräumt. Gegenmaßnahmen sol-
len nur als letztes Mittel eingesetzt werden 
und müssen dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit entsprechen. China, die USA, 
Russland und Indonesien sind jene vier Län-
der, gegen die die EU in der Vergangenheit 
die meisten Streitbeilegungsverfahren initi-
ierte und vor das Berufungsgremium 
brachte. 

5)  Parallel zur Aktualisierung der ER rief die WTO die 
Mehrparteien-Interimsvereinbarung (Multiparty Interim 
Appeal Arbitration Arrangement – MPIA) ins Leben. 
Sie eröffnet einen alternativen Weg zur Streitbeilegung 
gemäß Artikel 25 des WTO-Streitbeilegungsverständ-
nisses (DSU), solange das WTO-Berufungsgremium 
nicht funktionsfähig ist. Allerdings haben seither nur 
26 von insgesamt 164 WTO-Mitgliedern – darunter 
auch die EU und China – das MPIA ratifiziert. Für alle 
anderen Länder, z. B. USA, Indonesien, Argentinien 
und Russland, kann die aktualisierte ER zum Einsatz 
kommen. 

Der Einsatz handelspoli-
tischer Gegenmaßnah-
men auf der Grundlage 

daten- und modellba-
sierter Analysen ist ent-

scheidend für den Erfolg 
der neuen Durchset-

zungsverordnung. 
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Übersicht 1: Die neuen handelspolitischen Instrumente der EU im Überblick 
Instrument Ziel Funktionsweise Potenziell betroffene Sektoren und 

Handelspartner 
Anti-Zwangsmaß-
nahmen-Instrument 
("Anti-Coercion"-
Instrument – ACI)  

Abschreckung und Abwehr 
von wirtschaftlichem Zwang 
durch Drittländer 

Mehrstufiger Prozess: Deeskalation durch 
Verhandlung und handelspolitische Maß-
nahmen sowie Sanktionen als letztes Mittel. 
Mögliche Vergeltungsmaßnahmen und 
Drohungen: handelspolitische Maßnahmen 
jeglicher Art auf Waren, Dienstleistungen, 
Direktinvestitionen und handelsbezogene 
Aspekte geistiger Eigentumsrechte sowie 
Beschränkung des Zugangs zum öffentlichen 
Beschaffungswesen der EU.  

Sektoren: alle Sektoren 
Länder: z. B. China, USA 

Aktualisierte 
Durchsetzungsver-
ordnung (Enforcement 
Regulation – ER) 

Stärkung der Handlungs-
fähigkeit bei Blockierung 
von Streitbeilegungs-
verfahren 

Anwendung im Falle einer Behinderung von 
Streibeilegungsverfahren und wenn der Han-
delspartner die Mehrparteien-Interimsverein-
barung der WTO (MPIA) nicht ratifiziert hat. 
Mehrstufiger Prozess und handelspolitische 
Maßnahmen und Sanktionen: wie beim ACI. 

Sektoren: alle Sektoren 
Länder: z. B. China, USA, Russland, Indonesien 

Instrument für das inter-
nationale Beschaffungs-
wesen (International 
Procurement Instrument 
– IPI) 

Gleicher Marktzugang bei 
der öffentlichen Auftrags-
vergabe 

Anwendung im Falle restriktiver und diskrimi-
nierender Praktiken der Handelspartner bei 
der öffentlichen Auftragsvergabe. Anwen-
dungsschwelle: 15 Mio. € für Infrastruktur-
projekte und 5 Mio. € für die Beschaffung von 
Waren und Dienstleistungen. 
Mehrstufiger Prozess und handelspolitische 
Maßnahmen und Sanktionen: Preisaufschläge 
der Vergabebehörden auf Angebote oder 
Ausschluss von Angeboten aus einem betrof-
fenen Drittland und Sektor. 

Sektoren: alle Sektoren des EU-Beschaffungs-
wesens (z. B. medizinische Geräte, Arzneimit-
tel, Büro- und Datenverarbeitungsgeräte, 
Kraftfahrzeuge, Software und Informations-
systeme sowie Energie) 
Länder: z. B. USA, China, Indien, Brasilien 

Richtlinie über die Sorg-
faltspflicht von Unter-
nehmen im Bereich der 
Nachhaltigkeit (Corpo-
rate Sustainability Due 
Diligence Directive – 
CSDDD) 

Stärkung der Menschen-
rechte und des Umwelt-
schutzes weltweit 

Unternehmerische Sorgfaltspflicht entlang der 
Lieferkette (unmittelbar und mittelbar) für 
Unternehmen ab 1.000 Beschäftigten und 
einem Jahresumsatz über 450 Mio. €. 
Pflichten: Ermittlung, Verhinderung und Bewäl-
tigung negativer Auswirkungen auf die Men-
schenrechte und Umwelt, jährlicher Bericht. 
Sanktion: bis zu 5% des Jahresumsatzes. 

Sektoren: alle Sektoren; insbesondere "Hoch-
risikosektoren" wie Textilien, Bekleidung und 
Schuhe, Land- und Forstwirtschaft, Mineralien 
Länder: z. B. China, Türkei, Brasilien, Bangla-
desch, Indien 

CO2-Grenzausgleichs-
system (Carbon Border 
Adjustment Mechanism 
– CBAM) 

CO2-Kostenausgleich zwi-
schen EU-Waren und EU-
Importen, um  
erstens, gleiche Wettbe-
werbsbedingungen zu 
schaffen und  
zweitens, die Verlagerung 
von Emissionen ins Ausland 
("Carbon Leakage") einzu-
dämmen 

CO2-Bepreisung auf importierte Waren: 
Importeure von bestimmten emissions-
intensiven Waren aus dem Nicht-EU-Ausland 
sind ab Jänner 2026 verpflichtet, entspre-
chend der Menge an herstellungsbedingten 
Emissionen CBAM-Zertifikate zu erwerben, 
deren Preis dem durchschnittlichen wöchent-
lichen Zertifikatspreis im EU-Emissionshandels-
system entspricht. 

Sektoren: Eisen und Stahl, Aluminium, 
Düngemittel, Zement, Strom, Wasserstoff 
Länder: z. B. China (Eisen und Stahl, 
Aluminium), Russland (Eisen und Stahl, 
Düngemittel), Türkei (Zement) 

Entwaldungsverordung 
(Deforestation Regula-
tion – EUDR) 

Reduktion der Entwaldung 
und Waldschädigung 

Verpflichtende Sorgfaltspflichten für Unter-
nehmen bzw. Importeure anhand eines 
Länder-Benchmarking-Systems, um das Risiko 
der Entwaldung und Waldschädigung zu ver-
mindern. 

Sektoren: Holz, Kautschuk, Soja, Kaffee, Öl-
palme, Kakao und Rindfleisch sowie daraus 
hergestellte Produkte wie Schokolade, Palm-
öl,Gummireifen oder Papier 
Länder: z. B. Brasilien, Indonesien, China, 
Malaysia, Argentinien 

Q: WIFO-Zusammenstellung auf Basis von Erixon et al. (2022) und Wolfmayr et al. (2024). 

 

Die ER ist neben dem ACI ein (unilaterales) 
Defensivinstrument der EU und damit eben-
falls mit den Gefahren von Protektionismus, 
Vergeltungsmaßnahmen und einer Eskala-
tion von Handelskonflikten verbunden. We-
sentlich für eine erfolgreiche Umsetzung ist 
daher die Formulierung glaubwürdiger Dro-
hungen und wirksamer Sanktionen. Im Ideal-
fall sollte die bloße Androhung von Vergel-
tungsmaßnahmen ausreichen, um Handels-
konflikte zu deeskalieren. Die wichtigste Vo-
raussetzung dafür ist, wie bereits erwähnt, 
die Attraktivität des EU-Binnenmarktes. Wei-
tere wichtige Aspekte sind die Transparenz 

und Vorhersehbarkeit von Maßnahmen, effi-
ziente Mechanismen zur Feststellung von Re-
gelverstößen und zur Beurteilung der Ver-
hältnismäßigkeit von Gegenmaßnahmen, 
sowie eine koordinierte Anwendung mit an-
deren handelspolitischen Instrumenten. Han-
delspolitische Maßnahmen sind jedoch 
auch mit wirtschaftlichen Kosten für das 
Land verbunden, das sie anwendet. Dies er-
fordert eine evidenzbasierte "handelspoliti-
sche Intelligenz" und modellbasierte Analy-
sen bei der Auswahl und Anwendung von 
Gegenmaßnahmen. 
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2.3 Instrument für das internationale 
Beschaffungswesen: Verbesserung des 
gegenseitigen Zugangs zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge 

Das Internationale Beschaffungsinstrument 
(IPI) ist am 29. August 2022 in Kraft getreten 
(EU-Verordnung 2022/1031)6). Es soll EU-Un-
ternehmen den Zugang zu internationalen 
Beschaffungsmärkten erleichtern. Sind sie im 
Ausland restriktiven oder diskriminierenden 
Maßnahmen ausgesetzt, soll auch für Waren 
und Dienstleistungen aus diesen Ländern der 
Zugang zum EU-Beschaffungsmarkt be-
schränkt oder eine Beschränkung angedroht 
werden. Das IPI soll damit sicherstellen, dass 
EU-Unternehmen bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe im Ausland den gleichen 
Marktzugang haben, den die EU Unterneh-
men aus anderen Ländern gewährt (Rezip-
rozität). Es gilt in erster Linie für Drittländer, 
die dem Übereinkommen über das öffentli-
che Beschaffungswesen (Global Procure-
ment Agreement – GPA) der WTO nicht bei-
getreten sind, oder die kein Freihandelsab-
kommen mit einem Kapitel zur öffentlichen 
Beschaffung mit der EU abgeschlossen ha-
ben. Dazu zählen z. B. China, Indien oder 
Brasilien. In den Geltungsbereich des IPI kön-
nen aber auch GPA-Unterzeichnerländer 
oder Länder mit entsprechenden Freihan-
delsabkommen fallen, wenn deren Ver-
pflichtungen im Bereich der Beschaffung 
nicht denjenigen der EU entsprechen (z. B. 
die USA im Rahmen des "Buy American 
Act").  

Das IPI legt Mindestschwellenwerte von 
15 Mio. € für Infrastrukturprojekte und von 
5 Mio. € für die Vergabe von Aufträgen für 
Waren und Dienstleistungen fest. Ausnah-
men gelten für Bieter aus den am wenigsten 
entwickelten Ländern sowie für kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU). Darüber hinaus 
wird die Anwendung des IPI durch die Ver-
fügbarkeit alternativer Bezugsquellen einge-
schränkt, wenn alle Bieter aus dem Land 
stammen, das von IPI-Maßnahmen betroffen 
ist. Kommt keine Verständigung zustande, 
droht den Bietern aus dem Drittland ein ein-
geschränkter Zugang zum EU-Markt oder ein 
vollständiger Ausschluss. Das Verfahren ist 
mehrstufig angelegt; Verhandlungen stehen 
vor einer Beschränkung des Marktzugangs7). 
Darüber hinaus müssen bei allen Vergabe-
verfahren, die unter das IPI fallen, Sozial-, 
Umwelt- und Arbeitsrechtsstandards berück-
sichtigt werden8). 

Das IPI könnte wichtige Handelspotenziale 
für die EU heben, vor allem bei medizini-

 
6)  Die Verordnung zum Instrument betreffend das 
internationale Beschaffungswesen kann unter fol-
gendem Link abgerufen werden: https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex% 
3A32022R1031.  
7)  Die Beschränkung beinhaltet entweder eine 100-
prozentige Preiserhöhung der Angebote oder eine 50-
prozentige Verringerung der Gesamtpunktezahl, die 
bei der Überprüfung des Auftrags vergeben wird. 

schen Geräten, Arzneimitteln, Büro- und Da-
tenverarbeitungsgeräten, Kraftfahrzeugen, 
Software und Informationssystemen sowie 
Energie. In den OECD-Ländern macht das 
öffentliche Beschaffungswesen zwischen 
10% und 20% des BIP aus. Der Zugang zu die-
sen Märkten ist aber mangels Liberalisierung 
bisher sehr beschränkt. Laut Wolfmayr et al. 
(2024) ist die Anzahl protektionistischer Maß-
nahmen im öffentlichen Beschaffungsbe-
reich seit 2018 deutlich gestiegen. Mehr als 
die Hälfte dieser Maßnahmen entfallen auf 
die USA, Indien und Russland. Auch wenn 
das öffentliche Auftragswesen in der EU de 
jure relativ offen für ausländische Bieter ist, ist 
die faktische Offenheit der EU-Vergabe-
märkte gering. Nur 8,6% der Waren und 
Dienstleistungen werden bei öffentlichen 
Aufträgen der EU aus Drittländern bezogen. 
Dies untergräbt die Position und die Argu-
mente der EU in Handelsstreitigkeiten über 
das öffentliche Beschaffungswesen und bei 
der Umsetzung des IPI. Die darin vorgese-
hene, weitere potenzielle Beschränkung des 
Zugangs zum EU-Beschaffungsmarkt birgt 
außerdem die Gefahr von Kostensteigerun-
gen, die sich aus dem eingeschränkten 
Wettbewerb ergeben und die öffentlichen 
Haushalte belasten würden.  

Für das IPI gelten die meisten der für das ACI 
und die ER skizzierten Grundsätze, um eine 
erfolgreiche Umsetzung zu gewährleisten 
und neue Handelshemmnisse und Eskalati-
onsspiralen hintanzuhalten. Während viele 
Teile des Verfahrens klar definiert und struktu-
riert sind, ergeben sich ähnliche Herausfor-
derungen. Sie betreffen die Festlegung von 
"auslösenden Ereignissen", also die Frage, 
wann und unter welchen Umständen Unter-
suchungen eingeleitet werden, die Bewer-
tung der Verhältnismäßigkeit von Gegen-
maßnahmen und die Rolle der Mitgliedslän-
der sowie des Rates in den Entscheidungs-
prozessen.  

2.4 Richtlinie zur unternehmerischen 
Sorgfaltspflicht ("Lieferkettenrichtlinie"): 
Nachhaltigkeit entlang globaler 
Lieferketten 

Als Teil ihrer neuen Handelspolitik verfolgt die 
EU neben rein wirtschaftlichen Interessen das 
Ziel, die Handelspartner zur Achtung der 
Menschenrechte, zur Gewährleistung sozia-
ler und gesellschaftlicher Chancengleichheit 
und zur Einhaltung hoher Arbeits- und Um-
weltstandards zu bewegen. Mit der Richtlinie 
zur unternehmerischen Sorgfaltspflicht in Be-
zug auf Nachhaltigkeit (Corporate Sustaina-
ble Due Diligence Directive – CSDDD)9) setz-

8)  Dies stellt eine bahnbrechende Neuerung im inter-
nationalen Handelsrecht dar, da sich die Maßnahmen 
bisher auf Produkteigenschaften ("gefährliche Wa-
ren") und nicht auf Produktionsprozesse ("unter 
schlechten Bedingungen im Ausland hergestellte Wa-
ren") konzentrierten. 
9)  Die Lieferkettenrichtlinie ist unter folgendem Link 
abrufbar: https://www.europarl.europa.eu/doceo/ 
document/TA-9-2024-0329_EN.pdf.  

Das IPI soll für die EU 
Handelspotenziale im in-

ternationalen öffentli-
chen Beschaffungswe-

sen heben. Allerdings 
könnte die geringe fakti-

sche Offenheit der EU-
Vergabemärkte die  

Position und die Argu-
mente der EU bei der 

Umsetzung des IPI  
untergraben. 
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te die EU einen wichtigen Schritt, um verant-
wortungsbewusstes Handeln von Unterneh-
men über die Grenzen der EU hinaus zu för-
dern. Die "Lieferkettenrichtlinie" CSDDD 
wurde am 24. Mai 2024 durch den Europäi-
schen Rat verabschiedet und muss inner-
halb von zwei Jahren in nationale Gesetze 
zur Lieferkettensorgfaltspflicht in den EU-
Mitgliedsländern umgesetzt werden. Sie ver-
pflichtet Unternehmen ab 1.000 Beschäftig-
ten und einem weltweiten Nettoumsatz von 
mehr als 450 Mio. € pro Jahr zur unternehme-
rischen Sorgfalt entlang ihrer gesamten Lie-
ferkette10). Die Sorgfaltspflichten gelten für in 
der EU ansässige Unternehmen, aber auch 
für Nicht-EU-Unternehmen, die einen Jahres-
umsatz von mehr als 450 Mio. € in der EU er-
wirtschaften. Darüber hinaus sollen große 
Unternehmen sicherstellen, dass ihre Ge-
schäftsstrategie im Einklang mit den Pariser 
Klimazielen, d. h. der Begrenzung der globa-
len Erwärmung auf 1,5°C, steht. Kleine und 
mittlere Unternehmen sind zwar nicht direkt 
von der Richtlinie betroffen, aber vielfach in-
direkt z. B. als Zulieferer von größeren Unter-
nehmen, für die die Richtlinie gilt. Die EU-
Mitgliedsländer werden eine Aufsichtsbe-
hörde einrichten oder benennen, die für die 
Durchführung von Untersuchungen und die 
Verhängung von Sanktionen gegen Unter-
nehmen, die gegen die Sorgfaltspflichten 
verstoßen, zuständig ist. Zu diesen Sanktio-
nen gehören die "Benennung" und "Anpran-
gerung" sowie Geldstrafen von bis zu 5% des 
weltweiten Nettoumsatzes der Unterneh-
men. 

Die Lieferkettenrichtlinie fördert verantwor-
tungsvolle Praktiken in globalen Wertschöp-
fungsketten, gibt allerdings hinsichtlich der 
Wettbewerbsfähigkeit und des geopoliti-
schen Einflusses der EU auch Anlass zur Sorge 
(Wolfmayr et al., 2024; Meyer, 2024a). Einer-
seits können durch nachhaltige Praktiken 
entlang der globalen Wertschöpfungsketten 
sowohl EU-Unternehmen als auch Unterneh-
men in Ländern, in denen Menschenrechts-, 
Sozial- und Umweltstandards häufig verletzt 
werden, von einer verstärkten Integration in 
den internationalen Handel profitieren. Die 
EU hat mit der Richtlinie die Möglichkeit, glei-
che Voraussetzungen – ein "Level Playing 
Field" – in Bezug auf Menschenrechte, sozi-
ale und wirtschaftliche Standards und die 
Umwelt zu schaffen. Andererseits können 
durch die Einhaltung der Lieferkettenrichtli-
nie auch Kosten für Unternehmen entstehen, 
z. B. für die Einrichtung und Durchführung 
der Sorgfaltspflichtverfahren, für die Umstel-

 
10)  Die Lieferkettenrichtlinie wird schrittweise einge-
führt. Ab 2027 sollen zunächst Unternehmen mit mehr 
als 5.000 Beschäftigten und einem weltweiten Umsatz 
von mehr als 1.500 Mio. € zur Umsetzung verpflichtet 
werden. Ab 2028 müssen auch Unternehmen mit mehr 
als 3.000 Beschäftigten und einem Umsatz von mehr 
als 900 Mio. € die Richtlinie befolgen. Alle anderen Un-
ternehmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten und 

lung der Unternehmensaktivitäten und die 
Kontrolle der Wertschöpfungsketten.  

Die EU ist für zahlreiche Länder, in denen 
Menschenrechtsverletzungen sowie Ver-
stöße gegen Arbeits- und Umweltschutznor-
men weit verbreitet sind, sowohl ein wichti-
ger Lieferant als auch ein bedeutender Ab-
nehmer (Wolfmayr et al., 2024; Meyer & 
Pham, 2023). Insbesondere bezieht die EU 
kritische Rohstoffe aus Ländern, die ein ho-
hes Risiko aufweisen, Sorgfaltspflichten zu 
verletzen. Wenn Unternehmen sich aus sol-
chen Ländern zurückziehen11), kann es zu er-
heblichen Verwerfungen im internationalen 
Handel kommen, die insbesondere Hochrisi-
kosektoren wie die Herstellung von Beklei-
dung, Textilien und Leder treffen (Wolfmayr 
et al., 2024). Solche Handelsumlenkungen 
könnten die Handelskosten erhöhen und zu 
einem Rückgang sowohl der Exporte als 
auch der Importe führen. Dadurch würden 
potenziell positive Effekte auf die Wirtschaft, 
die Durchsetzung der Menschenrechte und 
die Umwelt abgeschwächt.  

Die Effektivität der EU bei der Durchsetzung 
der Sorgfaltspflichten in Drittländern hängt 
von der Stärke der Handelsbeziehungen und 
der Bedeutung des EU-Binnenmarktes für 
diese Auslandsmärkte ab (Wolfmayr et al., 
2024). Die Lieferkettenrichtlinie könnte auch 
negative Auswirkungen auf das Wirtschafts-
wachstum weniger entwickelter Volkswirt-
schaften haben, insbesondere in Ländern, 
die in den Bereichen Textilien, Bekleidung, 
Landwirtschaft, Bergbau und Metalle von Ex-
porten in die EU abhängen. Dies unter-
streicht die Notwendigkeit proaktiver politi-
scher Maßnahmen der EU (einschließlich 
Partnerschaften und Entwicklungshilfe), um 
sowohl in der EU als auch in weniger entwi-
ckelten Partnerländern eine nachhaltige 
Transformation zu gewährleisten. Eine effek-
tive Umsetzung der Lieferkettenrichtlinie er-
fordert transparente, nichtdiskriminierende 
Sorgfaltspflichtverfahren sowie harmonisierte 
Berichtsstandards, Zertifizierungssysteme und 
Risikomanagementanforderungen (Meyer, 
2024a; Felbermayr et al., 2024).  

2.5 Entwaldungsverordnung: Nachhaltigkeit 
durch entwaldungsfreie Lieferketten 

Mit der Entwaldungsverordnung (Regulation 
on Deforestation-Free Products – EUDR)12) 
verfolgt die EU das Ziel, den Verbrauch von 
Produkten, die eine Entwaldung oder Wald-
schäden verursachen, zu minimieren, um die 
Ziele des Green Deal und des Pariser Klima-
abkommens zu erreichen. Die EU-Verord-

einem Umsatz über 450 Mio. € sind ab dem Jahr 2029 
zur Einhaltung der CSDDD verpflichtet.  
11)  Wie Hurt et al. (2023) betonen, ist es für viele Unter-
nehmen sehr wahrscheinlich, dass es in einem Glied 
der Lieferkette potenziell zu Menschenrechtsverletzun-
gen kommt. 
12)  Die Entwaldungsverordnung ist unter folgendem 
Link abrufbar: https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023R1115.  

Die Lieferkettenrichtlinie 
zielt auf die Durchset-
zung von Menschen-
rechten sowie die An-
gleichung ökologischer 
und sozialer Standards 
ab. Die Zielerreichung 
wird allerdings durch 
hohe Verfahrenskosten, 
Anpassungskosten für 
Handelspartner und po-
tenzielle Wettbewerbs-
verluste bei Nichteinhal-
tung erschwert. 
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nung, die mit 30. Dezember 2024 in Kraft tre-
ten wird, verlangt von Unternehmen, die 
forstwirtschaftliche Risikowaren importieren 
oder produzieren, in ihrer Lieferkette eine 
Sorgfaltsprüfung durchzuführen, um potenzi-
elle Risiken der Entwaldung, der Waldschädi-
gung und der Menschenrechtsverletzung zu 
ermitteln und ihnen vorzubeugen. Die EUDR 
deckt eine breite Palette von forstwirtschaft-
lichen Risikowaren ab, darunter Holz, Kaut-
schuk, Soja, Kaffee, Ölpalmen, Kakao und 
Rindfleisch sowie daraus hergestellte Pro-
dukte wie Schokolade, Palmöl, Reifen oder 
Papier, die künftig entwaldungsfrei13) sein 
müssen. Ähnlich wie im Fall der Lieferketten-
richtlinie umfassen die geforderten Sorgfalts-
pflichten die Durchführung von Risikobewer-
tungen, Maßnahmen zur Risikominderung so-
wie die Überwachung und Berichterstat-
tung. Die Unternehmen müssen eine Erklä-
rung an ein europäisches Informationssys-
tem14) übermitteln, in der sie bestätigen, 
dass sie ihre Sorgfaltspflicht wirksam erfüllt 
haben und die importierten Produkte den 
EU-Standards entsprechen. Die Erklärung 
muss auch wichtige Überwachungsinforma-
tionen wie geografische Koordinaten des 
Betriebs oder der Plantage, auf der die Roh-
stoffe angebaut wurden, beinhalten15). Die 
EUDR ersetzt die 2013 eingeführte EU-Holz-
verordnung (EU Timber Regulation – EUTR).  

Mit der EUDR und der EU-weiten Lieferketten-
richtlinie sollen ambitionierte Menschen-
rechts-, Klima- und Umweltziele erreicht wer-
den. Eine Unterstützung der Marktteilnehmer 
bei der Einhaltung der strengen Sorgfalts-
pflichten und eine Erleichterung des Verwal-
tungsverfahrens könnten dazu beitragen, 
die zusätzlichen Kosten für entwaldungsfreie 
Produkte und den hohen administrativen 
Aufwand zu senken. Je besser die Marktteil-
nehmer in den wichtigsten Partnerländern 
die Anforderungen erfüllen, desto geringer 
sind sowohl in der EU als auch dort die po-
tenziellen negativen Effekte auf das Realein-
kommen, den Handel und die Wettbewerbs-
fähigkeit, und desto größer sind die er-
wünschten Menschenrechts- und Umwelt-
auswirkungen der Verordnung (Wolfmayr 
et al., 2024).  

Auch wenn die langfristigen gesamtwirt-
schaftlichen Kosten der EUDR tragbar 

 
13)  Um als entwaldungsfrei zu gelten, dürfen die be-
troffenen Rohstoffe nicht auf Flächen erzeugt worden 
sein, die nach dem 31. Dezember 2020 entwaldet 
wurden. Im Falle von Holz oder Holzerzeugnissen muss 
das Holz geschlägert worden sein, ohne dass es nach 
dem 31. Dezember 2020 zu einer Waldschädigung ge-
kommen ist. Waldschädigung bezieht sich laut der 
Verordnung auf die Umwandlung von Primärwäldern 
in Plantagenwälder, sonstige bewaldete Flächen oder 
durch Pflanzung entstandene Wälder. 
14)  Die Europäische Kommission stellt das Informations-
system bis Ende 2024 zur Verfügung.  
15)  Meyer (2024b) vergleicht die Sorgfaltspflichten der 
EUDR und der Lieferkettenrichtlinie.  
16)  CBAM betrifft emissionsintensive Sektoren mit ho-
hem Risiko einer Verlagerung von CO2-Emissionen und 
umfasst ausgewählte Produkte aus den Sektoren 

erscheinen (Wolfmayr et al., 2024), sind die 
langfristigen Auswirkungen der Handelsum-
lenkung auf sektoraler Ebene doch ungleich 
verteilt. Das Potenzial der EUDR, Entwaldung 
und Waldschädigung zu verringern, könnte 
durch international koordinierte Anstrengun-
gen gesteigert werden. Da die EU-Mitglieds-
länder zu den Hauptverbrauchern, aber 
nicht zu den Haupterzeugern entwaldungs-
freier Produkte gehören, sind die Möglichkei-
ten der EU, der Entwaldung und Waldschä-
digung entgegenzuwirken, im Alleingang 
begrenzt. 

2.6 CO2-Grenzausgleichsmechanismus: 
Sicherstellung des Erreichens der EU-
Klimaziele sowie gleicher Wettbewerbs-
bedingungen  

Mit dem CO2-Grenzausgleichsmechanismus 
(Carbon Border Adjustment Mechanism – 
CBAM) versucht die EU, eine Verlagerung 
der treibhausgasintensiven Produktion in 
Nicht-EU-Länder mit geringeren Klimaschutz-
auflagen, sogenanntes "Carbon Leakage", 
zu verhindern. Eine solche Verlagerung 
würde die ehrgeizigen EU-Klimaziele – bis hin 
zur Klimaneutralität 2050 – konterkarieren 
und die Effektivität der EU-Klimapolitik unter-
graben. CBAM soll daher in Ergänzung zum 
reformierten Europäischen Emissionshandels-
system sicherstellen, dass CO2-Kosten-
unterschiede zwischen in der EU produzier-
ten Waren und EU-Importen16), die sich aus 
der verschärften CO2-Bepreisung in der EU17) 
ergeben, ausgeglichen werden. Damit wer-
den auf dem Binnenmarkt Wettbewerbs-
nachteile steigender CO2-Kosten europäi-
scher Produzenten gegenüber Konkurrenten 
aus Drittländern nivelliert und gleiche Wett-
bewerbsbedingungen – ein "Level Playing 
Field" – geschaffen. Der Ausgleichsmecha-
nismus, der seit 1. Oktober 2023 gemäß Ver-
ordnung (EU) 2023/95618) in einer Über-
gangsphase mit Berichtspflichten, aber 
noch ohne finanzielle Verpflichtungen19) in 
Kraft ist, ermöglicht der EU, offen für den in-
ternationalen Handel zu bleiben und zu-
gleich eine Vorreiterrolle beim internationa-
len Klimaschutz einzunehmen, ohne in der 
EU eingesparte Emissionen im Ausland freizu-
setzen. Zudem schafft das Instrument auch 

Zement, Strom, Düngemittel, Eisen und Stahl, Alumi-
nium und Wasserstoff sowie einige vor- und nachgela-
gerte Produkte (z. B. Schrauben, Rohre und Bolzen aus 
Eisen oder Stahl). 
17)  Die freie Zuteilung von Emissionszertifikaten im Emis-
sionshandelssystem wird bis 2034 schrittweise auf null 
reduziert.  
18)  Die Verordnung ist unter folgendem Link abrufbar: 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/ 
?uri=CELEX:32023R0956.  
19)  Ab Jänner 2026 sind Importeure aus dem 
Nicht-EU-Ausland verpflichtet, entsprechend der 
Menge an herstellungsbedingten Emissionen CBAM-
Zertifikate zu erwerben, deren Preis sich am durch-
schnittlichen wöchentlichen Zertifikatspreis im Emissi-
onshandelssystem orientiert. 

Unterstützung bei der 
Umsetzung der Sorgfalts-

pflichten sowie verein-
fachte Verfahren könn-

ten die Einhaltung der 
Entwaldungsverordnung 

erleichtern, negative 
wirtschaftliche Auswir-

kungen mildern und 
weltweit die Einhaltung 

von Umweltstandards 
und Menschenrechten 

begünstigen. 

Die erfolgreiche Umset-
zung des CO2-Grenzaus-
gleichsmechanismus er-
fordert einen multilatera-

len Klimadialog, der 
Transparenz schafft, Alli-
anzen fördert und Han-

delsspannungen min-
dert. Unilaterale EU-

Maßnahmen sind nur 
begrenzt wirksam, die 
internationale Zusam-

menarbeit ist für eine ef-
fektive Klimapolitik ent-

scheidend. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R0956


 342 Neue EU-Außenhandelspolitik WIFO  ■  Monatsberichte 6/2024, S. 333-344
 

Anreize zur Emissionsminderung in Drittlän-
dern.  

Im weltweiten Vergleich liegen die CO2-Kos-
ten in der EU allerdings deutlich über jenen 
bei den wichtigsten Handelspartnern, und 
vom CBAM betroffene Waren werden in 
Nicht-EU-Ländern deutlich emissionsintensi-
ver hergestellt als in der EU (Wolf, 2022). Ge-
messen an der Emissionsintensität und am 
Exportvolumen sind besonders China (Eisen 
und Stahl, Aluminium), Russland (Eisen und 
Stahl, Düngemittel) und die Türkei (Zement) 
vom CBAM betroffen (Wolfmayr et al., 2024). 
Die Reaktionen der Handelspartner können 
daher, abhängig von der Betroffenheit und 
nationalen Klimaschutzambitionen, sehr un-
terschiedlich ausfallen, sind aber für die kli-
mapolitische Wirksamkeit sowie die wirt-
schaftlichen Kosten des Instruments für die 
EU zentral. Den Grundstein einer erfolgrei-
chen Umsetzung des CO2-Grenzausgleichs-
mechanismus bildet ein multilateraler 
Klimadialog, der Transparenz über das Instru-
ment herstellen, klimapolitische Allianzen be-
günstigen und so das Risiko von Handels-
spannungen eindämmen würde. Der CBAM 
kann zwar die Verlagerung emissionsintensi-
ver Produktionen ins Ausland vermindern, 

der Beitrag zum globalen Klimaschutz wäre 
jedoch bei einem Alleingang der EU be-
grenzt. Daher bedarf es der internationalen 
Zusammenarbeit (Wolfmayr et al. ,2024; 
Christen, 2024). Allerdings erscheint eine ra-
sche und bedingungslose Umsetzung einer 
abgestimmten CO2-Bepreisung politisch 
nicht realisierbar. Zudem hängt der Erfolg ei-
ner multilateralen Klimakooperation maß-
geblich von der Größe und der Bedeutung 
der beteiligten Länder ab. Wichtig ist vor al-
lem, dass der Grenzausgleichsmechanismus 
von den Handelspartnern der EU nicht als 
protektionistisches Instrument wahrgenom-
men wird. Eine weitere zentrale Herausforde-
rung des CBAM stellt der fehlende Aus-
gleichsmechanismus für europäische Export-
eure dar, die sich aufgrund von Kostenstei-
gerungen mit Wettbewerbsnachteilen auf 
dem Weltmarkt konfrontiert sehen. Ebenso 
belasten negative Effekte auf die Wettbe-
werbsfähigkeit nachgelagerter Industrie-
zweige die Akzeptanz des CBAM. Um dem 
entgegenzuwirken, könnte die EU die Ein-
nahmen aus dem CO2-Grenzausgleich zur 
Unterstützung der grünen Transformation 
und zur Abfederung besonders hart ge-
troffener Industrien verwenden. 

3. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Die Überprüfung der Handelspolitik im Jahr 
2021 markierte einen bedeutenden Wende-
punkt in der handelspolitischen Strategie der 
EU (Europäische Kommission, 2021). Die 
neue Strategie rückt die "Geopolitik des in-
ternationalen Handels" in den Mittelpunkt, 
da sie neben handelspolitischen Zielen auch 
außenpolitische, ökologische, humanitäre 
und sicherheitspolitische Belange berück-
sichtigt, und bildet einen neuen Rahmen für 
ein stärker machtpolitisches Handeln der EU. 
Dies bringt vielfältige Chancen und Heraus-
forderungen mit sich, die in diesem Beitrag 
am Beispiel ausgewählter Instrumente skiz-
ziert wurden. 

Als Folge der neuen Strategie hat die EU, ne-
ben einer Fülle anderer Schlüsselmaßnah-
men, auch ihr handelspolitisches Instrumen-
tarium angepasst und erweitert. Sechs der 
neuen Instrumente wurden im vorliegenden 
Beitrag vorgestellt, darunter solche, die Be-
drohungen und ein opportunistisches Ver-
halten seitens der Handelspartner leichter 
abfedern und die Handlungsfähigkeit der EU 
erhöhen, wenn sie internationale Handelsre-
geln oder Regeln gemäß den EU-Freihan-
delsabkommen durchsetzen will. Dazu zäh-
len das Anti-Zwangsmaßnahmen-Instrument 
(ACI) und die aktualisierte Durchsetzungsver-
ordnung (ER). Weitere Instrumente sollen die 
Durchsetzung der Interessen und Werte der 
EU (Nachhaltigkeitsziele einschließlich der 
Menschenrechte, sozialer Standards usw.) 
erleichtern und "gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen" schaffen. Zu diesen zählen das In-
strument für das internationale Beschaf-

fungswesen (IPI), die Richtlinie über die Sorg-
faltspflicht von Unternehmen im Bereich der 
Nachhaltigkeit (CSDDD) sowie umweltrele-
vante Instrumente wie die Entwaldungsver-
ordnung (EUDR) und der CO2-Grenzaus-
gleichsmechanismus (CBAM). 

Die wichtigsten gemeinsamen Merkmale 
und allgemeinen politischen Schlussfolgerun-
gen lassen sich wie folgt zusammenfassen:  

 Zu den Ländern, die am ehesten von 
den Instrumenten betroffen sein werden, 
zählen neben der EU selbst die USA, 
China, Russland, das Vereinigte König-
reich, die Türkei sowie zum Teil auch Bra-
silien und Indonesien.  

 Im Allgemeinen sind die Wohlfahrtsef-
fekte der Instrumente moderat (Wolf-
mayr et al., 2024), wenngleich einige In-
strumente erhebliche Handelsumlenkun-
gen auslösen, vor allem in jenen Sekto-
ren, auf die das jeweilige Instrument di-
rekt abzielt. Dies führt zu einer ungleichen 
Verteilung der Kosten auf die EU-Mit-
gliedsländer und die Sektoren.  

 Handelspolitische Gegenmaßnahmen, 
die in den jeweiligen Instrumenten vorge-
sehen sind, betreffen sowohl den Import 
als auch den Export von Waren oder 
Dienstleistungen, doch besteht das ei-
gentliche Ziel immer darin, den Zugang 
zum EU-Binnenmarkt zu beschränken. Zu 
den Gegenmaßnahmen zählen Ausfuhr-
beschränkungen, um ausländische Käu-
fer abzuschrecken, sowie 
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Einfuhrbeschränkungen oder Zölle, um 
ausländische Verkäufer zu entmutigen.  

 Je stärker und größer der EU-Binnenmarkt 
ist, desto wirksamer und glaubwürdiger 
sind Drohungen, den Marktzugang für 
Drittländer zu beschränken. Daher spielt 
die Attraktivität des EU-Binnenmarktes 
eine Schlüsselrolle für die Wirksamkeit der 
Instrumente. 

 Der Einsatz handelspolitischer Maßnah-
men verursacht für alle beteiligten Län-
der wirtschaftliche Kosten. Darüber hin-
aus ist es schwierig, eine Balance zwi-
schen der Verteidigung und Förderung 
der EU-Interessen und der Gefahr einer 
rein protektionistischen Nutzung der In-
strumente zu finden. Ebenso herausfor-
dernd ist die Festlegung von Regelverstö-
ßen von Handelspartnern, die zum Ein-
satz der Instrumente führen, also die Be-
antwortung der Frage, wann und unter 
welchen Umständen Untersuchungen 
eingeleitet werden. Um bei Gegenmaß-
nahmen und Sanktionen Verhältnismä-
ßigkeit zu wahren, sind eine evidenzba-
sierte "handelspolitische Intelligenz" und 
modellbasierte Analysen zur Auswahl 
und Anwendung von Gegenmaßnah-
men erforderlich.  

 Eine besondere Herausforderung ist auch 
die koordinierte Anwendung der Instru-
mente, um Inkonsistenzen zu vermeiden 
und Zielkonflikte auszugleichen. Zielkon-
flikte zwischen verschiedenen Instrumen-
ten müssen identifiziert und eine klare 
Strategie zur Priorisierung der Ziele festge-
legt werden. Dazu bedarf es auch einer 
genauen Abgrenzung der Zuständig-

keiten zwischen der EU und den Mit-
gliedsländern. Als flankierende Maß-
nahme ist eine Beschleunigung der Ent-
scheidungsfindung im Europäischen Rat 
für Außen- und Sicherheitspolitik unerläss-
lich. Mechanismen zum Ausgleich un-
gleich verteilter Kosten von Gegenmaß-
nahmen zwischen den Mitgliedsländern 
könnten die Entscheidungsprozesse in 
der handelspolitischen Gesamtstrategie 
der EU erleichtern und unterstützen, 
gleichzeitig aber auch eigene Probleme 
nach sich ziehen.  

 Rechtliche Bedenken und Unvereinbar-
keiten mit den WTO-Regeln sollten ver-
mieden werden, um die erklärten Ziele 
der EU – Offenheit im Handel und Multila-
teralismus – nicht zu untergraben.  

 Zusammenarbeit, diplomatischer Dialog 
und Transparenz sowie ein Informations-
austausch mit den Konfliktparteien vor 
der Anwendung von Gegenmaßnah-
men sind entscheidend für die wirksame 
Beilegung von (potenziellen) Handels-
konflikten.  

 Bei der Anwendung von Instrumenten, 
die auf die Verbesserung der Nachhal-
tigkeit, die Einhaltung von Umweltzielen 
oder von EU-Vorschriften und -Standards 
sowie die Schaffung gleicher Wettbe-
werbsbedingungen abzielen, erweisen 
sich internationale Zusammenarbeit und 
Partnerschaften als besonders wirksam.  

 Nicht zuletzt sind ein regelmäßiges Moni-
toring und eine periodische Überprüfung 
für eine evidenzbasierte Anpassung der 
neu eingeführten Instrumente unerläss-
lich. 
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Dekarbonisierung und Kreislaufwirtschaft 
Ökonomische und biophysische Effekte verschiedener Szenarien 
für Österreich 
Ina Meyer, Mark Sommer (WIFO), Kurt Kratena (CESAR), André Baumgart, Nina Eisenmenger, 
Willi Haas (BOKU) 

 Zusätzlich zu einer vollständigen Dekarbonisierung bis 2040 wurden verschieden starke 
Kreislaufwirtschaftsstrategien hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen und biophysischen Effekte modelliert. 

 Angenommen wurde u. a. ein Umbau der Kapitalstöcke in den Sektoren Gebäude, Verkehr und 
Stromerzeugung, etwa durch ein reduziertes Bestandswachstum von Gebäuden und Straßen. 

 Unter der Annahme einer unveränderten Sparquote wurden zwei unterschiedliche Rebound-Effekte 
berechnet, ein güterbezogener und ein dienstleistungsorientierter. 

 Für die Modellierung wurde das biophysische Modell CeAT mit dem makroökonomischen Modell 
WIFO.DYNK verknüpft. 

 Das starke Kreislaufwirtschaftsszenario kann die Ziele der Klimaneutralität und der österreichischen 
Kreislaufwirtschaftsstrategie erreichen. Die höchsten durchschnittlichen Wertschöpfungs- und 
Beschäftigungseffekte werden im Fall eines dienstleistungsorientierten Rebounds erzielt. 

 

 
Auswirkung von Dekarbonisierung bzw. Kreislaufwirtschaft auf 
das Wirtschaftswachstum 
Durchschnittliche Jahreswachstumsrate 2018/2040 in % 

 

In den Szenarien mit dienstleistungsorientiertem Rebound-Effekt fallen die durchschnittlichen jähr-
lichen Wachstumsraten des BIP durchwegs höher aus als im Falle eines güterorientierten Rebound-
Effektes (Q: WIFO-Berechnungen. R . . . Referenzszenario, A . . . Dekarbonisierungsszenario, B . . . 
Szenario Dekarbonisierung und schwache Kreislaufwirtschaft, C . . . Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft; Rebound-Effekte über S . . . Dienstleistungen, M . . . ressourcenintensive 
Güter). 

 

"Das verfügbare 
(Netto-)Einkommen 
ist ein wichtiger In-
dikator dafür, wie 
sich Dekarbonisie-
rung und Kreislauf-
wirtschaft auf die 
privaten Haushalte 
auswirken. In allen 
Szenarien außer in 
C.M nimmt das 
verfügbare Netto-
einkommen zu." 
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Dekarbonisierung und Kreislaufwirtschaft 
Ökonomische und biophysische Effekte verschiedener Szenarien für Österreich 

Ina Meyer, Mark Sommer (WIFO), Kurt Kratena (CESAR), André Baumgart, Nina Eisenmenger, 
Willi Haas (BOKU) 

 
Dekarbonisierung und Kreislaufwirtschaft. Ökonomische 
und biophysische Effekte verschiedener Szenarien für 
Österreich 
Der vorliegende Beitrag analysiert anhand von Szenarien, 
inwieweit Strategien zur Dekarbonisierung kombiniert mit 
unterschiedlich ambitionierten Strategien zur Reduktion 
und Verlangsamung des Ressourcenverbrauchs es ermögli-
chen, die Ziele der österreichischen Kreislaufwirtschaftsstra-
tegie zu erreichen. Unter Berücksichtigung zweier unter-
schiedlicher Rebound-Effekte – einer güterorientierten und 
einer dienstleistungsorientierten Verwendung der frei ge-
wordenen Finanzmittel – werden die wirtschaftlichen Ef-
fekte verschiedener Szenarien abgeschätzt. Der Fokus der 
Analyse liegt auf den Sektoren Gebäude, Verkehr und 
Stromerzeugung. Es zeigt sich, dass nur das starke Kreislauf-
wirtschaftsszenario mit den Zielen zum Ressourcenver-
brauch vereinbar ist. Wird dieses Szenario unter der An-
nahme einer konstanten Sparquote mit einem dienstleis-
tungsorientierten Rebound-Effekt kombiniert, so ergeben 
sich auch die höchsten durchschnittlichen BIP-Wachstums-
raten. 

 Decarbonisation and Circular Economy. Economic and 
Biophysical Effects of Different Scenarios for Austria 
This article uses scenarios to explore the extent to which 
decarbonisation strategies combined with different ambi-
tious strategies for reducing and slowing down resource 
use, can achieve the goals of the Austrian circular econ-
omy strategy. Taking into account two different rebound 
effects, a goods-oriented and a service-oriented use of the 
freed-up financial resources, the possible economic im-
pacts of different scenarios are examined. The analysis fo-
cuses on the building, transport, and electricity generation 
sectors. It is shown that only the strong circular economy 
scenario is compatible with the resource conservation tar-
gets. If this scenario is combined with a service-oriented re-
bound effect, assuming a constant savings rate, it also 
tends to result in the highest average GDP growth rates. 

 

 
JEL-Codes: Q29, Q39, Q43, Q59 • Keywords: Kohlenstoffneutralität, Kreislaufwirtschaft, Szenarioanalyse, Analyse der 
wirtschaftlichen Auswirkungen, Rebound-Effekte, biophysische Effekte 
Der vorliegende Beitrag beruht auf einer Studie von BOKU und WIFO im Auftrag des Klima- und Energiefonds, die im Rahmen 
des ACRP-Forschungsprojektes "KR19AC0K17512" erstellt wurde: Willi Haas, Ina Meyer, Doris Virág, Gerald Kalt, André 
Baumgart, Nina Eisenmenger, Mark Sommer, Kurt Kratena, Circular Economy and Decarbonisation: Synergies and Trade-offs. 
Endbericht (2024, mimeo). 
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1. Einleitung 

Das Konzept der Kreislaufwirtschaft (Circular 
Economy – CE), das den Übergang von ei-
ner linearen zu einer kreislauforientierten 
Wirtschaft anstrebt, hat in den letzten Jahren 
zunehmend an Interesse gewonnen. Es ver-
spricht sowohl für die inländische Wirtschaft 
und den Arbeitsmarkt als auch für die Um-
welt Vorteile, etwa in Form eines reduzierten 
Ressourcenverbrauches und einer Abkehr 
von fossilen Energieträgern (Ellen MacArthur 
Foundation, 2013; Europäische Kommission, 

2015). Kreislaufwirtschaft wird im vorliegen-
den Beitrag erstens als eine Reduktion des 
Ressourceneinsatzes (refuse, rethink, re-
duce), zweitens als eine Verlangsamung des 
Ressourcendurchsatzes (from reuse, repair to 
refurbish) und drittens als Schließung von 
Stoffkreisläufen (recycle, recover) verstan-
den (Morseletto, 2020; Potting et al., 2017).  

Im Koalitionsvertrag steckte sich die Bundes-
regierung 2020 das Ziel, in Österreich bis 2040 

Im Rahmen eines For-
schungsprojektes wur-
den verschiedene Sze-
narien zur Dekarbonisie-
rung und Kreislaufwirt-
schaft entworfen und 
ihre biophysischen und 
ökonomischen Effekte 
modelliert. 
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Klimaneutralität1) zu erreichen. Die österrei-
chische Kreislaufwirtschaftsstrategie (Bun-
desministerium für Klimaschutz, Umwelt, Ener-
gie, Mobilität, Innovation und Technologie, 
2022) zielt darauf ab, den inländischen Ma-
terialverbrauch (Domestic Material Con-
sumption – DMC) von 17 t pro Kopf im Jahr 
2022 (Statistik Austria, 2024a) bis 2030 auf 14 t 
und den Materialfußabdruck bis 2050 auf 7 t 
pro Kopf zu senken2). Das diesem Beitrag zu-
grunde liegende Projekt "Circular Economy 
and Decarbonisation: Synergies and Trade-
offs (CEDC)" untersuchte, wie die im Koaliti-
onsvertrag festgelegte Klimaneutralität so-
wie die Ziele der Kreislaufwirtschaftsstrategie 
im Zusammenspiel erreicht werden können. 
Hierfür wurden verschiedene Szenarien ent-
wickelt, in einem kombinierten biophysisch-
ökonomischen Modellansatz analysiert und 
unter Berücksichtigung von Rebound-Effek-
ten die wirtschaftlichen Folgen abgeschätzt. 
Um eine qualitativ hochwertige biophysi-
sche Analyse zu erstellen, wurde auf ausge-
wählte Sektoren der österreichischen Volks-
wirtschaft fokussiert. Aufgrund ihrer Material- 
und Kohlenstoffintensität3) sowie ihrer Ver-
flechtungen wurden die Sektoren Gebäude, 
Verkehr (Personen- und Güterverkehr) und 
die Stromerzeugung ausgewählt. 

Die modellierten Szenarien unterstellen eine 
Dekarbonisierung und zusätzlich unter-
schiedlich ambitionierte Strategien zur 

Reduktion und Verlangsamung des Ressour-
cenverbrauchs sowie zur Schließung von 
Stoffkreisläufen. Diese Strategien bestehen in 
erster Linie in einem schrittweisen Umbau der 
gesellschaftlichen Kapitalstöcke, etwa 
durch die Sanierung von Gebäuden, den 
Heizungstausch, Änderungen im Fuhrpark, 
den Umbau der Verkehrsinfrastruktur und die 
Umstellung der Stromerzeugung auf erneuer-
bare Energiequellen. Je nach den Annah-
men zur Bestandsentwicklung verändern 
sich die Kapitalstöcke in den Sektoren Ge-
bäude, Verkehr und Stromerzeugung. 
Dadurch entfallen – im Vergleich zum Refe-
renzszenario oder einem reinen Dekarboni-
sierungsszenario – bestimmte Investitions- 
und Produktionstätigkeiten, wodurch auch 
der Finanzbedarf für laufende Kosten und 
die Instandhaltung abnimmt. In den Kreis-
laufwirtschaftsszenarien können diese freige-
wordenen Mittel ceteris paribus für andere 
Produkte und Dienstleistungen verwendet 
oder gespart werden. Unter der Annahme 
einer gleich hohen Sparquote wie im Refe-
renzszenario wurden die wirtschaftlichen 
Auswirkungen zweier unterschiedlich ausge-
prägter makroökonomischer Rebound-Ef-
fekte untersucht. Die Analyse zeigt auf, wel-
che Veränderungen in den Stoffströmen 
notwendig wären, um die Zielvorgaben der 
österreichischen Kreislaufwirtschaftsstrategie 
zu erreichen.  

2. Forschungsansatz und Methodik 

Für die Impact-Analyse wurde ein streng 
massenbilanziertes biophysisches Modell 
(CeAT) mit einem makroökonomischen Mo-
dell der österreichischen Wirtschaft 
(WIFO.DYNK) gekoppelt. Mittels des makro-
ökonomischen Modells wird simuliert, wie 
sich die aus dem biophysischen Modell resul-
tierenden physischen Bestands- und Nach-
frageveränderungen, die ihrerseits aus den 
Annahmen in den verschiedenen Szenarien 
folgen, auf die Beschäftigung, die Wert-
schöpfung und das verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte auswirken.  

In einem ersten Schritt wurde zunächst das 
zugrunde liegende biophysische Modell für 
das Jahr 2014 (Jacobi et al., 2018) in das 
neue Modell CeAT für das Jahr 2018 über-
führt und weiter ausgebaut (Näheres siehe 
Kasten "Das biophysische Kreislaufwirt-
schaftsmodell CeAT"). Für die Bereiche Ge-
bäude, Verkehr und Stromerzeugung, die 
2018 in Summe 51% der Emissionen bzw. 49% 
des inländischen Materialverbrauchs (Do-
mestic Material Consumption – DMC) in 

 
1)  Klimaneutralität bedeutet, dass die Netto-Treib-
hausgasemissionen auf null reduziert werden. Die Net-
toemissionen sind die Differenz zwischen den Treib-
hausgasemissionen, die in die Atmosphäre gelangen, 
und der Menge an Treibhausgasen, die ihr entzogen 
werden.  
2)  Der Materialfußabdruck berechnet den gesamten, 
globalen Rohstoffaufwand entlang der internatio-

Österreich abdeckten (Abbildung 1), wur-
den drei Sektormodule entwickelt. Die jährli-
chen biophysischen Materialflüsse bis 2040 
wurden auf Basis der historischen Entwick-
lung der Materialintensitäten und des BIP 
modelliert.  

Für diese Sektormodule wurden umfassende 
Datensätze erstellt, welche jeweils die rele-
vanten Bestände bzw. Kapitalstöcke, die 
Materialausstattung (z. B. Gebäudetypen, 
Heizsysteme, Fahrzeuge, Straßen) und den 
Energiebedarf enthalten. Auf dieser empiri-
schen Grundlage konnten Szenarien entwi-
ckelt werden, die verschiedene Dekarboni-
sierungs- und Kreislaufwirtschaftsstrategien 
widerspiegeln, wobei jede angenommene 
Konsum- oder Investitionsentscheidung den 
Bedarf an Material und Energieträgern und 
die damit verbundenen Emissionen verän-
dert.  

Die Ergebnisse dieser biophysischen Simulati-
onen bilden die Grundlage der ökonomi-
schen Impact-Analyse mit Hilfe des 

nalen Lieferketten, der durch die heimische Endnach-
frage (ohne Exporte) verursacht wird. Der Materialfuß-
abdruck ist somit ein konsumbasierter Indikator. 
3)  Die Kohlenstoffintensität eines Sektors bemisst sich 
an der Menge an CO2, die er pro erzeugter Wertein-
heit emittiert. 

Die Kreislaufwirtschafts-
szenarien unterstellen 

den Umbau bestehen-
der und die Entwicklung 

neuer Kapitalstöcke, 
etwa einen verringerten 

Bestandszuwachs an 
Gebäuden und Infra-

struktur. 

Für die Impact-Analyse 
wurde das massenbilan-
zierte biophysische Mo-

dell CeAT mit dem mak-
roökonomischen Modell 

WIFO.DYNK gekoppelt. 

Für die Sektoren Ge-
bäude, Verkehr und 

Stromerzeugung wurden 
umfassende Datensätze 

zu den Kapitalstöcken, 
deren Materialausstat-

tung und Energiebedarf 
erstellt. 
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WIFO.DYNK, die auch die makroökonomi-
schen Rebound-Effekte und deren Auswir-
kungen auf Wertschöpfung und Beschäfti-
gung berücksichtigt. Kreislaufwirtschaftskon-
zepte zielen auf die Verringerung des gesell-
schaftlichen Verbrauchs von Ressourcen 
bzw. Produkten ab, um die Umweltauswir-
kungen zu minimieren, können jedoch mit ei-
nem Rebound-Effekt einhergehen, wenn die 

frei gewordenen finanziellen Mittel wiede-
rum in den Konsum von unter Umständen 
materialintensiven Gütern und Dienstleistun-
gen fließen. In der Literatur gelten Effizienz-
strategien ohne weitere flankierende Maß-
nahmen daher als unzureichend, um die 
weltweiten Umweltkrisen zu bewältigen 
(Nørgaard & Xue, 2016).  

 

Abbildung 1: Anteile der Sektoren an den Treibhausgasemissionen und am inländischen Materialverbrauch 

2018 

 

Q: Umweltbundesamt (2022), inländischer Materialverbrauch: BOKU-Modellierung (Institut für Soziale Ökologie).  

 

In der Impact-Analyse wurden zwei alterna-
tive Rebound-Effekte modelliert, die eine 
Verwendung der Mittel für Güter oder alter-
nativ für ressourcenarme Dienstleistungen, 
z. B. in den Bereichen Gesundheit oder Bil-
dung, unterstellen. Hintergrund dieser Heran-

gehensweise ist die Frage, mit welcher Art 
von wirtschaftlichen Effekten zu rechnen ist, 
wenn ein struktureller Wandel von Wirtschaft 
und Gesellschaft zu einer ökologisch nach-
haltigen Gesellschaft postuliert wird. 

   

 
Das biophysische Kreislaufwirtschaftsmodell CeAT 
Das in der Analyse verwendete biophysische Kreislaufwirtschaftsmodell CeAT wurde auf der Grundlage der gesamtwirt-
schaftlichen Materialflussrechnung (MFA) entwickelt (Krausmann et al., 2017; Haberl et al., 2019). Es verfolgt die Flüsse von 
Biomasse, Metallen, nicht-metallischen Mineralien und fossilen Energieträgern von der Gewinnung und Einfuhr in die heimi-
sche Wirtschaft bis hin zu ihrer Verarbeitung und Umwandlung in gesellschaftliche Kapitalstöcke, Exporte, Emissionen und 
Abfall-Outputs oder Recycling-Inputs. Das Modell wurde bereits erfolgreich auf die Weltwirtschaft, die EU 27, Österreich und 
Südafrika angewandt (Haas et al., 2015; Haas et al., 2020; Haas et al., 2023; Mayer et al., 2019; Jacobi et al., 2018). Details zu 
Konzept und Modell sowie den Annahmen hinter CeAT finden sich in der angeführten Literatur. Die Berechnungen in diesem 
Beitrag stützen sich auf das Modell für Österreich (Jacobi et al., 2018), das in mehrfacher Hinsicht erweitert wurde. 

 

 

2.1 Referenzszenario  

Das Referenzszenario (R) dient als Bezugs-
größe, um die Effekte verschiedener Dekar-
bonisierungs- und Kreislaufwirtschaftsszena-
rien zu quantifizieren. Es spiegelt allgemeine 
Entwicklungen wie das Bevölkerungswachs-
tum, Veränderungen des BIP und anderer 
Variablen wider, die den Grundsätzen des 
WEM-Szenarios ("with existing measures", mit 
bestehenden Maßnahmen) des Umweltbun-
desamtes (Umweltbundesamt, 2023a) ent-
sprechen und Verschiebungen im Energie-

mix der Stromerzeugung oder Verbesserun-
gen der Energieeffizienz bei Fortschreibung 
aktueller Trends berücksichtigen. In Anleh-
nung an das WEM-Szenario des Umweltbun-
desamtes (Umweltbundesamt, 2021) wurde 
im Referenzszenario eine durchschnittliche 
jährliche Wachstumsrate von 1,33% unter-
stellt.  

Um die Materialbestände und -flüsse bis 
2040 zu simulieren, wurde eine Zeitdimension 
in das CeAT-Modell eingefügt. Dafür wurden 
die historischen Trends der Materialintensität 

Gebäude
11%

Verkehr
31%

Energie
13%

Industrie
34%

Landwirtschaft
9%

Abfallwirtschaft
2%

Treibhausgasemissionen

Gebäude
28%

Verkehr
19%

Energie
1%

Andere 
Sektoren 

einschließlich
Industrie und 

Landwirtschaft
51%

Inländischer Materialverbrauch

Als Referenzszenario 
wird eine Wirtschaftsent-
wicklung mit einem 
durchschnittlichen jährli-
chen BIP-Wachstum von 
rund 1,3% unterstellt.  
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des BIP für die Jahre 2004/2018 getrennt für 
die inländische Gewinnung (Domestic 
Extraction – DE) sowie die Importe und Ex-
porte dreier der vier Hauptmaterialkatego-
rien (Biomasse, Metalle, Mineralien) berech-
net. Basierend auf dem Wert des letzten ver-
fügbaren Jahres (2018) und in Kombination 
mit dem BIP-Wachstum konnte so die Materi-
alintensität der wichtigsten Materialgruppen 
bis 2040 fortgeschrieben werden. 

2.2 Szenarien zu Dekarbonisierung und 
Kreislaufwirtschaft 

Um die Auswirkungen auf Wertschöpfung 
und Ressourcenverbrauch zu quantifizieren, 

die sich aus der Umsetzung von ambitionier-
ten Dekarbonisierungs- und Kreislaufwirt-
schaftsstrategien ergeben, wurden drei wei-
tere Szenarien entwickelt: ein vollständiges 
Dekarbonisierungsszenario (A), sowie zwei 
Szenarien, die darauf aufsetzen und zusätz-
lich zur Dekarbonisierung schwache (B) bzw. 
starke Kreislaufwirtschaftsstrategien (C) un-
terstellen. Übersicht 1 fasst die Szenarien ein-
schließlich der Ziele und Annahmen für die 
betrachteten Sektoren zusammen.  

 

Übersicht 1: Implementierte Dekarbonisierungs- und Kreislaufwirtschaftsziele für 2040 
Sektor Maßnahme Szenario A Szenario B Szenario C Quellen 

Dekarbonisierung Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirt-

schaftsstrategien 

Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirt-
schaftsstrategien 

Gebäude Dekarbonisierung der 
Heizsysteme • • • 

Kranzl et al. (2018) 

Verstärkte thermische 
Sanierung • • • 

Kranzl et al. (2018) 

Bessere Isolierung von 
Neubauten • • • 

Berechnung basierend 
auf OIB (2019) 

Reduktion der neuen 
Geschoßfläche pro Kopf 
um 25%  •  

Eigene Annahmen 

Keine Verbauung auf 
unbebautem Land und 
um 25% verlängerte 
Lebensdauer von Gebäu-
den (Bau = 75% Abriss)   • 

Eigene Annahmen 

Anteil Holzbau von 50%   • Eigene Annahmen 
Verkehr Elektrifizierung der 

Fahrzeugflotte bis 2040 
• • • 

BMK (2022; 
Kreislaufwirtschafts-
strategie) 

Verlagerung der 
Verkehrsträgerwahl 
(Modal Split) 

–10% motorisierter 
Individualverkehr (pkm) 
–10% Straßenverkehr 
(tkm)  

–20% motorisierter 
Individualverkehr (pkm) 
–20% Straßenverkehr 
(tkm)  

–50% motorisierter 
Individualverkehr (pkm) 
–40% Straßenverkehr 
(tkm)  

A: eigene Annahmen; 
B: Mobilitätsmasterplan 
(BMK, 2021); C: eigene 
Annahmen  

Reduktion des Verkehrs-
aufkommens  

 
–15% pkm 
–25% tkm  

–30% pkm 
–50% tkm  

C: BMVIT (2016); B: eigene 
Annahmen 

Verdoppelung beim Car- 
Sharing 

  

• 
Eigene Annahmen 

Kein Straßenausbau nach 
2030 

  

• 
Eigene Annahmen 

Strom-
erzeugung 

Ausstieg aus der Nutzung 
fossiler Brennstoffe; 
Kapazität aus Wasserkraft 
in allen Szenarien 
konstant; 
Stromerzeugung aus 
Biomasse ("Bio to Power") 
sinkt in Szenarien B und C 
langsam ab 2018;  
Alle Szenarien 
berücksichtigen die 
Veränderung der 
Stromnachfrage für 
Gebäude und Verkehr. 

Energiemix der 
inländischen Erzeugung: 

Windkraft 23% 
Photovoltaik 25% 
Laufwasserkraft 34% 
Speicherwasserkraft 11% 
Biomasse 5% 
Abfall 1% 
Geothermie 0% 

 
Inländische Erzeugung: 
358 PJ  

Energiemix der 
inländischen Erzeugung: 

Windkraft 21% 
Photovoltaik 24% 
Laufwasserkraft 37% 
Speicherwasserkraft 12% 
Biomasse 5% 
Abfall 1% 
Geothermie 0% 

 
Inländische Erzeugung: 
335 PJ 

Energiemix der 
inländischen Erzeugung: 

Windkraft 18% 
Photovoltaik 20% 
Laufwasserkraft 42% 
Speicherwasserkraft 14% 
Biomasse 4% 
Abfall 1% 
Geothermie 0% 

 
Inländische Erzeugung: 
289 PJ 

Annahmen abgeleitet 
von Österreichische 
Energieagentur (2017), 
Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, 
Regionen und 
Wasserwirtschaft (2019), 
Umweltbundesamt (2016, 
2023b) 

Q: BOKU- und WIFO-Annahmen sowie Annahmen aus der zitierten Literatur. 

 

2.2.1 Szenario A: Dekarbonisierung 

In Szenario A wurden die für eine vollstän-
dige Dekarbonisierung benötigten Verände-
rungen der Kapitalstöcke quantifiziert. Dazu 

zählen z. B. thermisch sanierte Gebäude so-
wie CO2-neutrale Heizungsanlagen, Fahr-
zeugflotten oder Kraftwerke. Die Dekarboni-
sierung von Heizungsanlagen wurde anhand 
von Kranzl et al. (2018) modelliert und das 

Für die Impact-Analyse 
wurden ein vollständiges 

Dekarbonisierungssze-
nario sowie darauf auf-
setzend ein schwaches 

und ein starkes Kreis-
laufwirtschaftsszenario 

entwickelt. 
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Jahr der vollständigen Dekarbonisierung ent-
sprechend der Regierungsvereinbarung 
(Bundeskanzleramt, 2020) von 2050 auf 2040 
vorgezogen. Im Vergleich zum Referenzsze-
nario wurde eine verstärkte thermische Sa-
nierung des Gebäudebestandes angenom-
men; die jährliche Sanierungsrate beträgt 
1,6% im Jahr 2025, 1,98% im Jahr 2030 und 
1,3% im Jahr 2040 (Kranzl et al., 2018). In An-
lehnung an die Entwicklung des Heizenergie-
bedarfs (Österreichisches Institut für Bau-
technik, 2007, 2019) wurden Veränderungs-
raten für Dämmstoffdicken abgeleitet und 
auf die Dämmstoff-Faktoren für die Material-
intensität angewandt, woraus sich im Durch-
schnitt eine Erhöhung der Dämmstoffdicke 
um 75% ergab. Die so festgelegten Annah-
men wurden auch für die Szenarien B und C 
beibehalten.  

Für den Verkehrssektor wurde angenom-
men, dass die Fahrzeugflotte im Jahr 2040 
vollständig elektrifiziert sein wird (BMK, 2021). 
Darüber hinaus wurden leichte Verschiebun-
gen der Verkehrsträgerwahl (Modal Split) un-
terstellt: 10% der Personenkilometer verschie-
ben sich von Kfz und Motorrädern zur öffent-
lichen und aktiven Mobilität (Rad- und Fuß-
verkehr), 10% der Tonnenkilometer von der 
Straße auf die Schiene. Diese Annahmen 
basieren auf dem angestrebten Modal-Split-
Anteil von 46% für die öffentliche und aktive 
Mobilität laut Mobilitätsmasterplan der Bun-
desregierung (BMK, 2021). 

Die Stromerzeugung ist annahmegemäß bis 
2030 vollständig dekarbonisiert. Dies spiegelt 
das ehrgeizige Ziel der österreichischen Bun-
desregierung wider, in diesem Sektor bereits 
zehn Jahre früher als laut EU-Vorgabe Kli-
maneutralität zu erreichen. Die Beiträge der 
einzelnen Stromerzeugungstechnologien zur 
Abdeckung des Endenergieverbrauchs4) 
wurden verschiedenen Studien entnommen 
(Österreichische Energieagentur, 2017; Bun-
desministerium für Nachhaltigkeit und Touris-
mus, 2019; Umweltbundesamt 2016, 2023b). 
Abweichend von vorliegenden Ergebnissen 
und Zielen wurde die Stromerzeugung aus 
Wasserkraft (Laufwasser- und Speicherkraft-
werke) auf dem Niveau von 2018 belassen. 
Für die übrige Stromerzeugung wurde die 
Aufteilung auf Photovoltaik und Windkraft 
aus den oben genannten Studien übernom-
men (Übersicht 1). Da der Endenergiever-
brauch des Gebäude- und des Verkehrssek-
tors in den Szenarien B und C sehr unter-
schiedlich ist, variiert die Aufteilung auf die 
Stromerzeugungstechnologien je nach End-
energieverbrauch und Szenario. Über den 
Ausstieg aus der Stromerzeugung mit fossilen 
Brennstoffen hinaus wurden keine weiteren 
Annahmen getroffen. Unterschiede im Elekt-
rizitätssektor zwischen den Szenarien B und C 
sind daher auf die unterschiedliche Strom-

 
4)  Die Stromerzeugung entfiel im Jahr 2019 wie folgt 
auf die verschiedenen Energieträger: Kohle 6%, Erdöl 
2%, Erdgas 14%, Biomasse 8%, Abfälle 1%, Windkraft 

nachfrage in den Sektoren Gebäude und 
Verkehr zurückzuführen.  

2.2.2 Szenario B: Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschafts-
strategien 

Das Szenario B baut wie auch das Szenario 
C auf Szenario A auf und sieht zusätzlich zur 
vollständigen Dekarbonisierung moderate 
Kreislaufwirtschaftsstrategien vor. Für den 
Gebäudesektor wurde auf Basis der in Kranzl 
et al. (2018) beschriebenen Annahmen eine 
Reduktion der neu errichteten Wohngebäu-
defläche pro Kopf um 25% bis 2025 ange-
nommen. Dies entspricht einer Verringerung 
der Nettogeschossfläche im Neubau um 
19%. Im Modell wurde die Reduktion schritt-
weise ab 2018 umgesetzt und nach 2025 
konstant gehalten.  

Im Verkehrssektor wurde eine Verlagerung 
des Modal Split in Richtung des öffentlichen 
Verkehrs und der aktiven Mobilität im Aus-
maß von 20% angenommen. Diese Anpas-
sung liegt im Rahmen der diskutierten ver-
kehrspolitischen Maßnahmen (Umweltbun-
desamt, 2023b). Zusätzlich postuliert wurde 
eine Verringerung des Verkehrsaufkommens 
um 15% (Personenkilometer) bzw. 25% (Ton-
nenkilometer; vgl. z. B. Umweltbundesamt, 
2023b). 

2.2.3 Szenario C: Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaftsstrategien 

Das starke Kreislaufwirtschaftsszenario spie-
gelt Ziele wider, die über das hinausgehen, 
was derzeit ratifiziert oder von öffentlichen 
Institutionen geplant ist. So wurde angenom-
men, dass auf bisher unbebauten, "grünen" 
Flächen nicht mehr gebaut wird, sondern 
nur mehr Flächen verbaut werden dürfen, 
auf denen zuvor ein Gebäude abgerissen 
wurde. Weiters wurde unterstellt, dass die In-
standhaltung von Gebäuden verstärkt wird, 
wodurch die Lebensdauer der Gebäude 
steigt und Abrisse um 25% abnehmen. An-
nahmegemäß wird in 50% der Neubauten 
Holz als Ersatz für Zement und Stahl verwen-
det, wodurch sich die Materialintensität und 
die Materialzusammensetzung des Bestands-
zuwachses verändern.  

Die Annahmen für den Verkehrssektor bein-
halten eine 50-prozentige Verlagerung vom 
Individualverkehr zum öffentlichen Verkehr 
und zur aktiven Mobilität sowie eine 40-pro-
zentige Verlagerung des Güterverkehrsauf-
kommens von der Straße auf die Schiene. 
Dies impliziert, dass der Ausbau des Straßen-
netzes mit 2030 endet, die Attraktivität der 
Pkw- und Lkw-Nutzung sinkt und jene des öf-
fentlichen (Bahn-)Verkehrs steigt. Annahme-
gemäß steigen die Preise für Mobilität, wo-
durch sich die individuellen Mobilitätsent-

9%, Photovoltaik 2%, Laufwasserkraft 42%, Speicher-
wasserkraft 14%, Nettoimporte 16% (Statistik Austria, 
2024b). 

Im Dekarbonisierungs-
szenario A ist die Fahr-
zeugflotte im Jahr 2040 
vollständig elektrifiziert 
und die Stromerzeugung 
2030 vollständig CO2-
neutral. 

Szenario C unterstellt ei-
nen Baustopp auf bisher 
unbebauten Flächen 
und eine verstärkte In-
standhaltung von beste-
henden Gebäuden zur 
Verlängerung ihrer Le-
bensdauer. 
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scheidungen verändern. Die angenom-
mene Verringerung des Verkehrsaufkom-
mens (Personenkilometer) um 30% gegen-
über dem Referenzszenario unterstellt einen 
Stopp von Zersiedelung und Neuverbauung. 
Für den Güterverkehr wurde eine Verringe-
rung um 50% gegenüber dem Referenzsze-
nario angenommen, wobei berücksichtigt 
wurde, dass bei verringerter Bauaktivität und 
einem Ausstieg aus fossilen Brennstoffen 
deutlich weniger Material transportiert wer-
den muss.  

Darüber hinaus wurden in Szenario C eine 
zunehmende Nutzung von Home-Office, 
eine Verdoppelung des Carsharing bis 2040 
und eine weiter voranschreitende Urbanisie-
rung postuliert, die die Anzahl und Länge 
der Wege verringert (Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie, 2016).  

2.3 Der makroökonomische 
Modellierungsansatz 

Das biophysische Modell CeAT wurde über 
zwei Kanäle mit dem makroökonomischen 
Modell WIFO.DYNK5) verbunden. Einerseits 
flossen die BIP-Projektionen des Referenzsze-
narios in CeAT ein. Andererseits flossen Da-
ten zu biophysischen Strömen und Bestän-
den (z. B. Anzahl neu errichteter Gebäude, 
zusätzliche Fahrzeugflotte), die in einem ei-
genen Aufbereitungsschritt monetarisiert 
wurden, in das WIFO.DYNK ein. Die monetä-
ren Veränderungen wurden im WIFO.DYNK 
als exogene Inputs behandelt und bestim-
men dort die Ausgaben und Investitionen für 
die betreffenden Güter, die sonst endogen 
bestimmt werden. 

Für die vorliegende Analyse wurde das ur-
sprüngliche WIFO.DYNK erweitert und mehr-
fach modifiziert: 

 Sektorenerweiterung: Das WIFO.DYNK 
basiert auf den offiziellen österreichi-
schen Aufkommens- und Verwendungs-
tabellen und enthält Verflechtungen von 
74 Branchen (nach ÖNACE und CPA 
2008). Für die vorliegende Analyse wurde 
die Anzahl der Sektoren und Rohstoffe 
von 74 auf 90 erweitert. Zudem wurde 
die zum Zeitpunkt des Projektbeginns 
neueste Input-Output-Tabelle für 2018 
herangezogen. Ein sektoraler Schwer-
punkt lag auf der Gewinnung von Ener-
gierohstoffen und Transportdienstleistun-
gen. Dies ermöglichte eine präzisere Ver-
knüpfung mit den CeAT-Outputs, z. B. 
dem Verbrauch von Kohle für die Wär-
meerzeugung oder straßengebundenen 
Transportdienstleistungen. 

 Verbrauchsmodul (Konsum): In den Be-
reichen Verkehr (Fahrzeugbestand) und 
Wohnen (Gebäude- und Heizungsbe-
stand), in denen der Energiebedarf von 
der Nutzung und der Energieeffizienz der 

 
5)  Eine detaillierte Beschreibung des Modells findet 
sich in Kirchner et al. (2019).  

Kapitalstöcke abhängt, ist ein Stock-
Flow-Ansatz in das WIFO.DYNK integriert. 
Für die Analysen wurde das Modell da-
hingehend modifiziert, dass diese endo-
gen bestimmbaren Variablen exogen 
gesetzt werden können. Dadurch kön-
nen die Ergebnisse des CeAT als Input in 
das WIFO.DYNK eingefügt werden, nach-
dem sie mit Kosten und Preisen pro physi-
scher Einheit in Geldwerte umgewandelt 
wurden (Übersicht 2). So wird z. B. der 
Bau neuer Wohneinheiten durch Multipli-
kation mit den durchschnittlichen Kosten 
je m2 im Jahr 2018 bewertet. Die Kosten 
ändern sich im Laufe der Zeit mit der In-
flation. 

 Verfügbares Einkommen: Im WIFO.DYNK-
Modell umfasst der Konsum der privaten 
Haushalte drei Hauptblöcke: Gebrauchs-
güter (Wohnung, Fahrzeuge, Heizungen), 
Energieträger (Kohle, Erdöl, Erdgas, Bio-
masse, Strom und Fernwärme) und Ver-
brauchsgüter wie z. B. Lebensmittel und 
Gesundheitsdienstleistungen. Der Ver-
brauch von Gebrauchsgütern und Ener-
gie wird hier durch die Ergebnisse des 
CeAT-Modells bestimmt. Der Konsum an 
Verbrauchsgütern hängt im ursprüngli-
chen WIFO.DYNK-Modell wesentlich vom 
verfügbaren Bruttoeinkommen ab. Hierzu 
wurden zwei Modifikationen vorgenom-
men: Erstens eine zusätzliche Berech-
nung des verfügbaren Nettoeinkom-
mens, das Abschreibungen auf Wohnun-
gen ausschließt. Zweitens wurde unter-
stellt, dass das verfügbare Nettoeinkom-
men anstatt des Bruttoeinkommens den 
Verbrauchsgüterkonsum antreibt. Dies ist 
insofern zentral, als die Szenarien eine Si-
tuation simulieren, in der der private Ka-
pitalstock stark abnimmt; dadurch steigt 
das verfügbare Nettoeinkommen, das 
für andere Güter und Dienstleistungen 
ausgegeben werden kann (Rebound-Ef-
fekt), während das Bruttoeinkommen 
wegen der geringeren Abschreibung so-
gar sinken kann. 

 Stromerzeugung: Das WIFO.DYNK-Modell 
wurde in einem früheren Projekt 
(START2030)6) um ein Stromerzeugungs-
modul erweitert, das die öffentliche 
Elektrizitätsversorgung (ÖNACE 2008, 
Gruppe D35.1) detaillierter modelliert 
und in 11 Teilsektoren disaggregiert, die 
zehn Erzeugungstechnologien sowie 
Handel und Vertrieb repräsentieren. Die 
jährliche Zusammensetzung der Techno-
logien wird exogen festgelegt. In der vor-
liegenden Analyse ist der Entwicklungs-
pfad jeder Technologie an die Verände-
rung des in CeAT modellierten physi-
schen Kraftwerkskapazitätsmixes gekop-
pelt. Zusätzliche Investitionen in Kraft-
werke und Netze werden monetarisiert 
und in das Modell integriert (Übersicht 2).

6)  https://start2030.wifo.ac.at/.  

Für die Berechnung der 
Rebound-Effekte wurde 

das Konzept des verfüg-
baren Einkommens ver-

wendet, das Abschrei-
bungen auf Wohnungen 

ausschließt.  
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Übersicht 2: Inputdaten für die makroökonomische Modellierung 
 2018 2020 2025 2030 2035 2040 
 Mio. € 
Gebäude       
Miete (private Haushalte)       

Referenzszenario 29.910 30.869 33.587 36.786 40.516 44.845 
Dekarbonisierungsszenario 29.910 30.869 33.587 36.786 40.516 44.845 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 29.910 30.767 32.849 35.151 37.910 41.180 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 29.910 30.869 32.635 32.432 31.465 30.525 

Investitionen in Wohngebäude (private Haushalte und gewerblicher Wohnbau)   
Referenzszenario 24.308 25.848 29.765 33.461 37.569 42.242 
Dekarbonisierungsszenario 24.308 25.848 29.765 33.461 37.569 42.242 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 24.308 24.273 25.148 28.233 31.667 35.572 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 24.308 25.848 19.268 8.590 8.377 7.755 

Reparatur und Instandhaltung von Wohngebäude (private Haushalte)    
Referenzszenario 7.518 7.759 8.440 9.241 10.174 11.257 
Dekarbonisierungsszenario 7.518 7.759 8.440 9.241 10.174 11.257 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 7.518 7.733 8.254 8.830 9.520 10.337 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 7.518 7.759 8.201 8.147 7.900 7.660 

Zusätzliche thermische Sanierung (private Haushalte)     
Referenzszenario 0 0 0 0 0 0 
Dekarbonisierungsszenario 0 366 1.080 2.037 1.420 1.004 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 0 366 1.080 2.037 1.420 1.004 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 0 366 1.080 2.037 1.420 1.004 

       
Verkehr       
Fahrzeugkauf (private Haushalte)       

Referenzszenario 6.644 6.092 9.987 9.598 11.036 12.918 
Dekarbonisierungsszenario 6.644 7.694 7.506 8.219 9.007 14.297 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 6.644 5.796 5.429 5.945 6.515 10.357 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 6.644 1.673 918 1.005 1.101 1.796 

Fahrzeugenergie (private Haushalte)      
Referenzszenario 6.061 6.401 7.291 8.320 9.489 10.871 
Dekarbonisierungsszenario 6.061 6.186 6.297 6.219 5.840 2.888 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 6.061 6.221 6.197 5.909 5.296 2.099 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 6.061 6.302 6.092 5.523 4.631 766 

Fahrzeuginstandhaltung (private Haushalte)      
Referenzszenario 7.386 7.679 8.549 9.686 10.857 12.219 
Dekarbonisierungsszenario 7.386 7.701 8.283 8.942 9.690 10.539 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 7.386 7.594 7.603 7.620 7.639 7.658 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 7.386 7.362 6.127 4.746 3.182 1.397 

Öffentlicher Verkehr (private Haushalte)      
Referenzszenario 4.817 5.027 5.734 6.556 7.482 8.585 
Dekarbonisierungsszenario 4.817 5.035 5.931 7.056 8.358 9.929 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 4.817 4.913 5.176 5.471 5.803 6.177 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 4.817 5.062 6.492 8.281 10.136 12.090 

Fossiler Treibstoff für heimischen Güter- und Busverkehr (Dienstleistungssektoren)   
Referenzszenario 0 0 0 0 0 0 
Dekarbonisierungsszenario 0  – 31  – 193  – 363  – 537  – 710 
Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft 0  – 22  – 139  – 275  – 439  – 643 
Szenario Dekarbonisierung und 
starke Kreislaufwirtschaft 0  – 13  – 83  – 166  – 292  – 624 

Q: Input-Output-Tabelle 2018, zu laufenden Preisen, WIFO-Berechnungen. 
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 Konstante Sparquote der privaten Haus-
halte: Die Dekarbonisierungs- und Kreis-
laufwirtschaftsszenarien unterstellen eine 
deutliche Verringerung der Ausgaben für 
Wohnungen und Fahrzeuge. Die so frei-
gewordenen Mittel fließen annahmege-
mäß in den Konsum anderer Güter oder 
Dienstleistungen (Rebound-Effekt). Zur 
Modellierung wurde im Vergleich zu 

jedem Jahr im Referenzszenario eine 
konstante Sparquote unterstellt. Die 
"freien" Mittel, die z.B. durch geringere 
Aufwendungen für Wohnkredite und we-
niger Autoreparaturen entstehen, kön-
nen für vordefinierte Güterbündel ausge-
geben werden, einerseits für ressourcen-
intensive Güter7) und andererseits für 
Dienstleistungen8).  

3. Modellergebnisse 
3.1 Ökonomische Impact-Analyse 

Die Resultate des CeAT-Modells zeigen für 
jedes Szenario die Veränderung der physi-
schen Flüsse im Vergleich zum Referenzsze-
nario. Diese Materialflüsse wurden wie be-
schrieben mittels Preisannahmen monetari-
siert. Die Abweichungen der Ausgaben vom 
Referenzverlauf wurden für die ökonomische 
Analyse in Veränderungen der Güternach-
frage übertragen und exogen in die Ausga-
benstruktur der privaten Haushalte und der 
betroffenen Sektoren (z. B. öffentlicher Ver-
kehr oder Bauwesen) im Modell WIFO.DNYK 
eingespeist.   

Die Veränderungen der Güternachfrage 
umfassen Mehrausgaben (z. B. für die Ge-
bäudesanierung oder den Kauf von Elektro-
fahrzeugen) und Minderausgaben (z. B. für 
Treibstoffe und Neubauten). In Summe sin-
ken in jedem Szenario die exogen vorgege-
benen Ausgaben der privaten Haushalte 
gemäß den CeAT-Ergebnissen (Übersicht 2). 

In jedem Wirtschaftsmodell führt eine solche 
Ausgabenkürzung zu einem Anstieg der 
Sparquote und zu einem Rückgang der in-
ländischen Produktion und der Wertschöp-
fung. Für die vorliegende Analyse wurde in 
allen Szenarien angenommen, dass die 
Sparquote der privaten Haushalte in jedem 
Jahr gleich hoch ist wie im Referenzszenario. 
Für die Verwendung der eingesparten Aus-
gaben wurden zwei mögliche Varianten de-
finiert. In den "M"-Varianten der Szenarien 
werden die frei gewordenen Geldmittel nur 
für Güter ausgegeben, in den "S"-Varianten 
nur für Dienstleistungen. Während Güter 
eher material- und importintensiv sind, sind 
Dienstleistungen eher beschäftigungsintensiv 
und erhöhen die inländische Wertschöp-
fung. Die beiden Umschichtungsvarianten M 
und S ergeben in Kombination mit den drei 
Hauptszenarien A, B und C sechs Szenarien. 
Abbildung 2 zeigt die durchschnittlichen 
jährlichen Wachstumsraten 2018/2040 in Be-
zug auf das BIP, das verfügbare Nettoein-
kommen und die Beschäftigung.  

 
7)  Kategorien CPA 01 bis 33, ausgenommen Kraftfahr-
zeuge (CPA 29) und Energierohstoffe (CPA 05, 06, 19, 
35), da diese bereits durch die Inputs von CeAT be-
stimmt werden. 

Im Referenzszenario wächst das BIP um etwa 
1,33% pro Jahr. Das Szenario A unterstellt 
eine vollständige Dekarbonisierung; Heizung, 
Stromerzeugung und Mobilität werden von 
fossilen auf alternative, erneuerbare Energie-
technologien umgestellt. Der isolierte Rück-
gang der Nachfrage nach Brennstoffen 
dämpft das BIP-Wachstum lediglich um 
0,01 Prozentpunkte, da in Szenario A impor-
tierte fossile Brennstoffe durch inländische 
Quellen (wie z. B. Umgebungswärme) ersetzt 
werden. Die Betriebskosten sind niedriger 
und die eingesparten Mittel können ander-
weitig ausgegeben werden, bis die Spar-
quote derjenigen im Referenzszenario ent-
spricht. Daraus folgt in beiden Varianten 
(A.M Ausgaben für Waren und A.S Ausga-
ben für Dienstleistungen) eine positive Aus-
wirkung auf das BIP-Wachstum. Der BIP-
Effekt ist in A.S größer, weil Dienstleistungen 
eine relativ geringe Importintensität und 
eine hohe Lohnintensität im Inland aufwei-
sen. Dadurch fließt ein höherer Anteil der 
durch eingesparte Investitionen freigesetz-
ten Mittel in die inländische Wertschöpfung. 

Die Szenarien B und C setzen auf Szenario A 
auf und treffen zusätzliche Annahmen zur 
Kreislaufwirtschaft. Im Fokus des Szenarios B 
stehen ein Rückgang der Ausgaben und In-
vestitionen für Wohnen und private Mobili-
tät. Ohne Rebound-Effekte würde das BIP-
Wachstum um 0,14 Prozentpunkte sinken 
und läge bei 1,20% pro Jahr. Die positiven 
Auswirkungen der Mehrausgaben sind je-
doch nur geringfügig höher als im Szena-
rio A, da dort hauptsächlich die Nachfrage 
nach importierten fossilen Brennstoffen 
durch Ausgaben für Waren oder Dienstleis-
tungen ersetzt wird, was sich deutlich positiv 
auf das BIP auswirkt. Die in Szenario B zusätz-
lich ersetzten Ausgaben und Investitionen für 
Wohnen und Mobilität weisen hingegen 
selbst keine hohe Importquote auf. Durch 
die Verlagerung der Nachfrage entsteht da-
her ein eher neutraler (S) bzw. ein negativer 
zusätzlicher BIP-Effekt, wenn die Ausgaben 
zu Waren (M) verlagert werden, deren Vor-
leistungskette importlastiger ist als jene der 
Bereiche Wohnen und Mobilität.  

8)  Kategorien CPA 41 bis 99, ausgenommen Bauleis-
tungen (CPA 41 bis 43) und Mieten (CPA 68), da diese 
bereits durch die Inputs von CeAT bestimmt werden. 

Unter der Annahme ei-
ner konstanten Spar-

quote fließen die Min-
derausgaben für Kapi-
talstöcke entweder in 

Güter oder in Dienstleis-
tungen und erzeugen so 

Rebound-Effekte.  
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Abbildung 2: Entwicklung des BIP, des verfügbaren Haushaltseinkommens und der Beschäftigung im Referenzszenario und 
in den Modellszenarien A, B und C  
Durchschnittliche Jahreswachstumsrate 2018/2040 in % 

 

Q: WIFO-Berechnungen. R . . . Referenzszenario, A . . . Dekarbonisierungsszenario, B . . . Szenario Dekarbonisierung und schwache Kreislaufwirtschaft, 
C . . . Szenario Dekarbonisierung und starke Kreislaufwirtschaft; Rebound-Effekte über S . . . Dienstleistungen, M . . . ressourcenintensive Güter. 

 

Im Szenario C werden die Veränderungen 
des Szenarios B verstärkt, strukturell ergeben 
sich aber sehr ähnliche Effekte. Der isolierte 
Nachfragerückgang im Szenario C würde 
das BIP-Wachstum auf unter 1% p. a. dämp-
fen. Durch den Einsatz der freigesetzten Mit-
tel beschleunigt sich das Wachstum jedoch 
wieder auf durchschnittlich 1,44% pro Jahr 
(C.S) bzw. auf 1,18% pro Jahr (C.M). 

Das verfügbare (Netto-)Einkommen (Abbil-
dung 2, mittlere Grafik) ist ein wichtiger Indi-
kator dafür, wie die privaten Haushalte von 
den Szenarien A, B und C betroffen sind. 
Eine zentrale Triebkraft des verfügbaren Brut-
toeinkommens9) ist die Entwicklung der 
Löhne und Gehälter, die Teil des BIP sind. Der 
Fokus liegt hier jedoch auf dem verfügbaren 
Nettoeinkommen. Es entspricht dem verfüg-
baren Bruttoeinkommen abzüglich des Tei-
les, der für die Erhaltung des Wohnungsbe-
standes erforderlich ist. Wenn der zu erhal-
tende Wohnungsbestand kleiner wird, steht 
ein größerer Teil des Einkommens für andere 
Konsumzwecke zur Verfügung.   

Neben dem BIP wird auch das verfügbare 
Nettoeinkommen durch einen Rückgang 
des Wohnungsbestandes positiv beeinflusst. 
Daher entsprechen die Veränderungen der 
Wachstumsraten des verfügbaren Nettoein-
kommens strukturell den BIP-Effekten, enthal-
ten aber einen zusätzlichen positiven Impuls 
durch die Mittel, die vormals in den Erhalt 

 
9)  Siehe die Komponenten des verfügbaren Einkom-
mens in den Konten des nichtfinanziellen Sektors: 
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/ 
nasa_10_nf_tr.  

von Wohnungen geflossen waren. In allen 
Fällen außer im Szenario C.M nimmt das ver-
fügbare Nettoeinkommen zu. 

Die Auswirkungen auf die Beschäftigung 
sind in allen Szenarien positiv (Abbildung 2, 
rechte Grafik). Aufgeschlüsselt nach Sekto-
ren scheinen drei Bereiche besonders von 
den Neuausgaben für materialintensive Gü-
ter (Szenario M) zu profitieren, wodurch 
auch die Arbeitsnachfrage steigt. Der erste 
Bereich ist die Herstellung und Verarbeitung 
von Nahrungsmitteln, der zweite Sektor sind 
Handelsdienstleistungen (Einzel- und Groß-
handel) und der dritte Bereich ist der Trans-
port. Der Grund dafür liegt in der Struktur10) 
der Wiederverwendung der frei geworde-
nen Mittel. In den Basisjahren beinhaltet der 
Güterkonsum der privaten Haushalte große 
Anteile an landwirtschaftlichen Produkten 
und Lebensmitteln. Beide sind arbeitsinten-
siv. Außerdem ist der Verbrauch dieser Güter 
mit Transport und Handel verknüpft.  

In den Szenarien B.M und C.M werden die 
Ausgaben, die vormals in das Bauwesen 
und die Fahrzeugbranche flossen, durch 
Ausgaben für materialintensive Verbrauchs-
güter ersetzt. Die dafür benötigen Ressour-
cen und Vorleistungsgüter weisen entlang 
ihrer Wertschöpfungskette einen höheren 
Importanteil auf und dämpfen dadurch das 
BIP-Wachstum (Abbildung 2, linke Grafik). Al-
lerdings ist für diese Güter die Arbeitsinten-

10)  Die Ausgabenstruktur entspricht den Ausgaben für 
Güter (CPA 01 bis 33) im privaten Konsumvektor in der 
Input-Output-Tabelle 2018, mit Ausnahme der Energie-
rohstoffe (CPA 05, 06, 19) und der Fahrzeuge 
(CPA 29). 

Im Szenario C.S ergibt 
sich aufgrund der hohen 
Arbeits- und der niedri-
gen Importintensität der 
zusätzlich nachgefrag-
ten Dienstleistungen die 
höchste BIP-Wachstums-
rate.  

Die Beschäftigungsef-
fekte sind in allen Sze-
narien positiv und im 
Szenario C.S, das einen 
Dienstleistungs-Rebound 
unterstellt, am höchsten.  
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sität innerhalb der Wertschöpfungskette hö-
her als im Bauwesen und der Fahrzeugbran-
che. Daher ist der Beschäftigungseffekt der 
Neuverwendung insgesamt positiv. Die 
Lohnsätze in den Sektoren Landwirtschaft, 
Lebensmittelverarbeitung, Handel und Trans-
port sind eher niedrig. Daher ist das verfüg-
bare Einkommen in C.M niedriger als in R, 
während die Beschäftigung höher ist. 

Die vorliegende ökonomische Impact-Ana-
lyse unterstellt für die Szenarien R, A, B und C 
keine unterschiedlichen Energie- und CO2-
Preise, da die Ergebnisse der biophysischen 
Modellierung implizit Preisannahmen und 
Marktreaktionen enthalten. Die Einbindung 
von Energie- und CO2-Preispfaden in das 
makroökonomische Modell hätte Auswirkun-
gen auf die Energienachfrage der privaten 
Haushalte und den Energiemix, die jedoch 
bereits im biophysischen Modell erfasst und 
als exogene Variable in das makroökonomi-
sche Modell übernommen wurden. Zwar 
könnte argumentiert werden, dass stei-
gende Preise für Energie und CO2-Zertifikate 
die Energiekosten für die Haushalte erhöhen, 
allerdings würde der Einfluss der Verteuerung 
von CO2 durch die Dekarbonisierung bis 
2040 ohnehin abnehmen. Zudem dürfte Ös-
terreich zu klein sein, um die weltweiten 

Energie- oder Ressourcenpreise zu beeinflus-
sen. Daher wurde von möglichen Preiseffek-
ten abgesehen und nur auf die makroöko-
nomischen Effekte abgestellt. Wegen der 
begrenzten Projektlaufzeit und der Ein-
schränkungen des ökonomischen Modells 
wurden weiterführende ökonomische Ef-
fekte, z. B. Auswirkungen auf die Mietpreise, 
nicht berücksichtigt. 

3.2 Ergebnisse der biophysischen 
Modellierung 

Im Referenzszenario steigt der Materialver-
brauch der drei Sektoren Gebäude, Verkehr 
und Stromerzeugung von 88 Mio. t im Jahr 
2018 auf 102 Mio. t im Jahr 2040 (Abbil-
dung 3). Dies resultiert in erster Linie aus der 
Fortführung der Bauaktivitäten und dem stei-
genden Konsum durch das kontinuierliche 
Wirtschaftswachstum und unter Berücksichti-
gung der zunehmenden Steigerung der Ma-
terialeffizienz. Im Dekarbonisierungsszenario 
A ist der Materialverbrauch im Jahr 2040 – 
vor allem wegen des Wegfalls der fossilen 
Energieträger – um fast 10% niedriger als im 
Referenzszenario, obwohl der Materialauf-
wand für Sanierungen und den Austausch 
von Heizungen, Fahrzeugen und Kraftwer-
ken zunimmt. 

 

Abbildung 3: Materialverbrauch (einschließlich Sekundärrohstoffe) 

 

Q: BOKU-Modellierung (Institut für Soziale Ökologie). R . . . Referenzszenario, A . . . Dekarbonisierungsszenario, B . . . Szenario Dekarbonisierung und 
schwache Kreislaufwirtschaft, C . . . Szenario Dekarbonisierung und starke Kreislaufwirtschaft. 

 

Das schwache Kreislaufwirtschaftsszenario B 
ergibt gegenüber R eine Reduktion des Ma-
terialverbrauchs von etwa 15% im Jahr 2040, 
wobei der stärkste Rückgang auf die Verklei-
nerung des Pro-Kopf-Wohnraums im Neubau 
um 25% zurückzuführen ist. Im starken Kreis-

laufwirtschaftsszenario C ist eine Einsparung 
des Materialverbrauchs um über 70% er-
reichbar. Diese deutliche Verringerung geht 
in erster Linie darauf zurück, dass der Neu-
bau von Straßen und Gebäuden auf unbe-
bautem Land schrittweise ausläuft. Auch die 
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Verlängerung der Lebensdauer von Gebäu-
den spielt eine Rolle. Nur dieses starke Kreis-
laufwirtschaftsszenario C ist mit den Zielen 
der österreichischen Kreislaufwirtschaftsstra-
tegie vereinbar. Dies wird deutlich, wenn die 
Szenarien als Fortsetzung einer langen Zeit-
reihe des gesamten inländischen Material-
verbrauchs dargestellt werden (Abbil-
dung 4).  

Im Jahr 2018 emittierten die Sektoren Ge-
bäude, Verkehr und Stromerzeugung 
8,9 Mio. t an Kohlenstoff, wobei damit nur 
die Emissionen laut den nationalen Treib-

hausgasinventaren erfasst sind. Bei anhal-
tenden Trends (Referenzszenario) würden 
die Emissionen auf 9,6 Mio. t Kohlenstoff im 
Jahr 2040 bzw. kumuliert bis 2040 auf 
211 Mio. t steigen, wodurch die drei Sekto-
ren ihr Kohlenstoffbudget für 2050 (rund 
130 Mio. t Kohlenstoff; Zielwert für alle Sekto-
ren: 1.000 Mio. t CO2-Äquivalente; Kirchen-
gast et al., 2019) bereits 2040 um mehr als 
60% überschreiten würden. In allen anderen 
Szenarien wird dieses Budget eingehalten, 
insbesondere im Szenario C, wo mit kumu-
lierten 97 Mio. t Kohlenstoff nur 74% des Bud-
gets genutzt würden. 

 

Abbildung 4: Inländischer Materialverbrauch (1960/2018) und Szenarien bis 2040 

 

Q: Historisch: Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, Bundesministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (2015), Statistik Austria (2023), Bundesministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie (2022). BOKU-Modellierung (Institut für Soziale Ökolo-
gie). R . . . Referenzszenario, A . . . Dekarbonisierungsszenario, B . . . Szenario Dekarbonisierung und schwache 
Kreislaufwirtschaft, C . . . Szenario Dekarbonisierung und starke Kreislaufwirtschaft starke Kreislaufwirtschaft. 

4. Schlussfolgerungen 

Das Projekt "Circular Economy and Decar-
bonisation: Synergies and Trade-offs 
(CEDC)", auf dem dieser Beitrag basiert, lie-
ferte wichtige Erkenntnisse für die Bewertung 
des zukünftigen Kreislaufwirtschaftspotenzials 
der österreichischen Wirtschaft. Darüber hin-
aus konnten die biophysischen und makro-
ökonomischen Auswirkungen verschiedener 
nachhaltiger Transformationsstrategien, die 
von der Dekarbonisierung bis hin zu einer 
weitreichenden Kreislaufwirtschaft reichen, 
im Detail analysiert werden.  

Wie die Ergebnisse zeigen, lassen sich in ei-
nem starken Kreislaufwirtschaftsszenario prin-
zipiell Emissionsneutralität, die Ziele der Kreis-
laufwirtschaft sowie wichtige Zusatznutzen 
(co-benefits) wie eine Reduktion des Flä-
chenverbrauchs erreichen. Obwohl ambiti-

onierte Kreislaufwirtschaftsstrategien eine 
große Herausforderung für die politischen 
Entscheidungsträger darstellen, sind die Ein-
schränkungen für die Verbraucher:innen 
moderat. Vielmehr erzeugt die Kreislaufwirt-
schaft nicht zuletzt in Bezug auf Beschäfti-
gung und das Wirtschaftswachstum einen 
wertvollen Nutzen und erhöht damit die 
Wohlfahrt, sofern die frei gewordenen Fi-
nanzmittel nicht gespart, sondern ausgege-
ben werden (Annahme konstanter Spar-
quote). In den Modellsimulationen erwies 
sich insbesondere eine Dekarbonisierung in 
Kombination mit einem starken Kreislaufwirt-
schaftsszenario (C) als vorteilhaft in Bezug 
auf Wertschöpfung und Beschäftigung, so-
fern die freigesetzten Mittel in den Konsum 
von Dienstleistungen fließen. 

Die Ziele der österreichi-
schen Kreislaufwirt-
schaftsstrategie werden 
nur im starken Kreislauf-
wirtschaftsszenario C 
annähernd erreicht. 

Wie die Modellergeb-
nisse zeigen, kann ein 
starkes Kreislaufwirt-
schaftsszenario die Ziele 
der Klimaneutralität und 
der österreichischen 
Kreislaufwirtschaftsstra-
tegie erreichen und da-
bei Wertschöpfung und 
Beschäftigung generie-
ren. 
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Policy Brief: Budgetäre Kosten und Risiken durch 
klimapolitisches Nichthandeln und Klimarisiken 
Angela Köppl, Margit Schratzenstaller 

 

 

Klimarisiken können erhebliche direkte und indirekte Kos-
ten für die öffentlichen Haushalte verursachen. Für Öster-
reich fehlt bisher eine gesamthafte Übersicht über mögli-
che Kosten bzw. Risiken durch klimapolitisches Nichthan-
deln bzw. Klimarisiken für die öffentliche Hand. Vor diesem 
Hintergrund wird zunächst ein kurzer Überblick gegeben, 
durch welche Transmissionsmechanismen Klimarisiken öf-
fentliche Budgets betreffen können. In der Folge wird die 
bestehende empirische Literatur für Österreich ausgewer-
tet, um zu einem möglichst umfassenden Bild der mit kli-
mapolitischer Untätigkeit bzw. Klimarisiken verbundenen 
budgetären Kosten bzw. Risiken zu kommen. Auch werden 
auf dieser Grundlage Bandbreiten für das Ausmaß ent-
sprechender budgetärer Kosten bzw. Risiken angegeben. 
Hierbei wird differenziert zwischen budgetären Kosten, die 
bereits heute anfallen, und künftigen budgetären Risiken. 

 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie • Jänner 2024 • 
27 Seiten • Kostenloser Download: https://www.wifo.ac.at/publication/pid/37514932/  
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